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Mit dem Wehrdienst leisten junge Staatsbürger einen wichtigen Beitrag 
für unsere Republik Österreich.
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1. Präambel

•• die langfristige Fähigkeitenplanung,
•• die Maßnahmen zur Reduzierung von Funktions-

soldaten,
•• das im BM.I erarbeitete Papier »Die Bedeutung 

des Österreichischen Bundesheeres für die öster-
reichische Sicherheit. Anforderungen an das ÖBH 
aus der Sicht der inneren Sicherheit« und

•• die Reformforderungen der ÖVP zur »Wehrpflicht 
NEU«.

Die Bearbeitungen reflektieren die klare Ausrichtung 
des Österreichischen Bundesheeres auf die wahr-
scheinlichsten Einsatzszenarien und die dafür erfor-
derlichen Ressourcen.

Ziel der Reform ist die Attraktivierung des Wehr-
dienstes. Die Ausbildung und der Dienstbetrieb der 
Grundwehrdiener müssen so gestaltet und weiter-
entwickelt werden, dass sie einerseits den geän-
derten sicherheitspolitischen Rahmenbedingun-
gen entsprechen und andererseits die Fähigkeiten 
und Interessen der jungen Staatsbürger bestmög-
lich berücksichtigen sowie für diese sinnvoll und 
motivierend wirken. Dies muss so erfolgen, dass 
verstärkt bereits während des Grundwehrdienstes 
unterschiedliche Beiträge für die Sicherheit Öster-
reichs erbracht werden und die Grundwehrdiener 
auch einen persönlichen Nutzen für ihr späteres 
Leben aus der Zeit beim Bundesheer ziehen kön-
nen. Zudem sollen sie gezielt dazu motiviert wer-
den, im Anschluss an den Grundwehrdienst eine 
Milizlaufbahn einzuschlagen.

Alle im vorliegenden Dokument verwendeten 
Begriffe, Personen- und Funktionsbezeichnungen 
beziehen sich ungeachtet ihrer grammatikalischen 
Form selbstverständlich in gleicher Weise auf Frauen 
und Männer.

Die Volksbefragung vom 20.  Jänner 2013 
erbrachte ein eindeutiges Ergebnis für die 
Beibehaltung der allgemeinen Wehrpflicht.

Erste Vorgaben für die Umsetzung hat der Minis-
terrat am 22. Jänner 2013 beschlossen. Dabei wurde 
unter anderem festgelegt, dass eine regierungsüber-
greifende Arbeitsgruppe noch vor dem Sommer 2013 
ein Konzept für eine entsprechende Reform des Wehr-
dienstes erarbeiten wird.

Zur Umsetzung innerhalb des Bundesministeriums 
für Landesverteidigung und Sport wurde der General-
stab beauftragt, unter Einbeziehung der Sektion I, der 
Sektion V, der Gruppe Revision sowie der Abteilung 
Kommunikation eine Arbeitsgruppe einzurichten. Ziel 
war die Beurteilung und Festlegung weiterer Maß-
nahmen zur Verbesserung des Wehrdienstes im Sinne 
einer Attraktivierung.

Im Bundesministerium für Inneres (BM.I) 
wurde unter Einbeziehung aller relevanten Stel-
len des Hauses im Rahmen des Strategieprozesses  
INNEN.SICHER.2013 das Projekt »Zusammenarbeit 
BM.I – Österreichisches Bundesheer« gestartet. In 
dessen Rahmen wurden einerseits Fachbeiträge für 
die Arbeitsgruppe Wehrdienst vorbereitet und ande-
rerseits ein Konzept für die künftige Zusammenarbeit 
BM.I – BMLVS erstellt.

Als Grundlagen für die Bearbeitungen wurden her-
angezogen:

•• Das Regierungsprogramm der Bundesregierung 
für die XXIV. Gesetzgebungsperiode,

•• die Ergebnisse der Bundesheerreformkommis-
sion 2010,

•• der Entwurf zur Österreichischen Sicherheitsstra-
tegie (ÖSS) sowie neue sicherheitspolitische Ent-
wicklungen und die daraus ableitbaren Anforde-
rungen an das Bundesheer,

Bericht zur Reform des Wehrdienstes
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Vorwort des Bundesministers  
für Landesverteidigung und Sport

Geschätzte Leserinnen und Leser! 

Den Regierungsbeschluss zum 22. Jänner 2013 
zur Umsetzung des Ergebnisses der Volksbefragung 
habe ich als damaliger Abgeordneter zum Bundesrat 
zwar registriert, konnte aber nicht vorhersehen, dass 
ich wenige Wochen später unmittelbar persönlich 
damit befasst sein würde. 

Seit dem 11. März 2013, dem Tag meines Amts-
antritts, stellt sich die Lage gänzlich anders dar. Die 
Bearbeitungen zur Attraktivierung des Grundwehr-
dienstes sind für die finale Phase dieser Legislatur­
periode neben einsatzrelevanten Angelegenheiten 
das Schwergewicht meiner Tätigkeit. 

Mein Ziel ist es, unter dem gegenwärtigen Wehr-
system die besten Rahmenbedingungen für die 
betroffenen jungen Soldaten und die Angehörigen 
der Miliz, aber auch für das gesamte Bundesheer zu 
schaffen. 

Der vorliegende Bericht zeigt eindrucksvoll, wel-
che Verbesserungspotenziale für einen modernen, 
fordernden und fördernden Dienst unserer jungen 
männlichen Mitbürger im Bundesheer umgesetzt 
werden können. Dabei wurden zahlreiche Meinun-
gen und Positionen aus dem eigenen Ressort – vom 
Rekruten bis zum General –  und einer Vielzahl von 
ressortexternen Institutionen berücksichtigt. 

Ich darf den Partnern der politischen Arbeits-
gruppe für die konstruktive Zusammenarbeit und 
allen, die an den Vorarbeiten und an der Erstellung 
des Berichts beteiligt waren, für ihr Engagement 
sehr herzlich danken. Jetzt liegt es an mir und mei-
nem Ressort, das Konzept zügig zu realisieren. Ich 
bin überzeugt, dass uns das gelingen wird. 

Mag. Gerald Klug
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Vorwort der Bundesministerin 
für Inneres

Geschätzte Österreicherinnen und Österreicher!

Die Bevölkerung hat sich bei der Volksbefragung 
Anfang dieses Jahres mit einer klaren Mehrheit für 
die Beibehaltung der Wehrpflicht und des Zivildiensts 
entschieden. Mit diesem Votum war gleichzeitig der 
klare Auftrag an die Bundesregierung verbunden, 
beide Bereiche sinnvoll und attraktiv weiterzuentwi-
ckeln – zur Wahrung und Stärkung sowohl der militäri-
schen, als auch der sozialen Sicherheit. Zudem sollen 
unsere jungen Männer persönlich von ihrem Dienst an 
der Gemeinschaft stärker für ihre Zukunft profitieren  

Die angemessene Vorbereitung auf Verteidigungs-
aufgaben oder freiwillige Auslandseinsätze nützen 
dabei auch unserer inneren Sicherheit. Besonders 
wichtig sind natürlich »Schutz und Hilfe« für die 
Bevölkerung. Das Bundesheer muss diesbezügliche 
Assistenzanforderungen ziviler Behörden bestmög-
lich erfüllen können. Katastrophenschutz, der Schutz 
kritischer Infrastrukturen, Grenzüberwachung oder 
die Unterstützung der Polizei bei speziellen Heraus-
forderungen, bilden deshalb künftig wichtige Ausbil-
dungsschwerpunkte.

Rekruten sollen ihre zivilen Kompetenzen als 
»Mitarbeiter« einbringen und weiter entwickeln kön-
nen, etwa im Bereich »Cyber Sicherheit« oder durch 
ein so genanntes »Berufspraktikum«. Mit Dienstende 
soll ihnen das erlernte Wissen und Können in einer 
»Kompetenzbilanz« bestätigt werden.

Mit der Reform wollen wir zudem die Miliz deutlich 
attraktiver machen. Sie soll klare regionale Verant-
wortungen übernehmen und regelmäßig üben, auch 
gemeinsam mit Blaulichtorganisationen.

Schließlich sollen im Wehrdienst gezielt die 
Zusammengehörigkeit, das Bekenntnis zu Österreich 
und gelebte Integration gestärkt werden. 

Ich danke allen Beteiligten für die hervorragende 
Zusammenarbeit bei der Erstellung dieses Berichts 
und zähle bei der Umsetzung dieser Reform, als auch 
bei der im Juni 2013 beschlossenen Attraktivierung 
des Zivildienstes auf eine weiterhin ebenso gute 
Kooperation.

Mag.a Johanna Mikl-Leitner
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Vorwort des Staatssekretärs 
für Medien und Koordination 
im Bundeskanzleramt

Werte Leserinnen und Leser! 

Die Positionen zur Frage des Wehrsystems haben 
sich im Laufe der letzten Jahre und Jahrzehnte inner-
halb der österreichischen Parteienlandschaft  zum 
Teil grundlegend geändert. So gesehen war es nahe­
liegend, als Mittel der direkten Demokratie eine 
Volksbefragung, deren Ergebnis politisch verbindlich 
sein sollte, durchzuführen. 

Unmittelbar nach Feststehen des Ergebnisses 
nahm die politische Arbeitsgruppe ihre Tätigkeit auf. 
Sie wurde von der so genannten Vorbereitungs- und 
Steuerungsgruppe unter Leitung von Generalleut-
nant Othmar Commenda zielgerichtet beraten und 
regelmäßig über den Bearbeitungsfortschritt infor-
miert. 

Das nun vorliegende Ergebnis kann sich sehen 
lassen. Es reflektiert den eindeutigen Willen zur Ver-
besserung des bestehenden Systems und gibt klare 
Direktiven für den Dienst von Grundwehrdienern 
sowie der Miliz im Rahmen der allgemeinen Wehr-
pflicht. 

Es ist mir ein Anliegen, nicht nur den unzähligen 
Experten und Mitarbeitern zu gratulieren, sondern 
auch meinen Partnern in der Arbeitsgruppe für eine 
konstruktive Zusammenarbeit zu danken. 

Abschließend möchte ich dem ehemaligen Vertei-
digungs- und Sportminister Norbert Darabos Respekt 
für seine bis zum Tag seiner Amtsübergabe geleiste-
ten Vorarbeiten für dieses Dokument zollen. 

Dr. Josef Ostermayer
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Vorwort des Klubobmanns 
des Parlamentsklubs der ÖVP

Geschätzte Österreicherinnen und Österreicher!

Der 20. Jänner 2013 kann im Sinne der österrei-
chischen Sicherheits- und Verteidigungspolitik als 
historisch bezeichnet werden. Die österreichische 
Bevölkerung hat sich bei der ersten Volksbefragung 
in der Geschichte der Zweiten Republik mit einem 
klaren Votum für die Beibehaltung des nach wie vor 
aktuellen Wehrsystems auf Basis der Österreichi-
schen Bundesverfassung entschieden. Das bedeutet, 
dass die allgemeine Wehrpflicht weiter ein Teil unse-
res sicherheitspolitischen Handelns ist. Damit hat sich 
die Bevölkerung für die Beibehaltung eines Systems 
entschieden, das den Sicherheitsbedürfnissen unserer 
Republik entspricht und auf alle für Österreich rele-
vanten Herausforderungen, vor allem im Inland und 
im Ausland, eine Antwort hat. 

Im Rahmen der öffentlichen Wehrpflichtdebatte 
wurden auch Mängel des aktuellen Wehrsystems eru-
iert. Wir haben daher gefordert, das bestehende Sys-
tem den aktuellen Gegebenheiten anzupassen. Unser 
»12 Punkte Programm« zur Verbesserung der Wehr-
pflicht wurde als Grundlage für weitere Bearbeitun-
gen herangezogen. Es wurde von uns gemeinsam mit 
dem Koalitionspartner eine Arbeitsgruppe zur Verbes-

serung des Wehrdienstes eingesetzt, in welcher auch 
erste Sofortmaßnahmen zur Umsetzung vorgeschla-
gen wurden. 

Uns war vor allem auch wichtig, eine breite Mei-
nungsvielfalt zuzulassen. Daher haben wir besonders 
darauf Wert gelegt, dass die Einbindung vieler Betrof-
fener, insbesondere im Bundesheer, hier vor allem 
der Rekruten selbst, aber auch des verantwortlichen 
Kaderpersonals und von Vertretern der Miliz, sicher-
gestellt wurde. 

Dieser Bericht ist kein Abschlussdokument, son-
dern stellt den Beginn einer permanenten Entwick-
lung zur Anpassung des Wehrdienstes an die jeweili-
gen Gegebenheiten dar.

Im Sinne des Grundsatzes »ein Heer aus dem Volk 
für das Volk« werden wir im Sinne der Österreicherin-
nen und Österreicher auf die Umsetzung der vorge-
schlagenen Maßnahmen dringen und weitere Verbes-
serungen unterstützen.

Besonders darf ich mich bei allen Mitarbeitern für 
die professionelle und engagierte Mitarbeit bedan-
ken. 

Karlheinz Kopf
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Eine wesentliche Forderung zur Wehrdienstreform ist die Reduzierung von  
Funktionssoldaten zu Gunsten einer Ausbildung in militärischen Kernbereichen.
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3.	 Zusammenfassung

•• Zu viele Rekruten werden zur Aufrechterhaltung 
des Betriebes des Bundesheeres eingesetzt.

•• Die bei den jungen Wehrpflichtigen vorhandenen 
Eignungen und Fähigkeiten werden durch das 
Bundesheer nicht ausreichend genutzt.

•• Die Intensität der militärischen Ausbildung und 
das gemeinsame Erlebnis im Team sind – insbe-
sondere für Funktionssoldaten – nicht ausrei-
chend.

•• Rekruten können die beim Bundesheer erwor-
benen Ausbildungen und Qualifikation im zivilen 
Leben nicht ausreichend verwerten.

•• Das Anreizsystem für längere Verpflichtungen und 
für die Übernahme von Milizfunktionen beim Bun-
desheer ist mangelhaft.

•• Teile der für die Unterbringung und Betreuung der 
Rekruten erforderlichen Infrastruktur entsprechen 
nicht den angemessenen Standards.

•• Die Umgangsformen des Kaderpersonals gegen-
über den Rekruten entsprechen nicht immer jener 
Form der Wertschätzung, wie er Mitarbeitern 
gegenüber angebracht wäre.

•• Im Bereich der verfassungsrechtlich verankerten 
Miliz besteht insgesamt erheblicher Optimie-
rungsbedarf.

Sofern sich aus der Bearbeitung Möglichkeiten des 
unmittelbaren Handelns zur Erzielung von Verbesse-
rungen in Teilbereichen ergaben, wurden entspre-
chende Maßnahmen nach Zustimmung der Arbeits-
gruppe Wehrdienst als Sofortmaßnahmen angeord-
net und es wurde mit ihrer Umsetzung begonnen.

Der nun vorliegende Bericht stellt ein umfang-
reiches Gesamtpaket von aufeinander abgestimm-
ten Einzelmaßnahmen zur Reform des Wehrdiens-
tes dar. Diese wurden mit den jeweils Betroffenen 
im Rahmen eines intensiven Diskurses ausführlich 
besprochen.

Die Volksbefragung vom 20.  Jänner 2013 
erbrachte ein eindeutiges Ergebnis für die 
Beibehaltung der allgemeinen Wehrpflicht. 

Die Bundesregierung hat daher mit Ministerrats-
vortrag vom 22.  Jänner 2013 eine aus vier Personen 
bestehende politische Arbeitsgruppe zur Reform und 
Attraktivierung des Wehrdienstes eingerichtet.

Im Rahmen der Bearbeitung zu dieser Reform 
waren insbesondere das geltende Regierungsüberein-
kommen, die Ergebnisse der Bundesheer-Reformkom-
mission Bundesheer 2010 sowie neue sicherheitspoliti-
sche Entwicklungen und die daraus ableitbaren Anfor-
derungen an das Bundesheer zu berücksichtigen.

Die inhaltliche Ausarbeitung von Vorschlägen zur 
Attraktivierung des Wehrdienstes erfolgte durch eine 
Vorbereitungs- und Steuerungsgruppe, aufbauend 
auf Beiträgen aus den Bearbeitungsbereichen des 
BMLVS und des BM.I. Externe Expertisen wurden 
mittels eines Expertenrates eingebracht. Besondere 
Bedeutung wurde der direkten Berücksichtigung der 
Anliegen von Rekruten beigemessen. Die Ergebnisse 
von breit angelegten Rekruten-Befragungen und 
eines begleitenden Dialoges mit Soldatenvertretern 
wurden entsprechend berücksichtigt.

Im Rahmen der Situationsanalyse wurden insbe-
sondere folgende Punkte identifiziert:

•• Es gibt keine optimale, regelmäßig aktualisierte 
Aufgabenbeschreibung für das Bundesheer; dies 
gilt insbesondere für Assistenzbereiche.

•• Die Information von Stellungspflichtigen und Rek-
ruten über die Aufgaben des Bundesheeres und 
über ihre Verwendungsmöglichkeiten beim Bun-
desheer reicht nicht aus.

•• Für Rekruten bestehen keine ausreichenden Wahl-
möglichkeiten, die sich an den Aufgaben des Bundes-
heeres und am Know-how der Rekruten orientieren.

Bericht zur Reform des Wehrdienstes
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Als Aufgabenbereiche für das Bundesheer im 
Zusammenhang mit dem Wehrdienst werden insbe-
sondere definiert: die militärische Landesverteidi-
gung, das Auslandsengagement, die Katastrophen-
hilfe, der Schutz kritischer Infrastrukturen, die Grenz-
überwachung, die Aufrechterhaltung der öffentlichen 
Ordnung und Sicherheit im Inneren sowie die Cyber-
Sicherheit.

Der gesamte Bereich der Informationsbereitstel-
lung für den Wehrpflichtigen vor, während und nach 
der Stellung wird verbessert. In Verbindung mit einer 
angepassten Systematik der Einberufung wird das 
Potenzial der Rekruten optimal mit den Möglichkei-
ten und dem Bedarf des Bundesheeres verknüpft wer-
den können.

Mit den Modulen »Allgemeine Fähigkeiten« und 
»Militärische Grundausbildung« sind zwei grundle-
gende Ausbildungsmodule für alle Rekruten vorge-
sehen. Dabei hat bei allen Rekruten eine grundle-
gende Ausbildung für die militärische Landesvertei-
digung im engeren Sinn zu erfolgen. Ergänzend dazu 
wird es vier Wahlmöglichkeiten für Rekruten geben: 
»Schutz und Hilfe«, »Cyber-Sicherheit«, »Militäri-
sches Berufspraktikum« und »Militärische Speziali-
sierung«.

Dem Bedarf im Bundesheer entsprechend, werden 
die Bestqualifizierten für die jeweiligen gewünschten 
Verwendungen eingeteilt. Dazu ist bei der Stellung 
ein »Talentecheck« vorgesehen.

Alle Wahlmöglichkeiten bilden in ihrer Gesamtheit 
auch die Basis für Milizverwendungen. Bei Rekruten, 
die sich für eine Milizlaufbahn entscheiden, hat die 
Ausbildung möglichst »milizorientiert« zu erfolgen.

Auf allen Ebenen im Bundesheer wird daran gear-
beitet werden, das Verständnis des Berufspersonals 
dahingehend zu heben, dass Rekruten als Mitarbei-
ter zu behandeln und ihre Leistungen entsprechend 
wertzuschätzen sind. Die Umgangsformen sind, wo 
dies erforderlich ist, dahingehend zu verbessern.

Rekruten sollen verstärkt schon während des 
Grundwehrdienstes unterschiedliche Beiträge für die 
Sicherheit Österreichs erbringen. Ab welchem Ausbil-

dungsmonat welche Leistungen möglich sind, wird im 
Bericht definiert.

Die Infrastruktur für Rekruten wird in den Berei-
chen Unterkunft und Betreuung sukzessive verbessert 
und auf einen angemessen Standard angehoben.

Die Anzahl der als Funktionssoldaten zur Aufrecht-
erhaltung des Betriebes eingesetzten Rekruten wird 
deutlich reduziert werden. In Zukunft werden wieder 
mehr Rekruten bei der Truppe an einer Ausbildung im 
militärischen Kernbereich teilnehmen können.

Eine verbesserte Sportausbildung soll die mög-
lichst zielgerichtete Vorbereitung auf Einsätze, die 
körperliche Gesundheit sowie den »Teamgeist«, das 
»Zusammengehörigkeitsgefühl« und damit letztlich 
auch die Integration fördern. Die Rekruten sollen dazu 
motiviert werden, ihre körperliche Leistungsfähigkeit 
auch nach dem Grundwehrdienst zu erhalten.

Der Förderung der Diversität und des integrati-
ven Zusammenlebens und Zusammenwirkens, auch 
von Menschen mit und ohne Migrationshintergrund, 
soll künftig im Rahmen des Wehrdienstes besondere 
Beachtung geschenkt werden.

Durch die Zusammenarbeit mit externen Stellen 
soll die mit den Rekruten durchgeführte Ausbildung, 
die auch für den zivilen Bereich relevant ist, rechts-
verbindlich anerkannt werden, womit ein greifbarer 
Mehrwert für die Wehrdienstleistenden entsteht.

Den Angelegenheiten von Soldatinnen wird 
verstärkt Rechnung getragen, um mittelfristig den 
Anteil an weiblichen Soldaten auf zehn  Prozent zu 
erhöhen.

Bei der Miliz wird durch ein umfangreiches Maß-
nahmenbündel sichergestellt, dass sie eine wichtige 
und tragende Rolle im Rahmen der Gesamtorganisa-
tion des Österreichischen Bundesheeres übernehmen 
kann. Es wird ein klarer Grundauftrag für die Miliz for-
muliert und die strukturierte Miliz gestärkt. Weiters 
erfolgt eine klare Zuordnung von Verantwortungen 
für die Milizverbände, etwa für die Katastrophenhilfe 
oder für den Schutz kritischer Infrastrukturen. Damit 
zusammenhängend sollen auch regionale Bindungen 

Bericht zur Reform des Wehrdienstes
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und eine verbesserte Identifikation der Milizsoldaten 
mit ihrer jeweiligen Aufgabenstellung im Sinne einer 
»militärischen Heimat« erreicht werden.

Milizübungen sind regelmäßig – auch gemein-
sam mit Blaulichtorganisationen – durchzuführen. 
Dazu kommen eine intensivere Betreuung durch die 
Präsenzorganisation, eine Steigerung der Personal
gewinnung und eine Verbesserung der Information für 
Wehrpflichtige der Miliz, auch im Rahmen ihrer Fort- 
und Weiterbildung.

Die gute Zusammenarbeit zwischen dem Bun-
desheer und den Blaulichtorganisationen wird wei-
ter optimiert. Geplant sind dabei auch gemeinsame 
Übungen unter Einbeziehung von Rekruten während 
ihres Grundwehrdienstes, um eine optimale Zusam-
menarbeit im Einsatzfall sicherzustellen. Insbeson-
dere für Assistenzeinsätze wird ein integriertes zivil-
militärisches Führungssystem, einschließlich eines 
gemeinsamen Planungsprozesses,  entwickelt. 

Bericht zur Reform des Wehrdienstes
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Auch bei der Ausbildung von Gebirgsjägern sind von den Soldaten  
anspruchsvolle Herausforderungen zu meistern.
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4.	 Methodik und Gliederung 
des Berichtes

Mit der begleitend zur Erarbeitung des Reform-
konzeptes laufenden Umsetzung von Sofortmaß-
nahmen wurde der Vorgabe nach der Realisierung 
von unmittelbar erkennbaren Ergebnissen Rechnung 
getragen.

Auf der Grundlage der Erkenntnisse aus diesen 
Arbeitsschritten wurde in weiterer Folge eine Anzahl 
an gemeinsam zu bearbeitenden Themenfeldern für 
das BMLVS und das BM.I festgelegt. Ziel der diesbe-
züglichen Ausarbeitungen war die Definition von kon-
kreten Maßnahmen zur Umsetzung der Reform des 
Wehrdienstes.

Die Gliederung des Berichtes für die Arbeitsgruppe 
Wehrdienst spiegelt die Systematik der Bearbeitung 
wider. Nach einem einleitenden Teil wird im ersten 
Hauptteil die Struktur der Bearbeitung dargestellt. In 
weiterer Folge werden, nach der Darstellung der Stär-
ken- und Schwächenanalyse sowie der Ergebnisse der 
Beurteilung der Aufgaben und Anforderungen an das 
Bundesheer im Zusammenhang mit dem Wehrdienst, 
getroffenen Sofortmaßnahmen erläutert.

Der zweite Hauptteil enthält – auf diesen Beurtei-
lungen aufbauend – die Maßnahmen zu den gemein-
sam von BMLVS und BM.I erarbeiteten Themen
feldern in zusammengefasster Form.

Die Bearbeitungen zu dieser Reform waren 
von der Zielsetzung geleitet, binnen fünf 
Monaten ein Konzept zur Umsetzung der 

Ergebnisse der Volksbefragung vom 20. Jänner 2013 
und damit auch zur Attraktivierung des Wehrdienstes 
zu entwickeln. Die Thematik Wehrpflicht war dabei 
so zu behandeln, dass zum ehestmöglichen Zeit-
punkt für die österreichische Bevölkerung erkennbare 
Ergebnisse vorliegen.

Zunächst wurde eine Analyse der Stärken und 
Schwächen des derzeitigen Wehrdienstmodells vor-
genommen. In dieser eingehenden Bewertung wur-
den sowohl die Innensicht – durch die Einbindung von 
Mitarbeitern des BMLVS – als auch die Außensicht – 
durch die Mitarbeit von Vertretern des BM.I, die Hin-
zuziehung des Expertenrates sowie die Verwendung 
von Resultaten aus Befragungen von Grundwehr
dienern – umfassend abgebildet.

Diese Lagefeststellung und Problemanalyse wur-
den durch zahlreiche Vorschläge und Beiträge von 
verschiedenen Seiten ergänzt.

In einem weiteren Arbeitsschritt wurde das 
Thema »Aufgaben für und Anforderungen an das 
Österreichische Bundesheer im Zusammenhang mit 
dem Wehrdienst« bearbeitet. Ziel war es, auf der 
Basis der Aufgaben des Bundesheeres, die durch 
Rechtsnormen sowie durch die sicherheits- und ver-
teidigungspolitische Ausrichtung vorgegeben sind, 
den zukünftigen Einsatz von Rekruten näher zu 
beschreiben und Ableitungen für ihre Ausbildung zu 
treffen.

Bericht zur Reform des Wehrdienstes



18

Viele Ziele lassen sich nur in der Gemeinschaft erreichen.
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5.	 Struktur der Bearbeitung

5.1.  Einrichtung der AG Wehrdienst

Gemäß Vortrag an den Ministerrat vom 22. Jänner 
2013 wurde eine Arbeitsgruppe (AG) zur Reform des 
Wehrdienstes gebildet. Die AG beauftragte die Vorbe-
reitungs- und Steuerungsgruppe (VSG) mit der Erstel-
lung von Vorschlägen und Berichten zu den festgeleg-
ten Themenfeldern.

5.2.  Zielsetzung

Gemäß Vortrag an den Ministerrat lag der AG fol-
gende Zielsetzung zu Grunde: »Die Arbeitsgruppe wird 
noch vor dem Sommer ein Konzept für eine entspre-
chende Reform erarbeiten. Dabei sind insbesondere das 
geltende Regierungsübereinkommen, die Ergebnisse 
der Bundesheerreformkommission Bundesheer  2010 
sowie neue sicherheitspolitische Entwicklungen und die 
daraus ableitbaren Anforderungen an das Bundesheer 
für die Bewältigung von Aufgaben in den Bereichen 
Landesverteidigung, Auslandseinsätze, Cyber-Sicher-
heit, Schutz kritischer Infrastrukturen und Assistenz
leistungen zu berücksichtigen.«1

Die Thematik »Wehrpflicht« war so zu behandeln, 
dass zum ehestmöglichen Zeitpunkt für die österrei-
chische Bevölkerung erkennbare Ergebnisse vorlie-
gen.

In der ersten Phase erfolgte daher die Konzentra-
tion auf das Thema »Optimierungen im Rahmen des 
Grundwehrdienstes«. In einer zweiten Phase wurde 
die Thematik »Wehrpflicht unter Berücksichtigung 
des Themas Miliz« bearbeitet.

5.3.  Gliederung und 
Zusammensetzung

Die Arbeitsgruppe setzte sich zusammen aus:
a.	 Bundesminister Mag.  Norbert Darabos, (ab 

11. März 2013 durch Bundesminister Mag. Gerald 
Klug ersetzt),

b.	 Bundesministerin Mag. Johanna Mikl-Leitner,
c.	 Staatssekretär Dr. Josef Ostermayer,
d.	 Klubobmann Karlheinz Kopf.
Als Berichtsleger an die AG wurde Generalleutnant 
Mag. Othmar Commenda eingeteilt.

Die Vorbereitungs- und Steuerungsgruppe setzte 
sich zusammen aus:
a.	 Generalleutnant Mag. Othmar Commenda,
b.	 Generalmajor Dr. Karl Schmidseder,
c.	 Ministerialrat Dr. Wilhelm Sandrisser,
d.	 Brigadier MMag. Harald Vodosek,
e.	 dem Redaktionsteam (Brigadier Mag. Bruno Gün-

ter Hofbauer und Ministerialrat Kurt Hager, M. A.).

Es wurden nachfolgende Themenfelder festgelegt:2

a.	 Stärken- und Schwächenanalyse des derzeitigen 
Wehrdienstmodells,

b.	 Aufgaben für und Anforderungen an das Österrei-
chische Bundesheer im Zusammenhang mit dem 
Wehrdienst,

c.	 Ausbildung und Dienstbetrieb für Rekruten,
d.	 Systemerhaltung NEU,
e.	 Rolle der Miliz,
f.	 Wehrpflicht und Integration,
g.	 rechtliche Aspekte.

1	 Assistenzleistungen sind insbesondere in den Bereichen Cyber-Sicherheit und Schutz kritischer Infrastrukturen sowie in 
den Bereichen Katastrophenhilfe, Grenzüberwachung und Aufrechterhaltung der öffentlichen Ordnung und Sicherheit 
im Inneren möglich.

2	 Weitere Themenfelder ergaben sich im Laufe der Bearbeitungen.

Bericht zur Reform des Wehrdienstes
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Zu diesen Themenfeldern hat die VSG gemeinsame 
Vorschläge und Berichte an die AG vorgelegt.

5.3.1.	 Bearbeitungsbereiche3

a.	 Die Bearbeitungsbereiche BMLVS und BM.I wur-
den im jeweiligen Ministerium gemäß Zuständig-
keit bearbeitet.

b.	 Gemeinsame Bearbeitungsbereiche konnten nach 
konsensualer Entscheidung der VSG gesondert 
festgelegt werden.

5.3.2.	 Der Bearbeitungsbereich BMLVS 
umfasste

a.	 die federführende Leitung durch die Sektion II und
b.	 die Bearbeitungsgruppen.

Der Bearbeitungsbereich BMLVS wurde unter der 
Federführung der Sektion II von Brigadier Mag. Peter 
Resch geleitet und koordiniert.

5.3.3.	 Der Bearbeitungsbereich BM.I 
umfasste

a.	 die sicherheitspolitische Leitung durch die Sek-
tion I (Projektleiter MR Dr. Willhelm Sandrisser),

b.	 die operative Leitung durch die Sektion  II (stv. 
Projektleiter und operativer Leiter Generalmajor 
Robert Strondl, B. A., M. A.),

c.	 das Projektteam BM.I (aus den Sektionen I bis IV) 
und

d.	 die Verbindungsperson BM.I auf der Ebene der 
Bearbeitungsbereiche (MR Kurt Hager, M. A.).

5.3.4.	 Der Expertenrat (ER) setzte sich 
zusammen aus Vertretern

a.	 des Bundeskanzleramtes,
b.	 des Bundesministeriums für europäische und 

internationale Angelegenheiten,
c.	 der Adjutantur des Bundespräsidenten,
d.	 der Offiziersgesellschaft,
e.	 der Unteroffiziersgesellschaft,
f.	 des Milizverbandes,
g.	 des Zentralausschusses des BMLVS,
h.	 der Bundesheergewerkschaft,
i.	 der Soldatenvertretung,
j.	 der Sozialpartner (ÖGB, WKÖ, BAK, LK),
k.	 der Rettungsdienste (ÖRK, ASBÖ, MHDA, Johan-

niter-Unfall-Hilfe, ÖWR, ÖBRD),
l.	 des Österreichischen Bundesfeuerwehrverbandes 

(ÖBFV) und
m.	 der AG für Gleichbehandlungsfragen im BMLVS.

Die oben aufgeführten Dienststellen und Organi
sationen wurden ersucht, namentlich einen Vertre-
ter zu nominieren, welcher an der Bearbeitung teil
nahm. 

5.4.  Aufgaben der Vorbereitungs- 
und Steuerungsgruppe

Die VSG beriet die Arbeitsgruppe auf der Basis der 
vorgelegten und gemeinsam bearbeiteten Vorschläge 
und Berichte. Sie
a.	 entwarf den Arbeitsplan,
b.	 erarbeitete Vorschläge und Berichte zu den The-

menfeldern und legte diese nach konsensualer 
Beschlussfassung der Arbeitsgruppe vor,

c.	 steuerte die Arbeit der Bearbeitungsbereiche.

Sofortmaßnahmen, welche sich aus den einzelnen 
Bearbeitungen in den Bearbeitungsbereichen erga-
ben, wurden der VSG vorgeschlagen und der AG in 
geeigneter Form vorgetragen.

3	 Unter Bearbeitungsbereichen waren im Sinne der Aufgabenstellung jene den Wehrdienst betreffenden Materien zu 
verstehen, welche in der Zuständigkeit des jeweiligen Ministeriums durch die dortige Organisation inhaltlich bearbeitet 
wurden.

Bericht zur Reform des Wehrdienstes
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5.5.  Aufgaben des Expertenrates

Der Expertenrat brachte seine Fachexpertise in die 
Bearbeitungen des BMLVS und in die VSG ein. 

Bericht zur Reform des Wehrdienstes
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Bei der Angelobung legen die Rekruten das Gelöbnis ab,  
ihrem Land als Soldat zu dienen.
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6.	 Analyse der Stärken und Schwächen 
des derzeitigen Wehrdienstmodells des 
Österreichischen Bundesheeres (ÖBH)

1

STRUKTUREN 
UND 	

ORGANISATION 
ÖBH

STÄRKEN SCHWÄCHEN

•• Das ÖBH ist straff »durch­
organisiert«

•• Aufgabenbeschreibungen in 
nahezu allen Ebenen vorhanden

•• Überwiegend Strukturen auf Auf­
gaben ausgerichtet

•• Hierarchie schränkt Handlungs­
freiheit und Innovationsfähigkeit ein

•• Keine optimale Aufgaben­
beschreibung und kein optimales 
Führungssystem für Assistenz­
leistungen

•• Hoher administrativer Aufwand für 
Aufgabenänderungen

•• Zusammenhang zwischen Auf­
wand und geforderter Leistung  
zu wenig transparent

CHANCEN/
MÖGLICHKEITEN

STÄRKEN/CHANCEN-	
Strategie

SCHWÄCHEN/CHANCEN-
Strategie

•• Anwendung und Übernahme von 
Leistungsbeschreibungen und 
Kontrollen durch das Haushalts­
recht

•• Klare Ausrichtung auf aktuelle 
Aufgabenstellungen und Einsatz­
szenarien

•• Integriertes Planungs- und Füh­
rungssystem, insbesondere im 
Assistenzeinsatz

•• Aufgabenorientierte Voraus­
planung in Bezug auf Schaffung 
einer effizienten, bedarfsori­
entierten Aufbau- und Ablauf­
struktur

•• Leistungen und Leistungsmög­
lichkeiten transparent darstellen

•• Konkretisierung der Aufgaben­
stellungen und Entwicklung von 
Einsatzszenarien in Ableitung aus 
dem Entwurf zur  Österreichi­
schen Sicherheitsstrategie unter 
Einbeziehung von relevanten 
zivilen Behörden

•• Verständnis für Wechselwirkung 
zwischen Aufwand und Wirkung 
verbessern

•• Entwicklung eines integrierten 
zivil-militärischen Führungs­
systems (Führungsorganisation, 
Führungsverfahren, Führungs- 
und Einsatzmittel), insbeson­
dere für Assistenzeinsätze ein­
schließlich eines gemeinsamen 
Planungsprozesses

RISKEN
STÄRKEN/RISKEN-	

Strategie
SCHWÄCHEN/RISKEN-	

Strategie

•• Nebenaufgaben binden knappe 
Ressourcen

•• Anwendung von betriebswirt­
schaftlichen Grundsätzen versus 
militärischen Notwendigkeiten

•• Noch mehr »Verwaltung«

•• Effiziente Personalplanung und 
Begleitung vom Einstieg in ÖBH 
bis zum Arbeitsplatz

•• Anpassung der Strukturen an die 
Notwendigkeiten.

Bericht zur Reform des Wehrdienstes
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AUFGABEN 	
UND 	

AUSRICHTUNG 
DES ÖBH

STÄRKEN SCHWÄCHEN

•• Militärische Aufgaben im Wesent­
lichen definiert

•• Ausrichtungen werden politisch 
vorgegeben

•• Hohe militärische Fähigkeiten im 
Bereich der Erfüllung der fest­
gelegten Aufgaben

•• Militärische Spezial- und Nischen­
fähigkeiten (z.B. Austrian Forces 
Disaster Relief Unit)

•• Gute Mischung aus militärischen 
und zivilen Fähigkeiten (auch für 
Assistenzen wichtig)

•• Gute Zusammenarbeit mit zivilen 
Behörden im Anlassfall

•• Reaktionsfähigkeit auf unvorher­
gesehene Ereignisse

•• Unvollständige gesamtheitliche 
Aufgabenkritik und transparente 
Priorisierung der Aufgaben

•• Fehlende Präzisierung der strate­
gischen Grundlagen in den rele­
vanten Ressorts

•• Zu geringe Ressourcen für alle 
Eventualitäten (Restrisiko)

•• Langsame Reaktion auf verän­
derte Umfeldbedingungen

•• Keine regelmäßig aktualisierte 
gemeinsame Aufgabenbeschrei­
bung, insbesondere für Assistenz­
bereiche

•• Beistellung notwendiger qualita­
tiver und quantitativer Ressour­
cen

CHANCEN/
MÖGLICHKEITEN

STÄRKEN/CHANCEN-	
Strategie

SCHWÄCHEN/CHANCEN-
Strategie

•• Zuordnung von Organisations­
elementen für bestimmte Auf­
gaben

•• Regelmäßige Aktualisierung der 
Aufgabenbeschreibung (insbe­
sondere für Assistenzbereiche mit 
BM.I)

•• Ressourcen und Fähigkeiten bün­
deln und somit Duplizierungen 
vermeiden

•• Zusammenbringen von Fähigkei­
ten und Kapazitäten verschiede­
ner Nationen in einen gemeinsa­
men Pool

•• Gemeinsame Aufgabenbeschrei­
bung mit zivilen Behörden

•• Präzisierung der strategischen 
Grundlagen – Konzentration auf 
die im Entwurf zur ÖSS definier­
ten Aufgaben

•• Identifizierung/Entwicklung von 
Spezialfähigkeiten

•• Vertiefung und Ausbau militäri­
scher Spezial- und Nischenfähig­
keiten

•• Präzisierung der strategischen 
Grundlagen – Sicherheits- und 
Verteidigungspolitik

•• Vermehrter Einsatz von »Dual 
Use«-Ausrüstung, Gütern und 
Ausbildung

RISKEN
STÄRKEN/RISKEN-	

Strategie
SCHWÄCHEN/RISKEN-	

Strategie

•• Bildung unterschiedlicher Fähig­
keitenstandards im ÖBH

•• Einsätze fremdbestimmt
•• Hoher Aufwand für mögliche 

Vorhaltungen
•• Einschnitte in die vorhandenen 

Strukturen schwer durchsetzbar

•• Ausrichtungen evolutionär ent­
wickeln

•• Leistungsanbot an Dritte und vice 
versa auch im internationalen 
Verbund im Rahmen der militäri­
schen Ambition

Bericht zur Reform des Wehrdienstes
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REKRUTEN ALS 
MITARBEITER

STÄRKEN SCHWÄCHEN

•• Eingebrachtes Know-how aus 
dem Zivilberuf

•• Kostengünstig und verfügbar
•• Aktuelles Wissen und Fertigkeiten 

aus der zivilen Umwelt
•• Verschiedene (Kurz-)Dienstzeit­

modelle

•• Nicht ausreichende Nutzung von 
zivilem Know-how zur Steigerung 
der Effizienz

•• Nicht ausreichende Wahlmöglich­
keiten, orientiert an den Aufga­
ben des ÖBH und dem Know-how 
des Rekruten

•• Geringe Identifizierung mit der 
»Firma« ÖBH

•• Nahezu immer in unterster 
Hierarchieebene eingesetzt  
(Auszubildender)

•• Kurze Verwendungsdauer
•• Kein »Erlebnis« ÖBH
•• Mangelndes Anreizsystem für län­

gere Verpflichtung und Miliz
•• Anzahl und Verwendung von Sys­

temerhaltern 

CHANCEN/
MÖGLICHKEITEN

STÄRKEN/CHANCEN-	
Strategie

SCHWÄCHEN/CHANCEN-
Strategie

•• »richtiger Mann am richtigen Ort«
•• Wahlmöglichkeiten für Rekruten 

und Nutzung (ziviler Fähigkeiten) 
als »Mitarbeiter«

•• Zusatzausbildung zum mitge­
brachten Wissen und den Fertig­
keiten für Rekruten (Erzeugung 
von Mehrwert) 

•• Nutzung von Innovationen
•• Rekruten als Mitarbeiter moti­

vieren und ihre Leistungen wert­
schätzen

•• Systematische Nutzung von Rek­
ruten als Mitarbeiter, entsprechend 
den Aufgaben des ÖBH und ihrer 
Fähigkeiten/ihres Know-how

•• Systematische Nutzung ziviler Fer­
tigkeiten ausbauen: Pioniertruppe, 
ABC-Abwehrtruppe; weitere Berei­
che wären zu identifizieren

•• Schnellere Reaktion auf Innovatio­
nen und raschere Einführung neuer 
Techniken und Technologien

•• Erweiterte und ergänzende mili­
tärische Ausbildung im Bereich 
Basisausbildung (dzt. Basisausbil­
dung 1) für Systemerhalter

•• Reduzierung der Anzahl an 
Systemerhaltern  und teilweise 
Substituierung durch andere 
Maßnahmen

•• Entwicklung eines verbesserten 
Anreizsystems für längere Ver­
pflichtung und Miliz

•• Gezielte Vorbereitung auf Miliz­
funktionen während des Grund­
wehrdienstes

RISKEN
STÄRKEN/RISKEN-	

Strategie
SCHWÄCHEN/RISKEN-	

Strategie

•• Rekrut kennt meist nur den 
betriebswirtschaftlichen Ansatz

•• Know-how der Wehrpflichtigen 
wird durch Hierarchie nicht als 
Chance wahrgenommen

•• Rekruten unterschiedlicher Wich­
tigkeit

•• Attraktivitätssteigerungen für 
Rekruten haben militärische  
(systemische) Grenzen

•• Wahrnehmung der Rekruten als 
temporäre Mitarbeiter erhöhen, 
die sich auch einbringen sollen 
(Teamfähigkeit erhöhen, Beitrag 
zur österreichischen Sicherheit)

•• Schaffung eines modularen Sys­
tems für die Ausbildung mit Wahl­
möglichkeiten unter verbesserter 
Nutzung ziviler Fähigkeiten
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INFORMATION 
UND 	

MARKETING

STÄRKEN SCHWÄCHEN

•• Zugang zu allen Stellungspflichti­
gen und Wehrpflichtigen

•• Existierende Informationsstruktur 
im ÖBH

•• Nutzung der Verbindung mit der 
Miliz

•• Unzureichende Information über 
Aufgaben des ÖBH und Verwen­
dungsmöglichkeiten

•• Keine gemeinsame Kommu­
nikation mit relevanten zivilen 
Behörden

•• Eingeschränkter Zugang zur 
weiblichen Bevölkerung

•• Sicherheitspolitik in Österreich zu 
wenig im Bewusstsein verankert

•• ÖBH wirbt ausschließlich in eige­
ner Sache (zu zielgruppenorien­
tiert)

CHANCEN/
MÖGLICHKEITEN

STÄRKEN/CHANCEN-	
Strategie

SCHWÄCHEN/CHANCEN-
Strategie

•• Darstellung des ÖBH zielgruppen­
konform (nicht nur potenzielle 
Soldaten)

•• Leistungsdarstellung
•• Marketing der persönlichen 

Möglichkeiten im System ÖBH
•• Gesamtstaatlicher Ansatz mit 

anderen Behörden und Organisa­
tionen

•• Flächendeckende Informations­
kampagnen auf verschiedene 
Zielgruppen abgestimmt, »just in 
time« und mit anderen gemein­
sam – unter Betonung der Auf­
gaben des ÖBH und der Ausbil­
dungsmöglichkeiten für Rekruten

•• Glaubhafte Vermittler von Infor­
mationen einsetzen (hinsichtlich 
Zielgruppe und bezüglich der zu 
vermittelnden Inhalte)

RISKEN
STÄRKEN/RISKEN-	

Strategie
SCHWÄCHEN/RISKEN-	

Strategie

•• Vermittlung tendenziell »männli­
cher« Werte und Ideale

•• Landesverteidigung kein gesell­
schaftspolitisches Anliegen

•• Ungewollte Konkurrenz zu ande­
ren Behörden und Organisationen

•• Darstellung des Berufsfeldes 
»Soldat« in der Gesamtheit

•• Schwergewichtsmäßiges Anspre­
chen von Frauen

Bericht zur Reform des Wehrdienstes
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DEREGULIERUNG 
UND 	

HANDLUNGS
FREIHEIT

STÄRKEN SCHWÄCHEN

•• Insgesamt klare Regelung des 
Dienstbetriebes 

•• Hohe Sicherheitsstandards, daher 
kaum Unfälle

•• Vorgänge werden mehrfach kon­
trolliert

•• Kompliziertes Regelungsregime 
und Regelungen als Selbstzweck

•• Geringer Gestaltungsspielraum
•• Langdauernde Entscheidungs­

prozesse
•• Komplexe Verwaltungsprozesse
•• Eingeschränkte Innovations- und 

Verantwortungsbereitschaft

CHANCEN/
MÖGLICHKEITEN

STÄRKEN/CHANCEN-	
Strategie

SCHWÄCHEN/CHANCEN-
Strategie

•• Einsatznahe Ausbildung
•• Sicherheitsrelevante Regelungen 

betonen
•• Handhabbare Regelungen von 

anderen Stellen und Organisatio­
nen übernehmen

•• Übertragung von Verantwortung

•• Zahl der Regelungen verringern 
und auf den Zweck ausrichten

•• Einfache Regeln auf Aktualität 
und permanente Einhaltung über­
prüfen

•• Notwendigkeit von festgelegten 
Regeln transparent machen

•• Überschaubarkeit und Transpa­
renz von Regelungen herstellen

•• Handlungsfreiheit bei Aufgaben- 
und Auftragserfüllung einräumen, 
aber Leistungserbringung kont­
rollieren, um mehr Verantwortung 
delegieren und leben zu können

RISKEN
STÄRKEN/RISKEN-	

Strategie
SCHWÄCHEN/RISKEN-	

Strategie

•• Eigene geschaffene »Barrieren« 
verhindern rasches Handeln 

•• Einschränkung der Innovations­
fähigkeit 

•• Regelungen werden zum Selbst­
zweck

•• Auswirkungen auf 
Verantwortungsbereitschaft

•• Fehlleistungen
•• Höheres Unfallrisiko
•• Rechtliche Konsequenzen für 

Verantwortungsträger

•• Innovative zielorientierte Ansätze 
»unbürokratisch« fördern und 
belohnen

•• Fehlleistungen in Kauf nehmen, 
aber Fehlverhalten korrigieren

Bericht zur Reform des Wehrdienstes
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ORGANISATION 
DES 	

WEHRDIENSTES

STÄRKEN SCHWÄCHEN

•• Auf bestimmte individuelle 
Wünsche (Garnison, Einrückungs­
termin) wird eingegangen

•• Der Ablauf des Wehrdienstes ist 
klar durchstrukturiert

•• Eingeschränkte Wahlmöglich­
keiten für Rekruten

•• Unwissen beim Rekruten über 
seinen Dienst im ÖBH

•• Ausrichtung auf militärische 
Erfordernisse unter eingeschränk­
ter Berücksichtigung individueller 
Neigungen und Fähigkeiten 

•• Keine ausreichende erlebnis­
orientierte Ausbildung  für alle 
Grundwehrdiener 

•• Unterschiedliche Intensität 
der individuellen Nutzung von 
Rekruten 

CHANCEN/
MÖGLICHKEITEN

STÄRKEN/CHANCEN-	
Strategie

SCHWÄCHEN/CHANCEN-
Strategie

•• Orientierung an Aufgaben ÖBH 
und Fähigkeiten/Know-how des 
Rekruten

•• Vermehrte Berücksichtigung 
individueller Wünsche

•• Delegierung durch angemessene 
Mitgestaltungsmöglichkeiten und 
Verantwortungsübernahme

•• Verbesserung hin zu einer 
erwachsenengerechteren, 
serviceorientierteren Ausbil­
dungsmethodik

•• Klare Zielsetzung für die Verwen­
dung als Rekrut

•• Bestmögliche Orientierung an 
den Aufgaben des ÖBH und an 
den Fähigkeiten/dem Know-how 
der Rekruten

•• Auslastungsorientierte, fähig­
keits- und neigungsbezogene 
Wahlmöglichkeiten für Wehr­
dienstleistende

•• Hebung der Motivation durch 
dienstliche »Mitwirkung« der 
Wehrdienstleistenden

RISKEN
STÄRKEN/RISKEN-	

Strategie
SCHWÄCHEN/RISKEN-	

Strategie

•• Einzel- und Systemkritik werden 
in der externen Wahrnehmung 
vermischt

•• Zweifel am Sinn der militärischen 
Landesverteidigung

•• Dem auszubildenden Rekruten 
fehlt das Kontextwissen, um das 
System Bundesheer gesamtheit­
lich zu verstehen

•• Akzeptanz bei Kaderpersonal

•• Änderung der Strukturen (auf 
Ebene der Kompanie mehr Rekru­
ten als »Kämpfer« und »Helfer«; 
Ergänzende Ausbildungsinhalte 
für Funktionssoldaten/System­
erhalter)

Bericht zur Reform des Wehrdienstes
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GESELLSCHAFTS
POLITISCHER 
MEHRWERT 	

DES 	
WEHRDIENSTES

STÄRKEN SCHWÄCHEN

•• Höhere Selbständigkeit von Rek­
ruten (»Abnabelung«)

•• Leben und Arbeiten in einer 
Arbeitsgemeinschaft unter 
Nachrang eigener Wünsche und 
Bedürfnisse lernen

•• Beitragsleistung zum gesell­
schaftlichen Zusammenhalt

•• Subjektiv teilweise negativ wahr­
genommenes verpflichtetes Ein­
fügen in eine Gemeinschaft 

•• Mangelnde Honorierung der 
Zielerreichung 

•• Vermittelte Fertigkeiten sind 
außerhalb des ÖBH nur bedingt 
verwertbar

•• Nicht alle Soldaten können 
»Schutz und Hilfe« aktiv erleben

CHANCEN/
MÖGLICHKEITEN

STÄRKEN/CHANCEN-
Strategie

SCHWÄCHEN/CHANCEN-
Strategie

•• Verstärkter Beitrag zum gesell­
schaftlichen Zusammenhalt und 
sozialen Frieden

•• Anerkennung von Ausbildungs­
inhalten und Verwendungen 
außerhalb des ÖBH

•• Realität und Vorstellung über den 
Grundwehrdienst näher zuein­
ander bringen  

•• Leistungen besser belohnen
•• Betonung der sozialen Integration 

durch den Wehrdienst

•• Bewusstmachung des kollektiven 
Interesses versus den individu­
ellen Absichten, Vorstellungen 
und Bedürfnissen

•• Mehr Soldaten für Aufgaben im 
Inneren heranziehen und den 
Faktor »Schutz und Hilfe« in der 
Ausbildung besser betonen

•• Den unterschiedlichen Personen­
gruppen adäquate Leistungs­
anreize bieten

RISKEN
STÄRKEN/RISKEN-

Strategie
SCHWÄCHEN/RISKEN-

Strategie

•• ÖBH wird als System mit geringer 
individueller Freiheit erlebt

•• Gewichtung von Werten zwischen 
Zivilgesellschaft und Militär

•• Freiwillige Blaulichtorganisati­
onen erlauben mehr Freiheiten, 
Mitgestaltung und Verantwortung

•• Ablehnung des Wehrdienstes, 
wenn kein Mehrwert für die 
Gesellschaft erzielt wird

•• Wehrdienst auch als integrati­
ven Faktor der österreichischen 
Gesellschaft verstehen und 
gestalten

•• Ausrichtung auf Mehrwert­
erzielung in allen Dienst­
verrichtungen

Bericht zur Reform des Wehrdienstes
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AUSBILDUNGS
INHALTE 	
DES 	

WEHRDIENSTES

STÄRKEN SCHWÄCHEN

•• Ausrichtung auf Feldverwend­
barkeit

•• Struktur der Basisausbildung ist 
homogen 

•• Stetiger Zulauf modernen Gerä­
tes und hohe Personalqualifika­
tion an komplexen Systemen

•• Hohe Qualität der Berufssoldaten
•• Weitgehende Möglichkeit zur 

Eigenregulierung

•• Ausbildungsinhalte nicht optimal, 
an zu aktualisierender Aufgaben­
beschreibung auszurichten

•• Statische Ausrichtung (Ausbildung 
vor Einteilung)

•• Ziel der Feldverwendbarkeit nur in 
Abstufung auf eine konkrete Ziel­
setzung erreichbar

•• Problematik der Nutzungsdauer
•• Nutzen ziviler Kenntnisse
•• Ausbildung an bestehendem, 

teilweise unmodernen Gerät und 
hoher Zeitbedarf an komplexen 
Systemen

CHANCEN/
MÖGLICHKEITEN

STÄRKEN/CHANCEN-
Strategie

SCHWÄCHEN/CHANCEN-
Strategie

•• Ausbildungsinhalte/Module orien­
tiert an Aufgaben und Know-how 

•• Personen im Ausbildungsdienst für 
anspruchsvolle Funktionen ver­
stärkt einsetzen

•• Ausbildungsmodule für »Schutz 
und Hilfe« stärken – Konzentration 
auf den Zweck (z.B. Schutz, Cyber-
Sicherheit, Katastrophenhilfe, 
Grenzüberwachung, öffentliche 
Sicherheit) 

•• Allgemeine Ausbildungsinhalte 
stärken (z.B. sportliche Gesundheit 
und Ernährung, Erste Hilfe, Kata­
strophenschutz, Staatsbürger­
schaftskunde und Werte)

•• Spezialisierte militärische Ausbil­
dung für Längerdienende

•• Gemeinsame Übungen mit Polizei 
bzw. Blaulichtorganisationen

•• Systemerhalter als »Berufsprak­
tikant«

•• Rekrutenausbildung mit moder­
nem Gerät

•• Den Grundwehrdienst als Basis 
für Personalgewinnung nutzen

•• Erarbeitung eines Gesamtkon­
zeptes mit Ausbildungsinhalten 
zu verschiedenen Modulen/Lauf­
bahnbildern – orientiert an den 
Aufgaben des ÖBH sowie Fähig­
keiten/Know-how der Rekruten 

•• Komplexe Ausbildungen verein­
fachen und Rekruten vermehrt 
teilhaben lassen

•• Durchgehendes Ausbildungspro­
gramm für unbedingt notwendige 
Systemerhalter

•• Festlegung der Ausbildungsin­
halte für den Assistenzeinsatz 
gemeinsam mit den zuständigen 
zivilen Behörden

RISKEN
STÄRKEN/RISKEN-

Strategie
SCHWÄCHEN/RISKEN-

Strategie

•• Sinnfrage, weil Ziel nur in Teilen 
erreichbar

•• Kaum Nutzen  für Auszubildenden 
bei komplexen Systemen erzielbar 
(= Einfluss auf Berufssoldaten)

•• Systemerhalter als »Gehilfen« 
bleiben weiter unzufrieden

•• Mangelnde Bereitschaft der 
Kadersoldaten, die geänderte 
Ausbildung für Rekruten zu akzep­
tieren

Bericht zur Reform des Wehrdienstes
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MILIZ 	
IM 	
ÖBH

STÄRKEN SCHWÄCHEN

•• Struktur grundsätzlich vorhanden
•• Einjährig Freiwillige stellen wehr­

politisches Potenzial und Füh­
rungsreserve dar

•• Experten stellen ein Reservoir von 
Spezialwissen und -fertigkeiten 
dar

•• Keine »Stammstruktur« für die 
Milizausbildung (und Anwerbung) 
vorhanden

•• Ohne Anreize kaum freiwillige 
Milizverpflichtung

•• Kleine Milizstruktur 
•• Mangelnde Nutzung von Milizsol­

daten
•• System für Frauen wenig attraktiv 

und zu geringe Berücksichtigung 
ihrer Bedürfnisse

•• Mangelnde finanzielle Mittel für 
Aufrechterhaltung der Einsatz­
fähigkeit bzw. Weiterbildung 
(Übungen mit Vollkontingent)

CHANCEN/
MÖGLICHKEITEN

STÄRKEN/CHANCEN-
Strategie

SCHWÄCHEN/CHANCEN-
Strategie

•• Steigerung der Attraktivität der 
Milizverwendung bei Rekruten

•• Klarere Definition der Milizauf­
gaben

•• Nutzung der Miliz für Assistenz-
Einsätze

•• Regionale Bindung ausnützen
•• Militärische »Heimat« schaffen
•• Gemeinsame Offiziers- und 

Unteroffiziersausbildung für die 
Miliz

•• Aktive Werbung für Miliz
•• Weiterbildungs-/Qualifikations­

möglichkeiten für Milizsoldaten

••  »Miliz-Zentren« für Aus-, Fort- 
und Weiterbildung

•• Milzwerbung während des Grund­
wehrdienstes ermöglichen und 
vermehrt Anreize für den Dienst 
in der Miliz schaffen

•• Übergang in die Miliz erleichtern
•• Einsatz der Miliz bei Assistenz-

Einsätzen

•• Steigerung der Motivation von 
Rekruten zur Übernahme von 
Milizfunktionen 

•• Anreizsystem zur Werbung von 
Primärgruppen

RISKEN
STÄRKEN/RISKEN-

Strategie
SCHWÄCHEN/RISKEN-

Strategie

•• Konkurrenz zu zivilen Primär­
gruppen

•• Miliznachwuchs nur bei ent­
sprechender Attraktivität

•• Kompetenz und Selbstständigkeit 
der Miliz gewährleisten

•• Zeitverpflichtete Soldaten wer­
den nach Beendigung der Dienst­
zeit in ihren Verbänden/Einheiten 
als Miliz und Personalreserve 
geworben
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SOLDATENALLTAG 	
FÜR 	

REKRUTEN 	
UND 	

MILIZSOLDATEN 	
IM ÖBH

STÄRKEN SCHWÄCHEN

•• Straffe Organisationsstrukturen
•• Rechtsbereich und Vorschriften

•• weitgehende Möglichkeit der 
Eigenregulierung

•• Teile der Unternehmenskultur
•• hohe Flexibilität und Improvisa­

tionsvermögen
•• Ressourcen und Infrastruktur

•• teilweise sehr gute Infrastruktur
•• Ausbildungsbereich

•• Möglichkeit zur raschen Abän­
derung der Kaderausbildung

•• Weitgehender Handlungsspiel­
raum

•• Organisations- und Arbeitsab­
läufe

•• Schwächen in der Durchfüh­
rung

•• Zeitmanagement
•• Zu wenige Leistungsanreize
•• Mangelnde Möglichkeiten zur 

Umsetzung eigener Ideen
•• Sensibilität bezüglich Phasen 

geringerer dienstlicher Auslas­
tung

•• Subjektiv als »schwierig« emp­
fundener Umstieg in den Solda­
tenalltag

•• Nicht zeitgemäße Unterkünfte

CHANCEN/
MÖGLICHKEITEN

STÄRKEN/CHANCEN-
Strategie

SCHWÄCHEN/CHANCEN-
Strategie

•• Gesellschaft
•• »Abenteuergeist« vieler Jugend­

licher
•• bestimmte Lifestyle-Trends
•• Rechtsbereich/Gesetze
•• Stellungspflicht

•• Intensivierung der Kaderausbil­
dung im Bereich Führungsme­
thodik, Ausbildungsplanung und 
Zeitmanagement

•• Gezielteres Nutzen der Stellung, 
um Wehrpflichtige über Möglich­
keiten und den Soldatenalltag zu 
informieren

RISKEN
STÄRKEN/RISKEN-

Strategie
SCHWÄCHEN/RISKEN-

Strategie

•• Zunehmende Bequemlichkeit 
vieler Jugendlicher

•• Verbesserungen der Infrastruktur 
•• Besseres Anreiz-/Belohnungssys­

tem für Rekruten und Milizsolda­
ten

Bericht zur Reform des Wehrdienstes
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WEHRDIENST 	
ALS 	

INTEGRATIVER 	
FAKTOR

STÄRKEN SCHWÄCHEN

•• Rekruten als Spiegel der Gesell­
schaft – Kontakt zwischen Solda­
ten mit und ohne Migrationshin­
tergrund sowie unterschiedlicher 
sozialer und regionaler Herkunft

•• »Anerkennung« der Staatsbürger­
schaft – Wehrpflicht wird damit 
zum Recht 

•• Stärkere Identifikation mit dem 
Land durch Leistung für das Land

•• ÖBH ist stark von der österreichi­
schen »Leitkultur« geprägt

•• Nicht ausreichende transkulturelle 
Ausbildung der Führungskräfte 

•• Mangelnder Raum für struktu­
rierten interkulturellen Dialog, in 
welchem auftretende Differenzen 
– außerhalb des täglichen Mitein­
anders – unterstützend analysiert 
und bearbeitet werden können

CHANCEN/
MÖGLICHKEITEN

STÄRKEN/CHANCEN-
Strategie

SCHWÄCHEN/CHANCEN-
Strategie

•• ÖBH könnte durch gezielte För­
derung von Personen mit Migra­
tionshintergrund zum positiven 
Modell für den Ansatz »Integra­
tion durch Leistung« werden

•• Vermittlung von demokratiepo­
litischen und historischen Grund­
lagen sowie »rechtskulturellen 
Werten Österreichs« (Stärkung 
des inneren Zusammenhalts der 
Gesellschaft)

•• Sprachliche Verbesserung
•• Teamausbildung forcieren
•• Miliz als Beispiel für den Beitrag 

an die Gesellschaft
•• Leistung steht im Vordergrund
•• Beitragsleistung zur (besseren) 

Integration von Personen mit 
Migrationshintergrund in den 
Arbeitsmarkt durch Weiterbil­
dung/Qualifizierung beim ÖBH

•• Besondere Nutzung der medi­
zinischen Ergebnisse der Stel­
lung und damit Förderung der 
Bewusstseinsbildung bei Men­
schen mit Migrationshintergrund

•• Entwicklung eines Konzepts zur 
Nutzung des Wehrdienstes zur 
Förderung der Integration (im 
Sinne des Nationalen Aktions­
planes für Integration – betrifft 
operativ in erster Linie Hand­
lungsfelder Sprache und Bildung)

•• Schaffung von Anreizen für Per­
sonen mit Migrationshintergrund, 
im ÖBH zu bleiben, und Erhöhung 
der Möglichkeiten zur Aufwärts­
mobilität im ÖBH

•• Spezifische Konzentration auf 
Personen mit Migrationshinter­
grund mit besonderen Fähigkei­
ten, etwa im IT-Bereich

•• Identitätsfestigung als Öster­
reicher/in (inkl. Aufbau sozialer 
Kontakte)

•• Freiwilligkeit des Dienstes an der 
Gesellschaft betonen

•• Individuelle Leistungen hervor­
heben

RISKEN
STÄRKEN/RISKEN-	

Strategie
SCHWÄCHEN/RISKEN-

Strategie

•• Integrationsaufgabe überfordert 
die militärisch orientierte Organi­
sation ÖBH (Uniformität als Orga­
nisationslogik)

•• Mangelnde Bereitschaft des 
Kaders, die Integrationsaufgaben 
ernsthaft wahrzunehmen

•• Mangelnder Raum für struktu­
rierte Begegnung; Risiko: Brenn­
punkte werden in die tägliche 
Ablauforganisation verlagert
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WEHRDIENST 	
ALS 
FRAU

STÄRKEN SCHWÄCHEN

•• Strategisches Wirkungsziel – Gen­
der-Gerechtigkeit 

•• Vielfältiges Berufsbild vorhanden
•• Dienst nur als Freiwillige und 

daher motiviert, mitzugestalten
•• Gleiche Leistung = gleiche Ent­

lohnung

•• Ungewohntes Berufsbild
•• Vielfach ungenügende Infrastruk­

tur 
•• Vorherrschende männliche Domi­

nanz
•• Schwierig zu erfüllende körperli­

che Leistungskriterien

CHANCEN/
MÖGLICHKEITEN

STÄRKEN/CHANCEN-
Strategie

SCHWÄCHEN/CHANCEN-
Strategie

•• Motivationsfaktor einer Pionier­
rolle im ÖBH 

•• Chancengleichheit im Beruf
•• Weibliche Soldaten spiegeln die 

Gesellschaft wider

•• Verstärktes Bewerben der Ziel­
gruppe – breitere »Erstkontakt­
möglichkeiten«

•• Integration in die Miliz
•• Nutzung der Motivation, die Pio­

nierrolle in einem neuen Berufs­
feld auszufüllen

•• Gemischte Teamzusammenset­
zung (Wettbewerb) – Erfahrungs­
werte erheben

RISKEN
STÄRKEN/RISKEN-

Strategie
SCHWÄCHEN/RISKEN-

Strategie

•• Furcht vor Verlust »männlicher 
Exklusivität« 

•• Adaptierungsbedarf (Kosten) 
•• Potenzial für negative Presse bei 

Fehlverhalten einzelner Soldaten
•• Individuelles Scheitern von Sol­

datinnen kann negative Werbung 
sein und Vorurteile stärken

•• Soldaten den Vorteil von  
Soldatinnen vermitteln

•• Schaffen von förderlichen Rah­
menbedingungen
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Soldatinnen stehen im Bundesheer alle Karrieremöglichkeiten offen.
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Die vielfältigen Aufgaben des Bundesheeres  
bieten ein interessantes Betätigungsfeld  
für verantwortungsbewusste Menschen.
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7.	 Aufgaben für und Anforderungen 
an das Österreichische Bundesheer im 
Zusammenhang mit dem Wehrdienst

Ziel dieses Kapitels ist es, im Rahmen der Auf-
gabendefinition einen Handlungsrahmen 
zu schaffen, der die Möglichkeit bietet, die 

Potenziale eines Stellungs-/Einrückungsjahrganges in 
höchstmöglichem Ausmaß für die Ausbildung und den 
Einsatz im Rahmen des Grundwehrdienstes zu nutzen.

Die Rolle der Miliz wird in dieser Bearbeitung nicht 
explizit erörtert, da dieses Themenfeld im Rahmen 
eines gesonderten Arbeitsvorganges behandelt wird.

Die Aufgaben des Österreichischen Bundesheeres 
sind unmittelbar und abschließend auf der Ebene des 
Verfassungsrechtes normiert. Demnach obliegt dem 
ÖBH als primäre Aufgabe die militärische Landes-
verteidigung. Darüber hinausgehend kann von den 
zuständigen zivilen Behörden eine Heranziehung zu 
Assistenzeinsätzen erfolgen. Allfällige weitere Aufga-
ben wären verfassungsgesetzlich zu regeln.

Als einzige derartige Zusatzaufgabe ist derzeit 
die Durchführung von Auslandseinsätzen im Bundes
verfassungsgesetz über Kooperation und Solidarität 
bei der Entsendung von Einheiten und Einzelpersonen 
in das Ausland (KSE‑BVG) normiert. Zu berücksichti-
gen sind dabei das EU-Primärrecht und die völker-
rechtliche Stellung als neutraler Staat.

Die Rolle des Bundesheeres im Rahmen der nati-
onalen Umfassenden Sicherheitsvorsorge (USV) und 
die nähere Ausgestaltung der gesetzlichen Aufgaben 
werden im Entwurf zur Österreichischen Sicherheits-
strategie (ÖSS) und den darin enthaltenen Analysen 
sowie den Empfehlungen zur Verteidigungspolitik 
näher definiert. Daraus leiten sich die konkreten 
Anforderungen an das ÖBH im Zusammenhang mit 
dem Wehrdienst ab.

7.1.  Die gesetzlichen Aufgaben des 
Bundesheeres

Die Aufgaben des ÖBH gemäß Art. 79 Bundes-Ver-
fassungsgesetz (B-VG) sind:

•• 	die »militärische Landesverteidigung« (Art.  79 
Abs. 1 B-VG)

sowie im Fall, dass die gesetzmäßige zivile Gewalt 
seine Mitwirkung in Anspruch nimmt,

•• 	der »Schutz der verfassungsmäßigen Einrichtungen 
und ihrer Handlungsfähigkeit sowie der demokra-
tischen Freiheiten der Einwohner« (Art.  79 Abs.  2 
Z 1 lit. a B‑VG),

•• 	die »Aufrechterhaltung der öffentlichen Ordnung 
und Sicherheit im Inneren überhaupt« (Art. 79 Abs. 2 
Z 1 lit. b B‑VG) und

•• 	die »Hilfeleistung bei Elementarereignissen und 
Unglücksfällen außergewöhnlichen Umfanges« 
(Art. 79 Abs. 2 Z 2 B‑VG).

Als weitere verfassungsgesetzliche Aufgaben des 
ÖBH gem. Art.  79 Abs.  3 B‑VG können nach dem 
KSE‑BVG (§  1) Einheiten und einzelne Personen in 
das Ausland entsendet werden zur solidarischen Teil-
nahme an

•• 	Maßnahmen zur Friedenssicherung, einschließlich 
der Förderung der Demokratie und der Rechts-
staatlichkeit sowie dem Schutz der Menschen-
rechte im Rahmen einer internationalen Organisa-
tion wie etwa der OSZE oder in Durchführung von 
Beschlüssen der EU im Rahmen der GASP,

•• 	Maßnahmen der humanitären Hilfe und der Kata-
strophenhilfe,

•• 	Maßnahmen der Such- und Rettungsdienste
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4	 Art. 9 a Abs 1 B‑VG: »Militärische Landesverteidigung ist die Sicherstellung der Erfüllung der umfassenden Landes
verteidigung mit militärischen Mitteln. Darunter ist die Abwehr von Gefahren für die Unabhängigkeit, für die Existenz 
und die immerwährende Neutralität des Staates zu verstehen.«

sowie
•• 	zur Durchführung von Übungen und Ausbildungs-

maßnahmen zu den in lit.  a bis c genannten 
Zwecken wie auch im Bereich der militärischen 
Landesverteidigung.4

Amtshilfe

Gemäß Art. 22 B‑VG ist das ÖBH wie alle übrigen 
Organe des Bundes, der Länder und der Gemeinden 
im Rahmen seines gesetzmäßigen Wirkungsberei-
ches zur wechselseitigen Amtshilfe verpflichtet.

Wehrpflicht und Milizsystem

Gemäß Art.  9 a Abs.  3 B‑VG gilt die allgemeine 
Wehrpflicht für männliche Staatsbürger. Gemäß 
Art. 79 Abs. 1 B‑VG ist das ÖBH nach den Grundsätzen 
eines Milizsystems einzurichten.

Gemeinsame Sicherheits- und 	
Verteidigungspolitik (GSVP)

Grundsätzliche Aufgabenstellungen zur GSVP 
ergeben sich aus dem Vertrag über die EU in der Fas-
sung des Vertrages von Lissabon (EU-Vertrag).

GSVP-Aufgabenkatalog 	
(Art. 43 i. V. mit Art. 42 EU-Vertrag)

Nach Art. 43 Abs. 1 EU-Vertrag umfassen die mit 
militärischen oder zivilen Mitteln durchzuführenden 
Missionen der GSVP

•• gemeinsame Abrüstungsmaßnahmen,
•• humanitäre Aufgaben und Rettungseinsätze,
•• Aufgaben der militärischen Beratung und Unter-

stützung,
•• Aufgaben der Konfliktverhütung und der Erhal-

tung des Friedens sowie
•• Kampfeinsätze im Rahmen der Krisenbewälti-

gung, einschließlich friedensschaffender Maßnah-

men und Operationen zur Stabilisierung der Lage 
nach Konflikten. 

Mit allen diesen Missionen kann auch zur Bekämpfung 
des Terrorismus beigetragen werden, unter anderem 
auch durch die Unterstützung für Drittländer bei der 
Bekämpfung des Terrorismus auf ihrem Hoheitsgebiet 
(Aufgaben des erweiterten Petersberg-Spektrums).

Solidaritätsklausel (Art. 222 EU-Vertrag)

»[...]  Die Union mobilisiert alle ihr zur Verfügung 
gestellten Mittel, einschließlich der ihr von den Mit-
gliedstaaten bereitgestellten militärischen Mittel, um
a) 

•• terroristische Bedrohungen im Hoheitsgebiet von 
Mitgliedstaaten abzuwenden;

•• die demokratischen Institutionen und die Zivilbevöl-
kerung vor etwaigen Terroranschlägen zu schützen;

•• im Falle eines Terroranschlags einen Mitgliedstaat 
auf Ersuchen seiner politischen Organe innerhalb 
seines Hoheitsgebiets zu unterstützen;

b) 
•• im Falle einer Naturkatastrophe oder einer vom 

Menschen verursachten Katastrophe einen Mit-
gliedstaat auf Ersuchen seiner politischen Organe 
innerhalb seines Hoheitsgebiets zu unterstützen.«

Beistandsklausel (Art. 42 EU-Vertrag):

Mit dem Vertrag von Lissabon wurde im EU-Pri-
märrecht auch eine »Beistandsklausel« eingeführt.
Art. 42 Abs. 7 EU-Vertrag:

»Im Falle eines bewaffneten Angriffs auf das 
Hoheitsgebiet eines Mitgliedstaates schulden die ande-
ren Mitgliedstaaten ihm alle in ihrer Macht stehende 
Hilfe und Unterstützung, im Einklang mit Artikel 51 der 
Charta der Vereinten Nationen. Dies lässt den besonde-
ren Charakter der Sicherheits- und Verteidigungspolitik 
bestimmter Mitgliedstaaten unberührt.«

Aufgrund des zweiten Satzes (der sogenannten 
»irischen Klausel«) ist Österreich europarechtlich 
nicht verpflichtet, im Anlassfall Beistand zu leisten. 
Dabei ist zu berücksichtigen, dass die GSVP noch 
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5	 Art. 42 Abs. 2 EU‑Vertrag.

keine gemeinsame europäische Verteidigung beinhal-
tet, da diese erst durch einstimmigen Beschluss des 
Europäischen Rates festzulegen wäre.5

Österreichische Neutralität

Mit dem Bundesverfassungsgesetz vom 26. Okto-
ber 1955 über die Neutralität Österreichs (Neutrali-
täts-BVG) erklärte Österreich seine immerwährende 
Neutralität. In Zusammenschau mit der Mitwirkung 
im Rahmen der gemeinsamen Außen- und Sicher-
heitspolitik (GASP) der EU auf der Grundlage von 
Art. 23 j B‑VG sind die Kernelemente der österreichi-
schen Neutralität

•• 	die Aufrechterhaltung und Verteidigung der Neut-
ralität mit allen »zu Gebote stehenden Mitteln«,

•• 	der Nichtbeitritt zu militärischen Bündnissen und
•• 	die Nichtzulassung der Errichtung militärischer 

Stützpunkte fremder Staaten auf österreichi-
schem Staatsgebiet.

Österreichische Sicherheitsstrategie

Im Analyseteil des Entwurfs zur Österreichischen 
Sicherheitsstrategie (ÖSS) (3.2.3. Verteidigungs-
politik) wird festgelegt, dass die österreichische 
Verteidigungspolitik mit der Außenpolitik und der 
Politik der inneren Sicherheit zusammenwirkt
(1)	 zur Gewährleistung der vollen staatlichen Souve-

ränität und Integrität,
(2)	 zum Schutz der verfassungsmäßigen Einrichtun-

gen und der kritischen Infrastruktur,
(3)	 zum Schutz der Bevölkerung, auch im Bereich der 

Katastrophenhilfe,
(4)	 zur Unterstützung der staatlichen Handlungs

fähigkeit in Krisensituationen strategischen Aus-
maßes,

(5)	 zur solidarischen Leistung von Krisenmanage-
mentbeiträgen und

(6)	zu einem militärischen Solidarbeitrag zum sicher-
heitspolitischen Handeln der EU.

Diese sechs Punkte werden in weiterer Folge als »Auf-
gabenfelder« bezeichnet.

Aus diesen sechs Aufgabenfeldern im Entwurf zur 
Sicherheitsstrategie werden Einsatzszenarien abge-
leitet. Sofern zivile Behörden betroffen sind, sind die 
für solche Einsätze notwendigen Fähigkeiten und 
Mannstärken in einem gesamtstaatlichen Planungs-
prozess mit den die Assistenz anfordernden Behörden 
festzulegen und regelmäßig fortzuschreiben.

In den »Empfehlungen zur Verteidigungspolitik« 
legt der Entwurf zur ÖSS fest:

»Die Ausbildung und der Dienstbetrieb der Grund-
wehrdiener müssen so gestaltet und weiterentwickelt 
werden, dass sie den geänderten sicherheitspolitischen 
Rahmenbedingungen entsprechen, die Fähigkeiten und 
Interessen der jungen Staatsbürger bestmöglich berück-
sichtigen und für diese sinnvoll und motivierend wirken. 
Das muss so erfolgen, dass verstärkt schon während 
des Grundwehrdienstes Beiträge für die Sicherheit 
Österreichs erbracht werden und die Grundwehrdiener 
auch einen persönlichen Nutzen für ihr späteres Leben 
aus der Zeit beim Bundesheer ziehen können. Zudem 
sollen sie gezielt für die Übernahme von Milizfunktionen 
motiviert werden.«

Bei der Ausbildung sind gemäß dem Entwurf zur 
ÖSS »die Bereiche Militärische Landesverteidigung, 
Auslandsengagement, Katastrophenhilfe, Schutz kri-
tischer Infrastrukturen (SKI), Grenzüberwachung und 
Unterstützung bei der Aufrechterhaltung der öffent-
lichen Ordnung und Sicherheit im Inneren im Sinne 
des Art. 79 B‑VG, sowie Cyber-Sicherheit besonders zu 
berücksichtigen.«

Aus den maßgeblichen Aufgabenbereichen für 
Einsatz und Ausbildung leiten sich die Anforderun-
gen an die Soldaten des ÖBH ab. Besonders betroffen 
sind Wehrpflichtige, welche den Präsenzdienst leisten 
(Rekruten) oder dem Milizstand angehören. Ihre Aus-
bildung und Ausrüstung sind dementsprechend und 
unter Berücksichtigung der Wahrscheinlichkeit des 
Eintretens von Einsatzszenarien zu gestalten.

Einsatzszenarien dienen der Umsetzung der mili-
tärpolitischen Willensäußerung in militärstrategische 
Vorgaben zur Unterstützung der Streitkräfteplanung 
der militärstrategischen Ebene. Sie beschreiben eine 
Anzahl an möglichen zukünftigen Situationen und 
daraus resultierende Anforderungen. Derartige Sze-
narien stellen keine Vorwegnahme einer konkreten 
Operationsplanung dar.
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6	 Siehe Entwurf zur ÖSS, Abs. 2.1.2.
7	 Ebd., Abs. 2.2.
8	 Ebd., Abs. 3.2.3.
9	 Die Details betreffend die Cyber-Thematik werden im Kapitel über die Cyber-Sicherheit näher erläutert.
10	Vgl. Entwurf zur ÖSS, Empfehlungen zur Verteidigungspolitik (Punkt 6).

7.2.   Aufgaben und Anforderungen 
im Zusammenhang mit dem 	
Wehrdienst

Nachfolgend werden – abgeleitet aus den sechs 
Aufgabenfeldern – die Anforderungen für den Einsatz 
und die Ausbildung von Rekruten und Milizsoldaten 
in den gemäß Entwurf zur ÖSS besonders relevanten 
Bereichen analysiert und bewertet.

Die Feldverwendbarkeit von Rekruten für ver-
schiedene Anforderungen zu unterschiedlichen Auf-
gabenstellungen (Verteidigung, Schutz kritischer Inf-
rastrukturen etc.) in verschiedenen Einsatzszenarien 
ergibt sich aus der erforderlichen Ausbildungszeit zur 
Erreichung von qualitativen Zwischenzielen. Diese 
wird aus Gründen der Einfachheit in diesem Doku-
ment in Monaten ab Beginn des Grundwehrdienstes 
angegeben.

7.2.1.	 Bereich militärische 
Landesverteidigung

Sicherheitspolitische Herausforderungen 	
und deren Bewertung

»Konventionelle Angriffe gegen Österreich sind 
auf absehbare Zeit unwahrscheinlich geworden. Umso 
mehr sind Österreich und die EU von neuen Herausfor-
derungen, Risiken und Bedrohungen betroffen.«6

Die Fähigkeit zur eigenständigen Verteidigung 
muss künftig aber auch aus folgenden Gründen erhal-
ten werden:

•• Sie ist die Grundlage für den Schutz der Souveräni-
tät Österreichs und trägt zur gesamteuropäischen 
Stabilität bei.

•• Sie kann, wenn sie verloren geht, nicht so schnell 
wieder erlangt werden, wie neue Bedrohungen 
entstehen können.

•• Österreich ist als neutraler Staat zur selbständigen 
Verteidigung verpflichtet.

•• Obwohl konventionelle Angriffe auf absehbare 
Zeit unwahrscheinlich geworden sind, können 
Angriffe auf Österreich nicht generell ausge-

schlossen werden. Zu berücksichtigen sind dabei 
etwa staatlich gesteuerte Cyber-Angriffe und/oder 
staatlich gesteuerte Angriffe auf kritische Infra-
strukturen.

•• Bedrohungen, die einen eigenständigen militäri-
schen Einsatz erforderlich machen, könnten dabei 
mit Herausforderungen in Assistenz-Bereichen 
zusammenfallen.

Dabei ist auch zu berücksichtigen:
»Österreich ist von stabilen demokratischen Staaten 

umgeben. Zugleich liegt es potentiellen Krisenregionen 
an den Rändern Europas geografisch näher als andere 
Mitgliedstaaten der EU und ist somit stärker mit Instabi-
litäten aus dem Umfeld der Union konfrontiert.«7

Die »[...]  eigenständige militärische Landesvertei-
digung ist daher eine unabdingbare Voraussetzung für 
den Schutz der Souveränität und Integrität.« Dabei sind 
die Fähigkeiten des ÖBH »im Lichte der nationalen und 
internationalen Entwicklungen permanent weiter zu 
entwickeln«.8

Aufgaben des 	
Österreichischen Bundesheeres

Konkrete Aufgaben des ÖBH im Bereich der mili-
tärischen Landesverteidigung können sein:

•• Abwehr von konventionellen Angriffen auf Öster-
reich,

•• Abwehr von staatlich gelenkten, nicht konventio-
nellen Angriffen, etwa auf kritische Infrastruktu-
ren,

•• Schutz vor staatlich gelenkten Cyber-Angriffen9 

einschließlich des Schutzes militärischer Einrich-
tungen vor Cyber-Angriffen,

•• Wahrung der Luftraumsouveränität einschließlich 
Luftraumüberwachung und Luftunterstützung.

Dafür »ist der Erhalt bzw. die Schaffung von militäri-
schen Kompetenzen sicherzustellen, die gesamteuro-
päischen Stabilitätserfordernissen sowie den zukünfti-
gen Herausforderungen, z.  B. im Bereich der techno-
logischen Entwicklungen angemessen sind und dem 
erwartbaren Risikobild der nächsten Dekade entspre-
chen«.10 Eine lageangepasste »Aufwuchsfähigkeit« 
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11	Vgl. Entwurf zur ÖSS, Empfehlungen zur Verteidigungspolitik (Punkt 6).
12	Ebd., (Punkt 8).
13	 Damit werden insbesondere die Bereiche Katastrophenhilfe, Schutz kritischer Infrastrukturen und Objektschutz, Grenz-

überwachung sowie Aufrechterhaltung der öffentlichen Ordnung und Sicherheit im Inneren angesprochen.

ist auf der Basis der zu verbessernden Fähigkeit zum 
Kampf der verbundenen Waffen sicherzustellen.11

Im Rahmen der EU und unter dem Schirm einer 
sich allfällig entwickelnden EU-Verteidigung könnte – 
neben Solidarbeiträgen (Katastrophenhilfe, Terroris
musbekämpfung) – ein Einsatz von dazu vorgesehe-
nen Kräften gefordert sein, wenn sich Österreich zur 
Beteiligung an einer gemeinsamen europäischen Ver-
teidigung entschließen sollte. Dabei würde es sich um 
einen Einsatz im Ausland handeln.

Luftraumsouveränität einschließlich Luftraum-
überwachung und Luftunterstützung für Inlandsauf-
gaben müssen gewährleistet werden.12

Kräfte des Österreichischen Bundesheeres

Zur Leistung der erforderlichen Stabilitäts
beiträge und im Bereich Einsatzführung tragen die 
Landstreitkräfte die Hauptlast und werden bei ihrer 
Aufgabenerfüllung durch die anderen Teilstreitkräfte 
unterstützt. Infanteriekräfte können je nach Einsatz
szenario ungehärtet oder gehärtet und je nach Ein-
satzraum auch gebirgstauglich oder luftbeweglich 
zum Einsatz kommen. In besonderen Lagen kann 
auch der Einsatz gepanzerter Kräfte (Panzergrena-
diere etc.) – schon aufgrund des damit verbundenen 
Eigenschutzes (Force Protection) – zweckmäßig sein.

Spezialeinsatzkräfte des ÖBH können zur Auf-
klärung von gegnerischen Spezialaufklärungskräften 
sowie – nach Anforderung durch das BM.I – auch zur 
Aufklärung und Abwehr von terroristischen Kräften 
zum Einsatz gelangen.

Die Luftstreitkräfte unterstützen einen Einsatz 
durch passive und aktive Mittel der Luftraumüberwa-
chung, durch den Einsatz der Fliegerabwehr an den 
Schutzobjekten, durch Luftaufklärung und mittels 
Aero MEDEVAC  sowie – im Ausnahmefall – durch 
Feuerunterstützung aus der Luft.

Sollte die Abdeckung von Aufträgen mit präsenten 
Kräften nicht bewältigbar sein, kann eine Aufbietung 
von Angehörigen der Miliz erforderlich werden. Insbe-
sondere bei Verteidigungsaufgaben wäre in diesem 
Zusammenhang auch die Notwendigkeit des Schut-
zes kritischer Infrastrukturen zu berücksichtigen.

Im Rahmen der Luftraumüberwachung (LRÜ) 
tragen die Luftstreitkräfte die Hauptlast der Einsatz
führung. Die passive wie auch die aktive Luftraum-
überwachung zum Zweck der Wahrung der Souverä-
nität werden auf operativer Ebene geführt.
Einsatz von Rekruten:  JA,

•• ab dem 5. Monat (spezifische Einsatzvorbereitung 
abgeschlossen),

•• für höhere Intensität ab dem 6. Monat,
•• im Rahmen der LRÜ für niedrige Intensität ab dem 

3. Monat für allgemeine Unterstützungsaufgaben.

Anforderungen an und 	
Aufgaben für Rekruten

Die Rekruten im Bereich der Landstreitkräfte wer-
den u. a. als Posten bzw. Streife (für Sicherungsauf
gaben), als Eingreiftrupp, zum Beobachten und 
Melden oder in spezialisierten Funktionen für Trans-
portaufgaben im Bereich Logistik sowie für Pionier-
tätigkeiten herangezogen. Bei höherer Intensität 
der Bedrohung kommen weitere Einsatzarten zur 
Anwendung (z.  B. Verteidigung, Angriff, Verfol-
gung, …), für welche die Rekruten nur nach erfolgter 
Ausbildung und somit erst am Ende des Grundwehr-
dienstes die notwendige Qualifikation erreichen. Zur 
Durchführung von Aufgaben, bei denen mit Kampf 
zu rechnen ist, sind militärische Weiterbildungen von 
Rekruten als Zeit- und/oder Milizsoldaten anzustre-
ben.

Rekruten bzw. Milizsoldaten, die im Bereich der 
Aufgabenstellung der militärischen Landesverteidi-
gung eingesetzt werden, müssen daher insgesamt 
über die zur Bewältigung der oben dargestellten Auf-
gaben notwendigen Grund- und Spezialfähigkeiten 
verfügen. Dazu zählen insbesondere:

•• allgemeine körperliche bzw. sportliche Fähig-
keiten sowie Kenntnisse und Fähigkeiten in den 
Bereichen Erste Hilfe, ABC-Abwehr und Staats-
bürgerschaftskunde,

•• eine militärische Grundausbildung, die für Ein-
sätze in der Verteidigung angemessen ist,

•• Fähigkeiten im Bereich »Schutz und Hilfe«13, soweit 
diese auch in der Verteidigung erforderlich sind,
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•• militärische Spezialkenntnisse und ‑fähigkeiten, je 
nach geplanter Verwendung.

Im Bereich der LRÜ erfüllen Rekruten Aufgaben zur 
indirekten Sicherstellung des Betriebes (Fernmel-
deverbindungen, Flugplatzfeuerwehr, Flugplatz
sicherung, logistische Unterstützungsleistungen 
[= Air Logistics Operations zum Betreiben der Einrich-
tungen der Luftstreitkräfte] etc.).

7.2.2.	 Bereich Auslandsengagement

Sicherheitspolitische Herausforderungen 	
und deren Bewertung

Die Gewährleistung von Sicherheit in und für 
Österreich hängt zunehmend von internationalen 
Entwicklungen und ihren Auswirkungen auf unser 
Land ab. Damit gewinnen auch internationale Ein-
sätze des Bundesheeres weiter an Bedeutung, sowohl 
für unsere äußere als auch für die innere Sicherheit.

Mit dem EU-Beitritt hat Österreich die Verpflich-
tung übernommen, sich solidarisch an GSVP-Einsät-
zen zu beteiligen. Die Beteiligung kann von friedens
erhaltenden bis zu friedensschaffenden Einsätzen 
reichen, z.  B. im Rahmen einer EU-Battlegroup, 
wobei diese Einsätze auch außerhalb des EU-Rau-
mes stattfinden können. Damit leistet das Bundes-
heer einen stabilisierenden Beitrag im EU-Umfeld, 
was sich auch positiv auf die innere Sicherheit in 
Österreich auswirkt (z. B. können Flüchtlingsströme 
in die EU vermieden werden, wenn durch einen sol-
chen Einsatz in einem auch weiter entfernten Kri-
sengebiet für die dortige betroffene Bevölkerung 
sicherere Lebensbedingungen geschaffen werden). 
Das gleiche gilt für Einsätze im Rahmen der Verein-
ten Nationen.

Das Bundesheer wird die Entsendung von min-
destens 1  100 Soldaten als Dauerleistung für Aus-
landseinsätze sicherstellen.

Der Grad der sicherheitspolitischen Auswirkun-
gen auf Österreich, die Bedeutung der jeweiligen 
Aktivität für die Sicherheit der EU bzw. Europas und 
die weiteren, im Entwurf zur ÖSS definierten, Krite-
rien für die Beteiligung an Missionen und Operatio-
nen, sind dabei entsprechend zu berücksichtigen.14

14	Vgl. Entwurf zur ÖSS, Abs. 3.4.2.4.

Aufgaben des 	
Österreichischen Bundesheeres

Konkrete Aufgaben des ÖBH im Bereich Auslands-
engagement können sein:

•• Beitragsleistung zur internationalen Friedens
sicherung und zu internationalen Stabilisierungs-
aufgaben,

•• Beteiligung im Rahmen einer EU-Battlegroup oder 
in einem anderen multinationalen Rahmen,

•• Beitragsleistung zur Umsetzung der EU-Solidari-
tätsklausel zur Abwendung terroristischer Bedro-
hungen, zum Schutz vor Terroranschlägen, zur 
Unterstützung nach einem Terroranschlag sowie 
zur Unterstützung bei Katastrophen, einschließ-
lich der Beitragsleistung zur Bewältigung von 
Katastrophen weltweit,

•• Evakuierung von Personen, gegenüber denen die 
Republik Österreich Schutzverpflichtungen hat, 
aus Krisenregionen,

•• mögliche künftige Beitragsleistung zu einer sich 
allfällig entwickelnden gemeinsamen europäi-
schen Verteidigung nach entsprechenden politi-
schen Entscheidungen.

Einsatz von Rekruten:  grundsätzlich NEIN.
Aufgrund der für anspruchsvolle Auslandseinsätze 

erforderlichen Ausbildungsdauer ist ein solcher Ein-
satz von Rekruten weitgehend ausgeschlossen.

Gemäß KSE‑BVG §  4 Abs.  2 dürfen Personen zur 
Teilnahme an Maßnahmen nach KSE‑BVG § 1 Z 1 lit. a 
bis d nur aufgrund freiwilliger Meldung entsendet 
werden. Für Entsendungen nach § 1 von Personen, die 
den Grundwehrdienst oder Truppenübungen oder die 
ersten sechs Monate des Ausbildungsdienstes leisten, 
ist jedenfalls deren persönliche freiwillige Meldung in 
schriftlicher Form erforderlich.

Parallel zum Auslandsengagement des ÖBH kom-
men Rekruten im Inland dann zum Einsatz, wenn auf-
grund einer Bedrohung gleichzeitig auch ein Einsatz 
des Bundesheeres in Österreich erforderlich ist. Die 
Rekruten nehmen dann ihre Aufgaben gemäß den 
Aufgabenstellungen im Inland wahr.
Einsatz von Zeit- oder Milizsoldaten:  JA.

Von den bisher im Ausland eingesetzten Kontin-
genten wurden rund 60  Prozent des Personals durch 
die Miliz gestellt. Diese trägt damit maßgeblich in 
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15	Entwurf zur ÖSS, Abs. 2.2.
16	Ebd., Empfehlungen zur Verteidigungspolitik (Punkt 13).

quantitativer und qualitativer Hinsicht zu den erfolgrei-
chen internationalen Einsätzen des Bundesheeres bei.

Bei der Ausbildung von Rekruten muss auf diesen 
Zusammenhang entsprechend Bedacht genommen 
werden.

Anforderungen an und Aufgaben 	
für Rekruten

Die Aussicht auf eine spätere Verwendung bei Aus-
landseinsätzen des Bundesheeres kann ein wichtiger 
Anreiz für die Bereitschaft sein, sich vorübergehend 
als Zeitsoldat zu verpflichten und/oder Milizfunktio-
nen zu übernehmen.

Bei jenen Rekruten, die sich über den Grundwehr-
dienst hinaus als Zeitsoldaten oder für eine Milizlauf-
bahn verpflichten und ihr Interesse an Auslandsein-
sätzen kundtun, ist dies daher schon während der 
Ausbildung im Grundwehrdienst entsprechend zu 
berücksichtigen.

Milizsoldaten werden im Auslandseinsatz auch in 
Hinkunft nur nach entsprechender Vorbereitung für 
allfällige Kampfaufgaben eingesetzt. Primär sollen sie 
eine Mischung aus militärischen und zivilen Fähigkei-
ten einbringen:

•• Dabei geht es insbesondere um die für Stabilisie-
rungsoperationen erforderlichen Fähigkeiten im 
militärischen Bereich bzw. im Bereich Schutz und 
Hilfe.

•• Dazu kann auch die Befähigung zur späteren 
Übernahme von Funktionen als Kommandanten 
auf verschiedenen Ebenen zählen.

•• Bei Einsätzen nach Konflikten oder Katastrophen 
bedarf es auch spezifischer ziviler Fähigkeiten, 
zum Beispiel im Pionier-Bereich (aus dem Bau- 
und Baunebengewerbe) oder im ABC-Bereich (aus 
den Feuerwehren).

•• Auch IKT-Fähigkeiten sind bei Auslandseinsätzen 
notwendig, etwa im Fernmeldedienst oder im 
Bereich der Cyber-Sicherheit.

•• Bei friedenssichernden Einsätzen sind zudem 
generell ein breites ziviles Verständnis sowie sozi-
ale, kommunikative und interkulturelle Kompe-
tenzen gefordert.

7.2.3.	 Bereich Katastrophenhilfe

Sicherheitspolitische Herausforderungen und 
deren Bewertung

Das österreichische Freiwilligensystem bei der 
Katastrophenhilfe (Freiwillige Feuerwehren) muss 
bei Elementarereignissen und  Unglücksfällen außer-
gewöhnlichen Umfangs (z.  B. Hochwasser, Muren, 
Sturmschäden, Industrieunfälle) durch das Bundes-
heer unterstützt werden. Nur das Bundesheer verfügt 
für solche Einsätze über das notwendige Personal 
in ausreichender Stärke und mit den erforderlichen 
Fähigkeiten, einschließlich der Durchhaltefähigkeit.

Aufgrund seiner Topographie ist Österreich von 
spezifischen Risken durch Naturkatastrophen betrof-
fen.15 Angesichts globaler Entwicklungen – Stichwort 
Klimawandel – kommt diesem Thema steigende 
Bedeutung zu.

Berücksichtigt werden müssen auch technische 
Katastrophen, etwa infolge technischen Gebrechens, 
menschlicher Fehlleistung oder auch bewusst von 
Menschen verursacht. Die zunehmende Komplexität 
und Verletzlichkeit unserer Gesellschaften führt auch 
diesbezüglich zu steigenden Herausforderungen.

Dazu zählt auch die Gefährdung durch Atomkraft-
werke im Umfeld Österreichs, deren Gefährdungspo-
tenzial – neben den vorgenannten möglichen Ursa-
chen – noch durch mögliche Terroranschläge oder 
Cyber-Angriffe vergrößert wird.

Insgesamt gewinnt das Thema Katastrophenhilfe 
damit weiter an Bedeutung. Die Beitragsleistung des 
ÖBH zur nationalen und internationalen humanitären 
und Katastrophenhilfe ist daher zu verbessern. Für 
Katastrophenhilfe-Einsätze im Inland sind mindes-
tens 12 500 präsente Soldaten vorzusehen.16  Die Auf-
bietung von Angehörigen der Miliz kann erforderlich 
werden.
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Aufgaben des 	
Österreichischen Bundesheeres

Kernaufgabe ist die Unterstützung ziviler Behör-
den (nach Assistenzanforderung) bei der Bewältigung 
der Auswirkungen von Katastrophen und Unglücks-
fällen außergewöhnlichen Umfanges, um Personen 
und Sachen vor weiterem Schaden zu schützen und 
ehebaldigst wieder geordnete Lebensumstände im 
betroffenen Gebiet herzustellen.

Konkrete Aufgaben des ÖBH im Rahmen der Kata-
strophenhilfe können sein:

•• Unterstützung bei Naturkatastrophen (z.  B. bei 
Hochwasser, Lawinen, Muren, Pandemien, Epide-
mien einschließlich Tierseuchen),

•• Unterstützung bei technischen Katastrophen 
(z. B. bei AKW-Unfällen, Industrieunfällen, Black-
outs der Energieversorgung, Bränden),

•• Unterstützung bei intentionalen Katastrophen 
(z. B. bei Anschlägen, Sabotageaktionen),

•• Unterstützung der von einer Katastrophe betrof-
fenen Bevölkerung,

•• bei Bedarf auch die Unterstützung der Sicherheits-
kräfte bei der Aufrechterhaltung der inneren Ord-
nung und Sicherheit.

Im Falle von Zwischenfällen in Atomkraftwerken im 
Umfeld Österreichs könnte das Bundesheer beson-
ders gefordert sein. Assistenzleistungen könnten 
dabei etwa für die Räumung und Sicherung konta
minierter Räume, für die Dekontaminierung, für 
Sicherungs- und Ordnungsaufgaben, aber auch für 
eine langfristige Grenzüberwachung notwendig wer-
den.

Aufgrund von Katastrophen können also zu den 
Aufgaben der unmittelbaren Katastrophenhilfe 
auch noch andere, zusätzliche Assistenzaufgaben 
in den Bereichen Cyber-Sicherheit, Schutz kritischer 
Infrastrukturen, Grenzüberwachung und Aufrecht-
erhaltung der öffentlichen Ordnung und Sicherheit 
im Inneren treten. Weiters wäre im Blackoutfall die 
Unterstützung von Einsatzorganisationen durch das 
ÖBH auf Basis einer Assistenzleistung sicherzustellen.

Kräfte des Österreichischen Bundesheeres

Das gesamte Bundesheer unterstützt auf Anfor-
derung die zivilen Kräfte bei der Bewältigung von 
Katastrophen. Je nach Schadensausmaß und dem 
damit verbundenem Kräfteeinsatz erfolgt die Füh-
rung auf taktischer oder operativer Ebene durch die 
zuständigen zivilen Behörden. Zusätzlich unterstüt-
zen einzelne Experten des ÖBH die zivile Führung, 
während die Luftstreitkräfte vorrangig durch Luftauf-
klärung zur Schadensfeststellung, Lufttransport und 
Aero  MEDEVAC unterstützen. Sollte die Abdeckung 
der Aufträge mit präsenten Kräften nicht bewältigbar 
sein, ist eine Aufbietung von Angehörigen der Miliz 
nicht ausgeschlossen.
Einsatz von Rekruten:  JA,

•• für niedrige Intensität nach der 6. Woche (für ein-
fache Hilfsdienste),

•• für hohe Intensität ab Beginn des 4. Monats.

Anforderungen an und 	
Aufgaben für Rekruten

Rekruten erfüllen Aufgaben als qualifizierte Hil-
feleister, zu denen sie aufgrund ihrer Ausbildung (Pio-
niere, ABC-Abwehr, Logistik etc.) sowie aufgrund von 
allenfalls erforderlichen Zusatz- und Schwerpunktaus-
bildungen befähigt sind.

Im Einzelnen geht es dabei vor allem um folgende 
Anforderungen und Fähigkeiten:

•• allgemeine körperliche bzw. sportliche Fähig-
keiten sowie Kenntnisse und Fähigkeiten in den 
Bereichen Erste Hilfe, ABC-Abwehr und Staats-
bürgerschaftskunde,

•• eine militärische Grundausbildung, die für Ein-
sätze im Bereich »Schutz und Hilfe« angemessen 
ist,

•• spezifische Fähigkeiten im Bereich »Schutz und 
Hilfe« (Schwerpunkt Katastrophenhilfe),

•• technische Spezialkenntnisse und ‑fähigkeiten, je 
nach geplanter Verwendung.
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17	 Vgl. Bundesministerium für Inneres: Assistenzeinsatz des Bundesheeres zum Schutz ziviler Objekte  
(GZ 4242/1/1 – II/BVT/3/03).

Der Schutz kritischer Infrastrukturen zählt zu den sicherheitspolizeilichen Assistenzaufgaben 
des Bundesheeres.

7.2.4.	 Bereich Schutz 	
kritischer Infrastrukturen

Sicherheitspolitische Herausforderungen 	
und deren Bewertung

Im Fall terroristischer Bedrohungen oder nicht-
konventioneller Angriffe staatlicher Akteure ist es not-
wendig, kritische Infrastrukturen und andere strate
gisch wichtige Objekte (z. B. Regierungsgebäude) zu 
schützen. Schon seit langem besteht zwischen den 
zivilen Sicherheitsbehörden und dem Bundesheer 
eine enge Zusammenarbeit im Bereich Objektschutz. 
Aktuell sind seitens des BM.I etwa 2 500 Soldaten vor-
rangig für sicherheitspolizeiliche Objektschutzaufga-
ben planerisch vorgesehen.17

Für den Schutz kritischer Infrastrukturen (SKI) ist 
ein möglichst frühzeitiges Zusammenwirken zwischen 
den relevanten staatlichen und nichtstaatlichen Akteu-
ren erforderlich, schon bevor Objektschutz-Aufgaben 

tatsächlich schlagend werden. Für diese Zwecke wäre 
es vorteilhaft, in den Unternehmen mit kritischen Inf-
rastrukturen ein »Netzwerk von zivilen SKI-Experten« 
zu betreiben. Die Bildung eines solchen breiten Netz-
werkes könnte auch mit Hilfe von Rekruten und durch 
deren anschließende Verwendung in der Miliz geför-
dert und unterstützt werden.

Darüber hinaus ist zu berücksichtigen, dass das 
Thema Objektschutz an Bedeutung gewinnt: Im Rah-
men des Österreichischen Programms zum Schutz 
kritischer Infrastrukturen (APCIP) wurden rund 
400 Betriebe identifiziert, auf welche die Kriterien der 
kritischen Infrastruktur zutreffen. Weiters müssen die 
im Rahmen des Europäischen Programms zum Schutz 
kritischer Infrastrukturen (EPCIP) definierten Objekte 
berücksichtigt werden.

Der tatsächliche Umfang der durch physische Prä-
senz an den Objekten zu schützenden Infrastruktur 
ist abhängig von der jeweiligen Bedrohungsstufe und 
der daraus resultierenden Gefährdungseinschätzung. 
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Dabei ist zu bedenken, dass kritische Infrastruktur auch 
durch Angriffe aus dem Cyber-Raum beeinträchtigt 
werden kann.

Insgesamt ist daher davon auszugehen, dass sich 
die benötigte Personalstärke für den Schutz kritischer 
Infrastrukturen und für den Objektschutz noch deut-
lich erhöhen könnte. Die für die entsprechenden Ein-
sätze notwendigen Fähigkeiten und Personalstärken 
sind im Rahmen des im Entwurf zur ÖSS vorgesehe-
nen gesamtstaatlichen Planungsprozesses mit den 
die Assistenz anfordernden Behörden festzulegen 
und regelmäßig fortzuschreiben. Die Beitragsleistun-
gen des ÖBH zum Objektschutz und zum Schutz kriti-
scher Infrastrukturen sind zu verbessern.18

Aufgaben des 	
Österreichischen Bundesheeres

Das ÖBH hat seine Aufgaben beim Assistenzein-
satz (niedriger Intensität) sowie im Rahmen der 
gesamtstaatlichen Zusammenarbeit zum Thema 
Schutz kritischer Infrastrukturen zu erfüllen. Die dies-
bezüglichen Fähigkeiten sind zu verbessern.19

Kernaufgabe dabei ist die Abwehr eines direk-
ten Zugriffes auf die jeweiligen Schutzobjekte, um 
deren Funktionalität aufrechtzuerhalten. Daneben 
kann auch der Schutz kritischer Infrastrukturen als 
Assistenzeinsatz zur Aufrechterhaltung der öffentli-
chen Ordnung und Sicherheit im Inneren erforderlich 
werden. Aufgrund des generell als kooperativ einge-
stuften Umfeldes in Europa wird der Übergang in ein 
räumlich begrenztes, eigenständiges militärisches 
Verfahren als eher unwahrscheinlich beurteilt.

Konkrete Aufgaben des ÖBH zum Schutz kriti-
scher Infrastrukturen können sein:

•• Beitragsleistung zur gesamtstaatlichen Zusam-
menarbeit im Bereich SKI,

•• Schutz von Räumen und Objekten,
•• Schutz ausgewählter kritischer Infrastrukturen,
•• breitflächiger Schutz kritischer Infrastrukturen.

Kräfte des Österreichischen Bundesheeres

Die Landstreitkräfte tragen die Hauptlast der Ein-
satzführung und werden bei ihrer Aufgabenerfüllung 
durch die Luftstreitkräfte unterstützt. Die Führungs-
verantwortung im Assistenzeinsatz liegt beim BM.I. 
Bei einer eigenständigen militärischen Schutzopera-
tion (räumlich begrenzt) liegt die Führungsverantwor-
tung über der taktischen auch auf der operativen und 
militärstrategischen Ebene. Infanteriekräfte kommen 
je nach Einsatzszenario und Bedrohung ungehärtet 
oder gehärtet und je nach Einsatzraum auch gebirgs-
tauglich oder luftbeweglich zum Einsatz. Bei einer 
Eskalation der Lage können auch gepanzerte Kräfte 
(Panzergrenadiere etc.), die über den Vorteil eines 
höheren Eigenschutzes (Force Protection) verfügen, 
eingesetzt werden.

Spezialeinsatzkräfte des ÖBH kommen zur Auf-
klärung von gegnerischen Spezialaufklärungskräften 
sowie – nach Anforderung durch das BM.I – auch zur 
Aufklärung und Abwehr von terroristischen Kräften 
zum Einsatz.

Die Luftstreitkräfte unterstützen den Einsatz 
durch passive und aktive Mittel der Luftraumüberwa-
chung, durch den Einsatz der Fliegerabwehr an den 
Schutzobjekten, durch Luftaufklärung und mittels 
Aero MEDEVAC sowie – im Ausnahmefall – durch Feu-
erunterstützung aus der Luft.

Sollte die Abdeckung der Aufträge mit präsenten 
Kräften nicht bewältigbar sein, kann eine Aufbietung 
von Angehörigen der Miliz erforderlich werden. Damit 
ist insbesondere bei einem breitflächigen Schutz kriti-
scher Infrastrukturen zu rechnen.
Einsatz von Rekruten:  JA,

•• für niedrige Intensität ab Mitte des 3.  Monats  
(spezifische Einsatzvorbereitung abgeschlossen),

•• für hohe Intensität ab dem 5. Monat.

Anforderungen an und 	
Aufgaben für Rekruten

Bei geringerer Intensität der Bedrohung kommen 
Rekruten ähnlich wie im Szenario Grenzüberwachung 
(siehe Kapitel 7.2.5.) zum Einsatz.

18	Entwurf zur ÖSS, Empfehlungen zur Verteidigungspolitik (Punkt 9 und Punkt 14).
19	Ebd., Punkt 14.
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Bei höherer Intensität der Bedrohung kommen 
weitere Einsatzarten zur Anwendung (z.  B. Verteidi-
gung, Angriff, Verfolgung,  …), für welche die Rekru-
ten nur nach erfolgter Ausbildung und somit erst am 
Ende des Grundwehrdienstes die notwendige grund-
legende Qualifikation erreichen.

Im Einzelnen geht es dabei vor allem um folgende 
Anforderungen und Fähigkeiten:

•• allgemeine körperliche bzw. sportliche Fähig-
keiten sowie Kenntnisse und Fähigkeiten in den 
Bereichen Erste Hilfe, ABC-Abwehr und Staats-
bürgerschaftskunde,

•• eine militärische Grundausbildung, die für Ein-
sätze im Bereich »Schutz und Hilfe« angemessen 
ist,

•• spezifische Fähigkeiten im Bereich »Schutz und 
Hilfe« (Schwerpunkt Schutz kritischer Infrastruk-
turen),

•• soziale, kommunikative und interkulturelle Kom-
petenz, um die notwendigen Maßnahmen gegen-
über der Zivilbevölkerung erläutern zu können.

Von 1990 bis 2007 leisteten rund 200 000 Grundwehrdiener einen essenziellen Beitrag  
zur inneren Sicherheit Österreichs.

7.2.5.	 Bereich Grenzüberwachung

Sicherheitspolitische Herausforderungen und 
deren Bewertung

Von 1990 bis zur Aufhebung der Grenzkontrollen 
an den Grenzübertrittstellen zu den östlichen Nach-
barstaaten im Jahr 2007 standen gleichzeitig bis zu 
2 200 Soldaten im Grenzeinsatz. Im Gesamtzeitraum 
waren es rund 200 000 Soldaten. Sie unterstützten die 
Grenzüberwachung der Polizei und leisteten damit 
einen unverzichtbaren Beitrag für die innere Sicher-
heit Österreichs.

Künftig sind Szenarien denkbar, in welchen wie-
der Grenzkontrollen für einen längeren Zeitraum 
durchgeführt werden müssen. Dabei könnten auch 
größere Teile der Staatsgrenze betroffen sein als in 
der Vergangenheit (etwa bei einem Szenario, bei dem 
es wegen einer politischen Krise im Umfeld der EU zu 
einer sicherheitspolitisch problematischen Entwick-
lung an den Schengen-Außengrenzen kommt und 
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20	Sicherungsaufgaben, inklusive der von den Sicherheitsbehörden vorgesehenen Exekutivbefugnisse, wie z. B. Anhaltung, 
Identitätsfeststellung, Durchsuchung, Festnahme und Übergabe an die Sicherheitsbehörden.

gleichzeitig Nachbarstaaten Österreichs aus politi-
schen oder wirtschaftlichen Gründen nicht in der Lage 
wären, ihren Schengen-Verpflichtungen ausreichend 
nachzukommen).

Herausforderungen könnten sich dabei durch 
unrechtmäßige Grenzübertritte außerhalb der fest-
gelegten Grenzübertrittstellen ergeben.

Die Beitragsleistungen des ÖBH im Bereich der 
Grenzüberwachung sind daher zu verbessern. Die für 
entsprechende Einsätze notwendigen Fähigkeiten 
und Personalstärken sind im Rahmen des im Entwurf 
zur ÖSS vorgesehenen gesamtstaatlichen Planungs-
prozesses mit den die Assistenz anfordernden Behör-
den festzulegen und regelmäßig fortzuschreiben.  Die 
Aufbietung von Angehörigen der Miliz kann erforder-
lich werden.

Aufgaben des 	
Österreichischen Bundesheeres

Kernaufgabe ist die Unterstützung ziviler Behör-
den nach Assistenzanforderung, vor allem bei der 
Überwachung der (grünen und blauen) Staatsgrenze, 
also der Grenzabschnitte zwischen den regulären 
Grenzübertrittstellen. Damit soll auch die Bevölke-
rung im Grenzraum vor den negativen Auswirkungen 
auf die Sicherheitslage, welche aus einer solchen Ent-
wicklung resultieren können, geschützt werden.

Konkrete Aufgaben des ÖBH bei der Grenzüber-
wachung können sein:

•• Überwachung einzelner Grenzabschnitte,
•• Überwachung größerer Teile der Staatsgrenze,
•• Überwachung der gesamten Staatsgrenze.

Kräfte des Österreichischen Bundesheeres

Die Landstreitkräfte tragen die Hauptlast der Ein-
satzführung und werden bei ihrer Aufgabenerfüllung 
durch die Luftstreitkräfte unterstützt. Infanterie-
kräfte, abgestützt auf technische Überwachungs
mittel, sind die Hauptträger des Einsatzes.
Einsatz von Rekruten:  JA,

•• für niedrige Intensität ab der Mitte des 3. Monats,
•• für hohe Intensität: nicht anwendbar

Anforderungen an und 	
Aufgaben für Rekruten

Die Rekruten im Bereich der Landstreitkräfte wer-
den u.  a. als Posten bzw. Streife, als Eingreiftrupp, 
zum Beobachten und Melden oder in spezialisierten 
Funktionen für Transportaufgaben im Bereich Logis-
tik sowie für Pioniertätigkeiten herangezogen.20

Im Einzelnen geht es dabei vor allem um folgende 
Anforderungen und Fähigkeiten:

•• allgemeine körperliche bzw. sportliche Fähig-
keiten sowie Kenntnisse und Fähigkeiten in den 
Bereichen Erste Hilfe, ABC-Abwehr und Staats-
bürgerschaftskunde,

•• eine militärische Grundausbildung, die für Einsätze 
im Bereich »Schutz und Hilfe« angemessen ist,

•• spezifische Fähigkeiten im Bereich »Schutz und 
Hilfe« (Schwerpunkt Grenzüberwachung),

•• soziale, kommunikative und interkulturelle Kom-
petenzen, um die notwendigen Maßnahmen 
gegenüber der Zivilbevölkerung erläutern zu kön-
nen,

•• Grundkenntnisse der maßgeblichen Rechtsgrund-
lagen, insbesondere im Hinblick auf die übertrage-
nen Befugnisse.

7.2.6.	 Bereich Aufrechterhaltung der 
öffentlichen Ordnung und Sicherheit 	
im Inneren

Sicherheitspolitische Herausforderungen und 
deren Bewertung

Die Unterstützung bei der Aufrechterhaltung der 
öffentlichen Ordnung und Sicherheit durch das ÖBH 
erhält vor allem bei Großveranstaltungen und Groß
ereignissen sowie im Zuge der Beherrschung der Fol-
gen aus der herabgesetzten Funktionalität kritischer 
Infrastrukturen (z. B. Blackout bei der Energieversor-
gung) ihre Relevanz.

Großveranstaltungen, bei denen das Bundesheer 
die Sicherheitsbehörden bei der Aufrechterhaltung 
der öffentlichen Ordnung und Sicherheit unterstützt, 
sind als Einzelereignisse durch eine begrenzte Dauer 
sowie durch einen festgelegten Raum, verbunden 
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Bei Bedarf werden die Sicherheitsbehörden auch zur Aufrechterhaltung der öffentlichen Ordnung und 
Sicherheit durch das Bundesheer unterstützt.

mit einem konkreten Zweck, charakterisiert. Dies 
können Ereignisse sein, die sich über mehrere Tage 
erstrecken (vergleichbar mit der Fußball-Europameis-
terschaft  2008 oder dem World Economic Forum), 
Besuche von bedeutenden Personen (Staatspräsiden-
ten etc.), Transittransporte oder Ähnliches. Auch in 
Zukunft kann bei derartigen Anlässen der Einsatz des 
Bundesheeres notwendig werden.

Nicht auszuschließen sind auch Szenarien, bei 
denen das Bundesheer die Polizei bei der Aufrechter-
haltung der öffentlichen Ordnung und Sicherheit im 
großflächigen Streifen- und Überwachungsdienst in 
Form von gemischten Patrouillen unterstützen muss, 
wenn dies aufgrund lang andauernder, latenter sicher-
heitspolizeilicher Gefährdungslagen erforderlich wird. 
Bei einem mehrere Tage lang andauernden Stromaus-
fall und dem damit verbundenen Kollaps zahlreicher 
Bereiche des täglichen Lebens könnte beispielsweise 
eine Unterstützung durch Soldaten bei der Aufrecht-
erhaltung der Ordnung und Sicherheit im Inneren not-
wendig werden. Die Aufbietung von Angehörigen der 
Miliz kann erforderlich werden.

Aufgaben des 	
Österreichischen Bundesheeres

Kernaufgabe ist die Unterstützung der zivilen 
Behörden (generell nach Assistenzanforderung) 
durch Überwachung bzw. Bewachung zugewiesener 
Räume und Objekte, um deren unbefugte Nutzung 
oder Beeinträchtigung zu verhindern und so geord-
nete Lebensumstände für die Bevölkerung aufrecht-
zuerhalten.

Konkrete Aufgaben des ÖBH im Bereich Aufrecht-
erhaltung der öffentlichen Ordnung und Sicherheit im 
Inneren können sein:

•• Schutz von Räumen und Objekten vor Angriffen,
•• Unterstützung bei Großveranstaltungen und 

Großereignissen,
•• Unterstützung des Streifen- und Überwachungs-

dienstes der Sicherheitsexekutive in Form von 
gemischten Patrouillen,

•• Unterstützung bei sonstigen besonderen Heraus-
forderungen (z.  B. Zusammenbruch der Energie-
versorgung).

Bericht zur Reform des Wehrdienstes



50

Kräfte des Österreichischen Bundesheeres

Die Führungsverantwortung liegt beim BM.I. Die 
Führung militärischer Kräfte erfolgt hauptsächlich auf 
operativer Ebene und unter Nutzung der Verbindungs-
organisation zu den territorialen Behörden. Während 
die Land- und Luftstreitkräfte durch Schutz von Räu-
men und Objekten unterstützend wirken, klären die 
Spezialeinsatzkräfte – im Assistenzeinsatz unter der 
Verantwortung des BM.I – terroristische Kräfte auf.
Einsatz von Rekruten:  JA,

•• für niedrige Intensität ab der Mitte des 3. Monats 
für Aufgaben im Rahmen der Landstreitkräfte

Anforderungen an und 	
Aufgaben für Rekruten

Im Bereich der Landstreitkräfte erfüllen Rekruten 
Aufgaben im Rahmen von Schutz- und Sicherungs-
aufträgen des ÖBH in Assistenz für zivile Behörden. 
Bei der Unterstützung der Exekutive im Bereich »Auf-
rechterhaltung der öffentlichen Ordnung und Sicher-
heit im Inneren« können sich spezifische Anforderun-
gen an und Aufgaben für die Rekruten ergeben.

Im Einzelnen geht es dabei vor allem um folgende 
Anforderungen und Fähigkeiten:

•• allgemeine körperliche bzw. sportliche Fähig-
keiten sowie Kenntnisse und Fähigkeiten in den 
Bereichen Erste Hilfe, ABC-Abwehr und Staats-
bürgerschaftskunde,

•• eine militärische Grundausbildung, die für Ein-
sätze im Bereich »Schutz und Hilfe« angemessen 
ist,

•• spezifische Fähigkeiten im Bereich »Schutz und 
Hilfe« (Schwerpunkt Aufrechterhaltung der 
öffentlichen Ordnung und Sicherheit im Inneren),

•• soziale, kommunikative und interkulturelle Kom-
petenzen, um die notwendigen Maßnahmen 
gegenüber der Zivilbevölkerung erläutern zu kön-
nen;

•• Grundkenntnisse der maßgeblichen Rechtsgrund-
lagen, insbesondere im Hinblick auf die übertrage-
nen Befugnisse.

7.2.7.	 Bereich Cyber-Sicherheit

Sicherheitspolitische Herausforderungen 	
und deren Bewertung

Cyber-Sicherheit ist eine neue sicherheitspoli-
tische Herausforderung. Der Cyber-Raum und die 
Sicherheit der Menschen im Cyber-Raum sind einer 
Vielzahl von Risiken und Bedrohungen ausgesetzt, 
weil dieser Raum auch Tatraum ist. Die möglichen Pro-
bleme reichen von Fehlbedienungen bis zu massiven 
Angriffen staatlicher und nichtstaatlicher Akteure, die 
den Cyber-Raum als Feld für ihr Handeln nutzen und 
auch vor Landesgrenzen nicht halt machen; auch mili-
tärische Operationen können hinter solchen Angriffen 
stehen. Die Bandbreite der Risiken und Bedrohungen 
ist in der Cyber-Risikomatrix im Annex 1 der Österrei-
chischen Strategie für Cyber-Sicherheit (ÖSCS) dar-
gestellt. Cyber-Kriminalität, Identitätsmissbrauch, 
Cyber-Angriffe oder der Missbrauch des Internets für 
extremistische Zwecke stellen neue, besondere Her-
ausforderungen für alle betroffenen Akteure dar. Sie 
erfordern ein breites Zusammenwirken staatlicher 
und nichtstaatlicher Stellen auf nationaler und inter-
nationaler Ebene.

Innerhalb der EU ist – wie auch in Österreich – vor 
allem die Funktionsfähigkeit der kritischen Infrastruk-
tur gefährdet. Bevorzugte Ziele sind überregionale 
Einrichtungen von gesamtstaatlicher oder gesamt-
europäischer Bedeutung, etwa im Bereich der Ener-
giewirtschaft, der Wasserversorgung, der Kommuni
kation oder Objekte mit besonderem Symbolwert.

Die »Österreichische Strategie für Cyber Sicher-
heit« sieht die Schaffung einer gesamtstaatlichen 
Cyber-Koordinierungsstruktur auf der operativen 
Ebene vor. Das BM.I wird die Koordination bei den 
entsprechenden Arbeiten übernehmen. Es soll dabei 
vom BMLVS unterstützt werden, auf das die Federfüh-
rung im Cyber-Defence-Fall übergehen würde. Durch 
die Einbindung weiterer Ressorts sowie operativer 
Strukturen aus Wirtschaft und Forschung soll künftig 
ein gesamtstaatliches »Lagebild Cyber-Sicherheit« 
ermöglicht werden. Ziel ist zudem die gemeinsame 
Beratung über zu treffende Maßnahmen auf der ope-
rativen Ebene.

In Zusammenarbeit zwischen öffentlichen Einrich-
tungen und Betreibern kritischer Infrastrukturen sol-
len auch Krisenmanagement- und Kontinuitätspläne 

Bericht zur Reform des Wehrdienstes



51

erstellt sowie regelmäßige Cyber-Übungen abgehal-
ten werden.

Im Cyber-Bereich ist die eindeutige Identifizierung 
von Angreifern und das Erfassen ihrer Absichten und 
Zielsetzungen problematisch, was ein enges Zusam-
menspiel zwischen zivilen und militärischen Kräften 
notwendig macht. Die Beitragsleistung des ÖBH im 
Bereich Cyber-Sicherheit ist zu verbessern.21

Aufgaben des 	
Österreichischen Bundesheeres

Eigenständige Aufgaben des Bundesheeres sind 
der Schutz von militärischen Einrichtungen vor Cyber-
Angriffen sowie die Verteidigung im Cyber-Defence-
Fall. Weitere Aufgaben können sich über Ersuchen der 
zivilen Behörden im Assistenzeinsatz ergeben, wenn 
es um die Erkennung und Abwehr von Cyber-Angriffen 
und die generelle Unterstützung der zivilen Behörden 
auf der operativen Ebene geht.

Weiters leistet das ÖBH einen im Rahmen der 
Österreichischen Strategie für Cyber-Sicherheit defi-

nierten Beitrag zu den gesamtstaatlichen Anstren-
gungen zur Cyber-Sicherheit und – über Anforderung 
der zivilen Behörden – einen Beitrag zur Aufrechter-
haltung der öffentlichen Ordnung und Sicherheit im 
Inneren.

Das ÖBH wird auch dazu beitragen, ein breites 
»Netzwerk von zivilen Cyber-Experten« in der Wirt-
schaft herauszubilden, die über ein spezielles, bereits 
im Rahmen des Wehrdienstes bzw. als Zeit- oder 
Milizsoldaten erworbenes Know-how in den Berei-
chen Sicherheitspolitik und Cyber-Abwehr verfügen. 
Solche, während ihrer Verwendung im ÖBH weiter-
gebildeten zivilen Cyber-Experten können im Rahmen 
der gesamtstaatlichen Kooperation wichtige Aufga-
ben zur Gewährleistung der Cyber-Sicherheit erfüllen. 
Der Grundwehrdienst kann zudem als Basis für die 
Schaffung einer »Cyber-Miliz« genützt werden.

Konkrete Aufgaben des ÖBH im Bereich Cyber-
Sicherheit können sein:22

•• Schutz militärischer Einrichtungen vor Cyber-
Angriffen und Umsetzung der Maßnahmen zur 
IKT-Sicherheit und zur Informationssicherheit im 
Rahmen der gesetzlichen Zuständigkeiten,

Seit 2012 suchen das BMLVS, das BM.I, der Verein Cyber Security Austria und das  
Kuratorium Sicheres Österreich gemeinsam die besten Cyber-Security-Talente.

21	Entwurf zur ÖSS, Empfehlungen zur Verteidigungspolitik (Punkt 14).
22	Vgl. Österreichische Strategie für Cyber-Sicherheit, S. 26.
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•• Beitragsleistung zur gesamtstaatlichen Cyber-
Kooperation und Einsatz des milCERTs in dem von 
der ÖSCS vorgegebenen Rahmen,

•• Computer Network Operations im Cyber-Defence-
Fall,

•• Unterstützung durch die physischen Fähigkeiten 
der Streitkräfte.

Kräfte des Österreichischen Bundesheeres

Die Hauptlast der Einsatzführung wird von einer 
noch zu generierenden Cyber-Truppe getragen. Der 
Schutz vor Cyber-Angriffen ist permanent sicherge-
stellt und erfasst den gesamten Cyber-Raum. Die Auf-
bietung von Angehörigen der Miliz kann erforderlich 
werden
Einsatz von Rekruten:  JA,

•• für niedrige Intensität sofort nach erfolgter Ver-
lässlichkeitsprüfung (bei vorhandener Qualifika-
tion),

•• für hohe Intensität sofort nach erfolgter Verläss-
lichkeitsprüfung (bei vorhandener Qualifikation).

Anforderungen an und 	
Aufgaben für Rekruten

Geeignete Rekruten werden zum frühestmögli-
chen Zeitpunkt und auf der Basis einer abgeschlosse-
nen erweiterten Verlässlichkeitsprüfung (die vor dem 
Einrücken abzuschließen ist, da sonst keine sinnvolle 
Verwendungsdauer möglich wäre) unter Nutzung 
ihrer vorhandenen Qualifikationen im Bereich der 
Cyber-Abwehr und der IKT-Sicherheit eingesetzt.

Im Falle von Cyber-Angriffen ist mit teilweise mas-
siven Auswirkungen auf die öffentliche Sicherheit 
und Ordnung zu rechnen (z. B. Beeinträchtigung der 
Verfügbarkeit und Leistungsfähigkeit bei kritischen 
öffentlichen oder privaten Infrastrukturen und Dienst-
leistern). Daraus resultieren wiederum Aufgabenstel-
lungen für das ÖBH in Assistenz zu den Sicherheits-
behörden. Daher werden Rekruten auch in diesem 

Zusammenhang Aufgaben – ähnlich wie in den ande-
ren Szenarien beschrieben – wahrzunehmen haben.

Im Einzelnen geht es dabei vor allem um folgende 
Anforderungen und Fähigkeiten:

•• allgemeine körperliche bzw. sportliche Fähig-
keiten sowie Kenntnisse und Fähigkeiten in den 
Bereichen Erste Hilfe, ABC-Abwehr und Staats-
bürgerschaftskunde,

•• eine militärische Grundausbildung, die für Ein-
sätze im Bereich Cyber-Sicherheit angemessen ist,

•• umfassende spezifische Kenntnisse und Fähigkei-
ten im Bereich IKT,

•• Grundkenntnisse der maßgeblichen Rechtsgrund-
lagen, insbesondere in Hinblick auf die übertrage-
nen Aufgaben.

7.2.8.	 Szenariounabhängige 	
Verwendung von Rekruten

Über die spezifischen Anforderungen konkreter 
Szenarien hinaus ergeben sich weitere Aufgaben für 
Rekruten, wobei in diesem Zusammenhang die Nut-
zung von bereits vorhandenem Spezialwissen der 
Wehrpflichtigen durch das ÖBH im Vordergrund steht. 
Dies betrifft v. a. jene Rekruten, welche aufgrund ihrer 
vor dem Grundwehrdienst erworbenen Kenntnisse als 
Spezialisten auf ihrem jeweiligen Gebiet einzustufen 
sind. Techniker, IT‑Fachleute und andere Spezialisten 
sollen, nach kurz gefasster allgemeiner militärischer 
Ausbildung, zum frühestmöglichen Zeitpunkt einer 
Verwendung in ihrem Spezialgebiet während des 
Grundwehrdienstes zugeführt werden. Damit kann 
sowohl der vorhandenen Eignung und Neigung der 
Rekruten als auch dem Bedarf des ÖBH an ausgewähl-
ten Spezialisten bestmöglich entsprochen werden.
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Auf das Bundesheer ist Verlass, 24 Stunden jeden Tag, zu jeder Jahreszeit!
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Die Rekrutenbefragung zeigt den Wunsch nach  
mehr Schieß- und Gefechtsausbildung auf.
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8.	 Sofortmaßnahmen zur Reform des 
Wehrdienstes

Verstärkte Dienstaufsicht durch die Komman­
danten aller Ebenen führt zu einer konsequenteren 
Anwendung der Vorschriften über den Umgang der 
Angehörigen des Bundesheeres miteinander und 
somit zu einer von hoher Wertschätzung geprägten 
Haltung gegenüber den Rekruten.

Bei Verstößen gegen die einschlägigen Vorschrif­
ten sind die entsprechenden disziplinären Maßnah­
men konsequent einzuleiten bzw. durchzuführen.

Die für die Umsetzung der verbesserten Umgangs­
formen notwendigen grundsätzlichen Vorschriften 
sind weitgehend vorhanden. Der diesbezügliche 
Evalu­ierungsprozess wird bis Ende 2013 abgeschlos­
sen. Die Umsetzung innerhalb des Bundesheeres 
erfolgt durch die Kommandanten.

8.2.  Erste Reduzierung von 	
Funktionssoldaten

Funktionssoldaten leisten wichtige Beiträge für 
die Aufrechterhaltung des Betriebes im Bundesheer, 
beispielsweise als Wachen, Köche, Kraftfahrer oder 
Mechaniker. Künftig sollen aber nur so viele Funkti­
onssoldaten eingesetzt werden, wie man für die Auf­
rechterhaltung des Betriebes im Bundesheer tatsäch­
lich braucht. Zudem sollen dafür möglichst jene Rek­
ruten Verwendung finden, die bereits eine Lehre bzw. 
eine entsprechende Ausbildung in dem jeweiligen 
Bereich mitbringen. Funktionssoldaten sollen damit 
ein »Berufspraktikum« im Bundesheer ableisten und 
sich dabei auch für ihren Beruf weiter qualifizieren 
können.

Orientiert an dieser grundsätzlichen Zielsetzung 
wurde als »Sofortmaßnahme« eine erste Reduzierung 
von Funktionssoldaten beschlossen. Diese erfolgt 
grundsätzlich ohne Kompensationsmaßnahmen.

Um eine rasche Wirkung bei der Verbesse­
rung von wesentlichen Aspekten des Wehr­
dienstes zu erzielen, wurden Maßnahmen 

erarbeitet, die nun zügig im Bundesheer umgesetzt 
werden.

8.1.  Umgangsformen verbessern

Rekruten sind Soldaten, die sich in das hierar­
chische militärische System einordnen und entspre­
chend ausgebildet werden müssen. Sie bringen aber 
auch unterschiedliche zivile Fähigkeiten in das Bun­
desheer ein. Je nach Verwendungsbereich können sie 
bereits während des Grundwehrdienstes verschie­
dene Leistungen für die österreichische Sicherheit 
erbringen. Rekruten sind daher auch »Mitarbeiter«, 
die entsprechend behandelt und wertgeschätzt wer­
den sollen.

Dazu wurden bzw. werden Anordnungen zur 
detaillierten Umsetzung getroffen. Wichtige Punkte 
sind dabei die verstärkte Kommunikation des mit­
arbeiterorientierten Zugangs auf allen Ebenen, das 
Anheben eines entsprechenden Problembewusst­
seins im ÖBH, die Evaluierung bzw. Ergänzung der 
bestehenden Regelungen, die Schaffung eines Anreiz­
systems sowie eine intensivierte Dienstaufsicht durch 
Kommandanten aller Ebenen. Der Beginn der Umset­
zungen wurde mit Mai 2013 festgelegt.

Bei den Angehörigen des Bundesheeres soll das 
Problembewusstsein beispielsweise durch das Dar­
stellen der negativen Auswirkungen der Verwendung 
unpassender Umgangsformen auf die Wahrnehmung 
des Bundesheeres durch Wehrpflichtige sowie auf ihre 
damit verbundene Einstellung zum Wehrdienst und 
damit auf die Leistungsfähigkeit des ÖBH gefördert 
werden.
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Wichtige Punkte sind dabei restriktive Zuweisun­
gen von Rekruten für Verwendungen als Funktions­
soldaten, die Zuweisung von uneingeschränkt taug­
lichen Rekruten zur Ausbildung bei der Truppe (im 
Rahmen der Kapazitäten) und die zielgerichtete Ver­
wendung von eingeschränkt tauglichen Rekruten. Der 
Beginn der Umsetzung wurde mit Juli 2013 festgelegt.

Die Anzahl der Funktionssoldaten in der Grund­
organisation des Bundesheeres wird in einem ersten 
Schritt im Bereich der Betreuungshelfer/Cafeteria und 
der Kraftfahrer durch die Änderung der Arbeitsabläufe 
und die Neufestlegung des Leistungsangebotes redu­
ziert, ohne dass hierfür zusätzliche Ressourcen in ande­
ren Bereichen aufzuwenden sind.

Die bereits durchgeführten Kontingentierungen für 
die einzelnen Einrückungstermine werden dahinge­
hend angepasst und die betroffenen Wehrpflichtigen 
einer Ausbildung im militärischen Kernbereich zuge­
führt.

Das Serviceangebot der Soldatenheime für die 
Rekruten wird durch diese Maßnahme nicht einge­
schränkt. Aufgrund der bereits durchgeführten Kon­
tingentierungen und der teilweise bereits versandten 
Einrückungsbefehle für die Herbstkontingente 2013 
wird die Masse der Reduzierungen ab 2014 wirksam 
werden.

8.3.  Sportausbildung und Sport mit 
Heeresleistungssportlern

Neben der fundierten militärischen Ausbildung und 
der notwendigen Ausrüstung trägt auch der Sport dazu 
bei, dass Soldatinnen und Soldaten die körperlichen 
und psychischen Herausforderungen, die ihre Einsatz­
aufgaben mit sich bringen, erfolgreich bewältigen. Die 
Sportausbildung muss also zunächst der zielgerichte­
ten Vorbereitung auf Einsätze dienen, die während des 
Grundwehrdienstes oder danach erfolgen können. Die 
Förderung der Gesundheit mithilfe des Sports während 
des Wehrdienstes ist dafür – wie auch für ein gesundes 
Leben nach dem Wehrdienst – eine wichtige Voraus­
setzung. Ziele sind die Verbesserung der körperlichen 
Leistungsfähigkeit sowie die Vermittlung fundierter 
Informationen zum Thema Ernährung.

Darüber hinaus sollen durch die Sportausbildung 
auch verstärkt der »Teamgeist«, das »Zusammen­

gehörigkeitsgefühl« und damit letztlich auch die 
Integration gefördert werden, egal welchen sozia­
len, kulturellen oder religiösen Hintergrund jemand 
hat. Dies erhöht die Bereitschaft und Fähigkeit zu 
gemeinsamen Leistungen für die Sicherheit Öster­
reichs.

Wichtige Punkte sind dabei die Einbindung von 
Leistungssportlern/Heeressportlern in die Sport­
ausbildung der Rekruten, gemeinsame Sport­
wettkämpfe, eine entsprechende militärärztliche/
sportwissenschaftliche Beratung der Rekruten über 
die Zusammenhänge von Ernährung, Fitness und 
Gesundheit sowie Belohnungen für die Verbesserung 
der persönlichen Leistungsfähigkeit. Der Beginn der 
Umsetzung wurde mit Juli 2013 festgelegt.

Bereits bei der Stellung wird es künftig eine 
Bestandsaufnahme des körperlichen und gesund­
heitlichen Zustands der Wehrpflichtigen geben 
(»Leistungscheck«). Ein zweiter Check ist bei Antritt 
des Grundwehrdienstes vorgesehen und ein dritter, 
abschließender, kurz vor dem Abrüsten.

Unter den vorliegenden Rahmenbedingungen 
wird das sportliche, die körperliche Leistungsfähig­
keit fördernde Angebot des Bundesheeres im Rah­
men des Grundwehrdienstes so gestaltet, dass es 
sowohl den militärischen Anforderungen als auch 
den Bedürfnissen der Rekruten entspricht. Vorgese­
hen ist etwa ein »Sportnachmittag« pro Woche mit 
möglichst vielfältigen Angeboten, die auch einen 
militärischen Nutzen haben.

Durch die Einbindung von Heeresleistungssport­
lern und die vermehrte Anwendung des Wettkampf­
prinzips in der Sportausbildung der Rekruten soll das 
Interesse der Rekruten an der Hebung der persönli­
chen körperlichen Leistungsfähigkeit gesteigert und 
die Motivation verbessert werden.

Alle geeigneten Rekruten werden auf den Erwerb 
des Österreichischen Sport- und Turnabzeichens 
(ÖSTA) vorbereitet. Darüber hinaus soll der Erwerb 
weiterer »sportlicher Zertifikate« ermöglicht wer­
den (Schwimm-Leistungsabzeichen, Übungsleiter-
Ausbildung, vertiefendes Nahkampf- und Selbstver­
teidigungstraining etc.). Diesbezügliche Umsetzun­
gen werden nicht für alle Grundwehrdiener möglich 
sein. Sie können aber als Anreiz oder als Belohnung 
für besonders leistungswillige Rekruten eingesetzt 
werden – oder auch als Anreiz, sich länger als sechs 
Monate für das Bundesheer zu verpflichten.
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Insgesamt soll damit ein breiter Mehrfachnutzen 
erzielt werden: für die Einsatzbereitschaft des Bun­
desheeres, für die persönliche Gesundheit und die Fit­
ness der Rekruten und auch für die Gesundheitsvor­
sorge in Österreich.

Die Umsetzung der Maßnahmen ist abhängig von 
der Verfügbarkeit der erforderlichen Sportanlagen. 
Dabei sollen verstärkt Kooperationen mit örtlichen 
Vereinen, Gemeinden und Städten gesucht werden, 
um so mehr Vielfalt zu erzielen.

8.4.  Betreuung der Soldaten ver-
bessern

Auch durch eine verbesserte, zeitgemäße Betreu­
ung der Soldaten kann deren Motivation, ihre Aufga­
ben bestmöglich zu erfüllen, gesteigert werden.

Wichtige Punkte sind dabei die Anordnung zur 
detaillierten Umsetzung, die Öffnung geeigneter 
Betreuungseinrichtungen für Rekruten, der WLAN-
Ausbau in den Kasernen, die Abgeltung von Mehr­
dienstleistungen für Betreuungsaufgaben und der 
Zugang zu Einrichtungen des Heeressportvereins. Der 
Beginn der Umsetzungen wurde mit Juli 2013 festge­
legt.

Weiters ist die Optimierung der vorhandenen 
Betreuungseinrichtungen in den Bereichen Angebot, 
Öffnungszeiten und Zusammenarbeitsmöglichkeiten 
Cafeteria – Soldatenheim geplant.

Durch die Verbesserungen der Betreuungsmög­
lichkeiten wird die Abdeckung der individuellen 
Bedürfnisse der Rekruten in und vor allem außerhalb 
der Dienstzeit auf ein zeitgemäßes Niveau gehoben.

Bei den am Standort bereits verfügbaren Sport-, 
Betreuungs- und Ausbildungseinrichtungen sollen 
regional abgestimmte, flexible Zugangsmöglichkei­
ten geschaffen werden.

Eine weitere Möglichkeit ist die (kostenlose) Aus­
gabe von Gegenständen mit militärischem Bezug 
(z.  B. Taschenmesser, Taschenlampe, Pulsfrequenz­
messgerät) an die Rekruten, zu deren persönlicher 
Verwendung auch nach dem Wehrdienst. 
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In Zukunft werden die rekruten besser ihre Eignungen und  
fähigkeiten in den wehrdienst einbringen können.
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9.	 Ausbildung und Dienstbetrieb 	
für Rekruten

9.1.  Problembeschreibung

Die Ausbildung und der Dienstbetrieb für Rekru­
ten im Rahmen ihres Grundwehrdienstes entsprechen 
nicht mehr in vollem Umfang den geänderten sicher­
heitspolitischen Rahmenbedingungen und den aktu­
ellen gesellschaftlichen Erwartungen an die Durch­
führung des Grundwehrdienstes.

Den jungen Wehrpflichtigen wird aktuell nicht in 
ausreichendem Maß die Möglichkeit geboten, sich 
entsprechend ihren Fähigkeiten und Interessen in 
den Wehrdienst einzubringen. Die Möglichkeiten und 
Anforderungen des Grundwehrdienstes im Bundes­
heer sind derzeit nicht ausreichend auf die persön­
lichen Eignungen, Fähigkeiten und Wünsche der 
Wehrpflichtigen abgestimmt.

Junge wehrpflichtige Staatsbürger identifizieren 
sich oft nur in geringem Maße mit dem Bundesheer. 
Wissen und Verständnis bezüglich Sinn und Zweck 
der Wehrpflicht sowie des gesetzlichen Auftrages 
des Bundesheeres sind bei den stellungspflichtigen 
Staatsbürgern unzureichend. Dieser Mangel konnte 
bislang weder in dem Zeitraum zwischen der Stellung 
und dem Antritt des Grundwehrdienstes noch wäh­
rend des Grundwehrdienstes ausreichend behoben 
werden.

Da die Ausbildung nicht immer ausreichend 
zweck- und erlebnisorientiert gestaltet wird, fehlt 
zum Teil der Anreiz zum Dienst im Bundesheer. Auch 
aus diesem Grund besteht zu wenig Motivation für 
längere Verpflichtungen bzw. spätere Verwendungen 
in der Miliz. So kann in der Wahrnehmung von Rekru­
ten – zumindest in bestimmten Bereichen – aus dem 
Grundwehrdienst kein ausreichender persönlicher 
Nutzen für ihr späteres Leben gezogen werden. Das 
bestätigen auch interne Umfragen.

Rekruten sind aufgrund der Eigenart ihres Diens­
tes als Auszubildende grundsätzlich immer in unteren 
Hierarchie-Ebenen eingesetzt, wodurch ihnen nur 
ein eingeschränkter Einblick in das Gesamtsystem 
Bundesheer zugänglich ist. In Verbindung mit dem 
für junge Staatsbürger ungewohnten militärischen 
Umgangston führt dies zu einem subjektiven Gefühl 
einer zu geringen Wertschätzung.

Der Zweck der Sportausbildung im Bundesheer 
ist, Soldaten körperlich so leistungsfähig zu machen, 
dass sie den Anforderungen des Dienstes im ÖBH und 
insbesondere den spezifischen Herausforderungen im 
Einsatz gewachsen sind. Derzeit nutzt das Bundes­
heer aber noch nicht in vollem Umfang sein vorhan­
denes Ausbildungspotenzial, um den einzelnen Wehr­
pflichtigen seinen individuellen körperlichen Voraus­
setzungen entsprechend im sportlichen Bereich opti­
mal weiterzuentwickeln.

Darüber hinaus schränkt die bestehende Sport­
infrastruktur eine Optimierung in diesem Bereich in 
vielen Garnisonen des Bundesheeres ein.

Die bauliche Infrastruktur für die Unterbringung 
der Rekruten in den Kasernen des Bundesheeres, ein­
schließlich der zugehörigen sanitären Einrichtungen, 
sowie die Qualität der Betreuungseinrichtungen ent­
sprechen in Teilbereichen nicht mehr den zeitgemä­
ßen Standards und damit auch nicht den Ansprüchen 
der Wehrpflichtigen.

Derzeit liegt der Anteil an weiblichen Soldaten 
im Bundesheer unter drei Prozent. Das Bundesheer 
verzeichnet damit gegenwärtig den geringsten Sol­
datinnenanteil aller europäischen Streitkräfte. Unter 
Berücksichtigung des Frauenanteils in den Streit­
kräften der europäischen Partner ist es ein mittel- bis 
langfristiges Ziel, den Anteil der Soldatinnen auf zehn 
Prozent zu heben.
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9.2.   Maßnahmen

Verbesserte Information vor der Stellung

Zur Sicherstellung einer zielgerichteten Infor­
mation über die Möglichkeiten im Rahmen des Wehr­
dienstes sollen Stellungspflichtige bereits vor der 
Stellung umfassend informiert werden.

Dazu sind folgende Maßnahmen zweckmäßig:
•• Intensivierung der Tätigkeit von Informations­

offizieren an Schulen,
•• Durchführung einer »Wanderausstellung Bundes­

heer« in Verbindung mit der Bereitstellung eines 
»Medienkoffers« für Schulen,

•• inhaltliche Optimierung der Bundesheer-Website 
und Einführung von »Social Media« im Bundes­
heer,

•• Informationsveranstaltungen für Stellungspflich­
tige vor der Stellung auf kommunaler/regionaler 
Ebene, 

•• Optimierung des bestehenden Informations­
angebotes bei der Stellung und

•• Erstellung von spezifischen Info-Foldern für Stel­
lungspflichtige und für Grundwehrdiener, denen 

diese Folder noch vor Antritt des Grundwehr­
dienstes ausgehändigt bzw. zugesandt werden.

Die Informationsveranstaltungen für Stellungs­
pflichtige sollen intensiviert werden, ebenso die 
Betreuung der Schulen. Zu diesem Zweck ist auch 
die Anzahl der Informationsoffiziere zu erhöhen, ihre 
Qualität soll verbessert werden und ihre Tätigkeit ist 
auf eine rechtliche Basis zu stellen.

Die Bundesheer-Website wird um einen Infor­
mationsteil über Karrierechancen beim Dienst im 
Bundesheer erweitert.

Optimierung des Stellungsverfahrens

Der Wehrpflichtige wird künftig bei der Stellungs­
untersuchung einem Talentecheck unterzogen. Das 
daraus resultierende Eignungsprofil soll es ermög­
lichen, den Rekruten, aufbauend auf seine Fähig­
keiten, Eignungen und Wünsche, zielgerichtet im 
Grundwehrdienst einzusetzen. Darüber hinaus 
erhält der Wehrpflichtige zu seinem persönlichen 
Nutzen Informationen über seinen Gesundheits- und 
Fitnesszustand.

Die Stellung ist für die meisten Wehrpflichtigen einer der wichtigsten Erstkontakte mit dem Bundesheer.
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Die Ergebnisse der Stellungsuntersuchung sollen 
nach Abstimmung mit den zivilen Behörden auch für 
den Erwerb des zivilen Führerscheins anrechenbar 
werden.

Die Untersuchungsergebnisse der Stellung wer­
den formal neu gestaltet und dem Stellungspflich­
tigen in Form einer »Gesundheitsmappe« inklusive 
»Fitnessbroschüre« übergeben.

Eine automatisierte Körpervermessung im Rah­
men der Stellungsuntersuchung wird die Beklei­
dungsausgabe beim Einrücken zum Grundwehrdienst 
optimieren.

Für die Wehrpflichtigen wird eine ansprechende 
Bekleidung beschafft, die während der Stellungs­
untersuchung getragen wird und anschließend in ihr 
Eigentum übergeht. Die Beschaffung der erforderli­
chen Bekleidungssets ist unter Berücksichtigung des 
Corporate Design sicherzustellen.

Damit soll beim Erstkontakt mit dem Bundes­
heer ein positiver Gesamteindruck beim Stellungs­
pflichtigen entstehen und die Identifizierung mit dem 
Bundesheer gefördert werden.

Die Möglichkeit einer zivilen Anerkennung jener 
medizinischen Untersuchungen, die im Zuge der Stel­
lung erfolgen, ist noch zu klären.

9.3.  Informationsbereitstellung 
während des Stellungsverfahrens

Das Stellungsverfahren stellt in aller Regel den ers­
ten intensiveren Kontakt des Staatsbürgers mit dem 
Bundesheer dar. Zielsetzung des Stellungsverfahrens 
ist

•• die grundsätzliche Eignung des Wehrpflichtigen 
für den Wehrdienst festzustellen (»Talentecheck«) 
und

•• auf der Basis der festgestellten Fähigkeiten, 
Eignungen und Wünsche des Wehrpflichtigen eine 
zielgerichtete Einberufung zum Grundwehrdienst 
zu ermöglichen.

Zur optimalen Erreichung dieser Vorgaben ist der 
Wehrpflichtige zielgerichtet über seine Möglichkeiten 
im Rahmen des Wehrdienstes zu informieren. Diese 
Information hat bereits vor der Stellung zu beginnen 
und erstreckt sich über den Zeitraum während des Stel­
lungsverfahrens bis hin zum Zeitpunkt des Einrückens.

Besonderes Augenmerk wird auf die persönliche 
Beratung des Wehrpflichtigen während der Stel­
lung und bis unmittelbar vor Antritt des Grundwehr­
dienstes gelegt.

Zur Umsetzung der Summe der vorgeschlagenen 
Maßnahmen sind erhebliche Mittel erforderlich.

Die Durchführung der Informationsveranstal­
tungen für Stellungspflichtige auf kommunaler/regi­
onaler Ebene ist nach Möglichkeit im Zusammenwir­
ken mit den bestehenden wehrpolitischen Vereinen 
umzusetzen.

9.4.   Grundlegende Ausbildungs-
module für alle Rekruten

Unabhängig davon, welche Auswahlmöglich­
keiten für Rekruten letztlich zum Tragen kommen, 
sind zwei grundlegende Ausbildungsmodule für alle 
Rekruten vorgesehen. Dabei hat bei allen Rekruten 
eine grundlegende Ausbildung zur militärischen Lan­
desverteidigung im engeren Sinn – also für die Kern­
aufgabe des Bundesheeres – zu erfolgen:
1.	 Modul »Allgemeine Fähigkeiten«:

Dieses Modul umfasst insbesondere die körperli­
che/sportliche Ausbildung sowie die Vermittlung 
entsprechender Kenntnisse und Fähigkeiten in den 
Bereichen Erste Hilfe, ABC-Abwehr, Staatsbürger­
schaftskunde und interkulturelle Kompetenz.

Die entsprechenden Ausbildungen beginnen 
bei Antritt des Grundwehrdienstes und erfolgen 
begleitend während der gesamten Dauer des 
Wehrdienstes.

2. 	 Modul »Militärische Grundausbildung«:
Dieses Modul umfasst eine militärische Grund­
ausbildung in jenem Umfang und in jener Quali­
tät, wie sie für das jeweilige Ausbildungsschwer­
gewicht »Schutz und Hilfe«, »Cyber-Sicherheit«, 
»Militärisches Berufspraktikum« und »Militärische 
Spezialisierung« angemessen sind.
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9.5.  Wahlmöglichkeiten 	
für Rekruten

Ergänzend zu und aufbauend auf die grundlegen­
den Ausbildungsmodule für alle Rekruten sind vier 
Wahlmöglichkeiten vorgesehen.

Die nachfolgende Grafik stellt die grundsätzliche 
Systematik der Ausbildung dar.

Bereits bei der Stellung werden hinkünftig zivile 
Eignungen und Fähigkeiten erfasst und für die Eintei­
lung der Rekruten in die konkrete militärische Funk­
tion berücksichtigt.

Die Konkretisierung zum Talentecheck präzisiert 
die bei der Stellung begonnene Erfassung von Fähig­
keiten und Eignungen weiter. Diese Konkretisierung 
erfolgt bei der Truppe, noch vor der endgültigen 
Einteilung des Rekruten in seine Funktion. Dadurch 
wird eine optimale Nutzung der bestehenden Kennt­
nisse, Fähigkeiten und Eignungen des Rekruten unter 
größtmöglicher Berücksichtigung seiner Einteilungs­
wünsche ermöglicht.

Inwieweit Rekruten in gewünschte Verwendungen 
eingeteilt werden können, wird durch deren persön­
liche Eignung sowie durch die Anzahl der jeweils ver­
fügbaren Funktionen bestimmt. Dem Bedarf im Bun­
desheer entsprechend werden die Bestqualifizierten 
für die jeweiligen Verwendungen in die gewünschten 
Funktionen eingeteilt.

Bereits vor und auch während der Stellung sollen 
Wehrpflichtige daher künftig über die beiden grund­
legenden Ausbildungsmodule (vgl.  9.4) sowie über 
die nachfolgend beschriebenen Wahlmöglichkeiten 
informiert werden, für die sie sich dann bestmöglich 
vorbereiten können:

Wahlmöglichkeit 	
»Schutz und Hilfe«:

Dieses Modul umfasst insbesondere die Ausbil­
dungsbereiche Schutz kritischer Infrastrukturen und 
Objektschutz, Grenzüberwachung, Aufrechterhal­
tung der öffentlichen Ordnung und Sicherheit im 
Inneren sowie Katastrophenhilfe.

In den Bereichen Schutz kritischer Infrastrukturen 
und Objektschutz, Grenzüberwachung sowie Auf­
rechterhaltung der öffentlichen Ordnung und Sicher­
heit im Inneren werden auch Ausbildungselemente 
für mögliche spätere Verwendungen bei der Polizei 
vermittelt.

Wahlmöglichkeit 	
»Cyber-Sicherheit«:

Dieses Modul umfasst Aufgaben in den Bereichen 
IT- und Netzwerksicherheit, sowohl zur Gewährleis­
tung der Netzwerksicherheit im Bundesheer als auch 
für diesbezügliche Beitragsleistungen im gesamt­
staatlichen Kontext. Dazu kommen Aufgaben im 

Grundsätzliche Systematik der Ausbildung im Grundwehrdienst

Anm.: 	Die Ausbildung zur militärischen Landesverteidigung ist sowohl bei Inlandsaufgaben  
als auch bei der Vorbereitung auf einen freiwilligen Auslandseinsatz notwendig.
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Bereich Cyber-Defence sowie mögliche Assistenzleis­
tungen für zivile Behörden.

Alle Rekruten, die als »Cyber-Soldaten« Verwen­
dung finden, sollen eine grundlegende Aus- bzw. 
Weiterbildung in diesen Bereichen erhalten. Darüber 
hinaus sind – je nach Erfordernissen und Fähigkeiten 
– weitere Spezialisierungen und Schwerpunktsetzun­
gen vorzunehmen.

Wahlmöglichkeit 	
»Militärisches Berufspraktikum«:

Dieses Modul umfasst vor allem Verwendun­
gen in Berufsfeldern wie Logistik, Instandhaltung, 
Facility Management, Sicherheit oder Gastrono­
mie. Die Rekruten werden dabei möglichst so einge­
setzt, dass jene Qualifikationen, welche sie bereits 
vor dem Wehrdienst erworben haben, während des 
Grundwehrdienstes genützt und weiterentwickelt 
werden können (z. B. Verwendung eines Schweißers 
als Schweißer). Dabei soll die Möglichkeit bestehen, 
einschlägige Vorbildungen durch den Erwerb weiterer 
Qualifikationen zu vertiefen.

Die Rekruten werden, je nach Bedarf und ent­
sprechend ihren Interessen und Fähigkeiten, in den 
verschiedenen Verwendungsbereichen eingeteilt und 
dort aus- bzw. weitergebildet.

Wahlmöglichkeit 	
»Militärische Spezialisierung«:

Dieses Modul umfasst die Vorbereitung auf eine 
Verwendung als Kadersoldat im Inland und/oder auf 
einen freiwilligen Auslandseinsatz.

Die Rekruten werden – je nach Erfordernis und 
entsprechend ihren Interessen und Fähigkeiten – in 
den verschiedenen militärischen Bereichen speziell 
aus- und weitergebildet.

Alle angeführten Wahlmöglichkeiten bilden in 
ihrer Gesamtheit die Basis für Milizverwendungen. 
Rekruten sind – je nach erfolgter Wahl – schon wäh­
rend des Grundwehrdienstes über mögliche Verwen­
dungen und Karriereoptionen in der Miliz, sowie über 
diesbezügliche Anreize zu informieren. Bei denjeni­
gen, die sich für eine Milizlaufbahn entscheiden, hat 
die Ausbildung möglichst »milizorientiert« zu erfol­
gen.

9.6.  Überarbeitung der 	
Tauglichkeitskriterien

Das bestehende System ist so weiterzuentwickeln, 
dass möglichst viele Stellungspflichtige zum Wehr­
dienst einberufen werden.

Das derzeitige System der Tauglichkeitsfeststellung 
sowie der Leistungsdiagnostik bei der Stellungsunter­
suchung soll besser an die Aufgaben und Anforderun­
gen angepasst werden, mit denen die künftigen Wehr­
pflichtigen voraussichtlich konfrontiert sein werden, 
um für möglichst viele taugliche Rekruten eine zweck­
mäßige und attraktive Ausbildung sicherzustellen. 
Dazu werden die Beurteilungsrichtlinien zur Feststel­
lung der Tauglichkeit für den Dienst als Soldat sowie für 
den Zivildienst überarbeitet.

Die Anforderungsprofile für bestimmte Funktionen 
im Grundwehrdienst sind zu überprüfen und allenfalls 
anzupassen. Ausgewählten Spezialisten wird durch ein 
flexibles System der Zugang zu speziellen Verwendun­
gen im Rahmen des Wehrdienstes ermöglicht (z. B. im 
Bereich der Cyber-Sicherheit).

9.7.  Verständnis der Rekruten für 
die Aufgaben des Bundesheeres 
fördern

Damit Stellungspflichtige und Grundwehrdiener 
ein besseres Verständnis für den Wehrdienst und eine 
höhere emotionale Bindung an das Bundesheer entwi­
ckeln, werden verstärkt Informationen über den Sinn 
und Zweck der Wehrpflicht, über den gesetzlichen 
Auftrag des Bundesheeres sowie über seine konkreten 
Aufgaben anhand der jeweiligen Sicherheitslage ver­
mittelt. Dabei soll auch das Verständnis für die Funk­
tion des Bundesheeres in der Gesellschaft und für die 
Gesellschaft sowie für ihre eigene Rolle als Wehrpflich­
tige gefördert werden. Die Notwendigkeiten des mili­
tärischen Dienstbetriebes sind so besser zu erklären.

Dazu zweckmäßige Maßnahmen sind insbesondere:
•• die Verbesserung der Qualität der politischen Bil­

dung während des Grundwehrdienstes, auch in 
den Bereichen Diversität, interkulturelle Kompe­
tenz und Staatsbürgerschaftskunde,

•• die Verbesserung der sicherheits- und wehrpoli­
tischen Ausbildung und der internen Kommuni­
kation bezüglich aktueller Entwicklungen und 
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Ereignisse mit Bezug zu Bundesheer und Wehr­
dienst,

•• das Kennenlernen von unterschiedlichen Truppen 
und Waffengattungen während des Grundwehr­
dienstes und

•• die Anpassung der externen Information und die 
Optimierung des Informationsoffizierswesens.

Die Umsetzung erfolgt in enger Abstimmung mit dem 
im BMLVS in Aufstellung begriffenen »Zentrum für men­
schenorientierte Führung und wehrpolitische Bildung«.

Eine Überprüfung der bestehenden Regelungen 
des Dienstbetriebes und eine nachfolgende Deregu­
lierung erscheinen dabei zweckmäßig. In Verbindung 
mit einem verbesserten Wissensmanagement sind 
beim Berufspersonal und bei den Rekruten auch die 
Kenntnisse und das Verständnis für die den Dienstbe­
trieb regelnden Bestimmungen zu verbessern.

9.8.  Einrichtung einer 
Informationsplattform für 	
Soldatenvertreter

In Ergänzung der bestehenden Regelungen wird 
durch erweiterte Schulungen und eine neue elektro­
nische Informationsplattform der Informationsstand 
der Soldatenvertreter verbessert und auf ein einheit­
liches Niveau gehoben. Damit soll eine Verbesserung 
und Vereinheitlichung des Informationsstandes aller 
Soldatenvertreter erreicht werden, womit auch einem 
Wunsch der in die Reformarbeit eingebundenen Sol­
datenvertreter Rechnung getragen wird.

Auch diese Maßnahme erfolgt in ihrer Umset­
zung in Abstimmung mit dem in Aufstellung begriffe­
nen »Zentrum für menschenorientierte Führung und 
wehrpolitische Bildung«.

9.9.  Verbesserung der Umgangs-
formen

Der Umgang des militärischen und zivilen Berufs­
personals des Bundesheeres mit Rekruten und anderen 
Soldaten wird konsequent und durchgehend verbes­
sert.

Dazu zweckmäßige Maßnahmen sind insbesondere:
•• die Behandlung und Wertschätzung der Rekruten 

als »Mitarbeiter«,

•• die verstärkte Förderung des Verständnisses der 
Rekruten für die Aufgaben des Bundesheeres und 
für ihre eigene Rolle,

•• die konsequente Beachtung vorhandener einschlä­
giger Vorschriften und Erlässe sowie eine diesbe­
züglich verstärkte Dienstaufsicht durch die Kom­
mandanten aller Ebenen,

•• die Evaluierung, Vereinfachung und – soweit zweck­
mäßig – Anpassung bestehender Regelungen,

•• die verstärkte Sensibilisierung des Berufsperso­
nals hinsichtlich der Bedeutung eines korrekten 
Umgangs miteinander für eine verbesserte Akzep­
tanz des Wehrdienstes durch die Rekruten.

Dazu werden die bereits eingeleiteten Sofortmaßnah­
men konsequent weitergeführt und weiterentwickelt.

Als mittel- und langfristige Maßnahme wird die 
Ausbildung des Bereiches »Menschenführung« bei der 
Offiziers- und Unteroffiziersausbildung intensiviert.

Die Errichtung einer »Feedback-Kultur« durch 
zusätzliche Maßnahmen, etwa durch die Befragun­
gen von Rekruten, ist begleitend einzurichten.

Konsequenzen bei Fehlverhalten des Berufsperso­
nals sind unbedingt erforderlich. Das Einwirken aller 
Vorgesetzten bei Verstößen ist eine Dienstpflicht.

Die Grundlagen für diese Maßnahme werden 
im »Zentrum für menschenorientierte Führung und 
wehrpolitische Bildung« erarbeitet werden.

9.10.  Individuelles Ausbildungs
angebot für Rekruten

Durch die Einführung der vier Wahlmöglichkeiten 
»Schutz und Hilfe«, »Cyber-Sicherheit«, »Militärisches 
Berufspraktikum« und »Militärische Spezialisierung« 
entsteht die Möglichkeit, den Rekruten ein deutlich 
individuelleres Ausbildungsangebot zu offerieren. Im 
Rahmen dieser vier Wahlmöglichkeiten sowie der bei­
den grundlegenden Ausbildungsmodule für alle Rek­
ruten (»Allgemeine Fähigkeiten« und »Militärische 
Grundausbildung«) sind jeweils Pflichtmodule und 
Wahlpflichtmodule vorzusehen.

Pflichtmodule müssen – je nach Einteilung – jeden­
falls absolviert werden. Dazu kommt die Möglichkeit, 
aus unterschiedlichen Wahlpflichtmodulen zu wählen.

Wehrpflichtige erhalten damit die Möglichkeit, 
entsprechend ihrer Qualifikation und Interessen aus 
mehreren Ausbildungsangeboten zu wählen.
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Dabei werden auch der Einrückungstermin und 
der Einrückungsort sowie der Waffengattungswunsch 
nach Möglichkeit berücksichtigt werden. Bis zum 
Beginn des Grundwehrdienstes kann noch eine Ände­
rung der Einteilung erfolgen.

Mit diesem Ausbildungsmodell werden die Erfor­
dernisse der militärischen Ausbildung mit aktuellen 
gesellschaftlichen und bildungspolitischen Bedürf­
nissen harmonisiert. Damit wird auch ein frühzeitiges 
und intensiviertes Teambuilding unter Berücksichti­
gung der Persönlichkeitsentwicklung ermöglicht.

9.11.  Bereitstellung neuer 	
Ausbildungsmittel und Simulatoren

Die Qualität der Ausbildung von Rekruten soll 
durch den vermehrten Einsatz von Simulationssyste­
men angehoben und damit gleichzeitig die Zielerrei­
chung optimiert werden.

Dadurch lassen sich die Effizienz der Ausbildungs­
durchführung und die Motivation – sowohl bei den 
Rekruten als auch bei den Ausbildern – verbessern.

Insbesondere sollen folgende Simulationssysteme 
zur Umsetzung dieser Maßnahme zur Verfügung 
gestellt werden:

•• Schießtechniktrainer/Schießanalysegeräte,
•• Schießsimulatoren für Infanteriewaffen und
•• Fahrsimulatoren.

Die Ausbildung an Fahrsimulatoren bringt den Rekru­
ten auch einen nachhaltigen Nutzen für die Zeit nach 
dem Grundwehrdienst. Damit wird auch ein Beitrag 
zur Erhöhung der Verkehrssicherheit in Österreich 
geleistet.

9.12.  Nutzung von ziviler 
Ausbildungsinfrastruktur und 
Simulatoren

Eine Nutzung verfügbarer Simulationssysteme 
von Blaulichtorganisationen, wie etwa jener des Roten 
Kreuzes oder der Freiwilligen Feuerwehren (z. B. Not­
arztwagensimulator, Überschlagsimulator) zur besse­
ren Ausbildung von Rekruten wird angestrebt.

Erforderliche Richtlinien oder rechtliche Voraus­
setzungen für die Verrechnung von Kosten für die 

gegenseitige Nutzung von Ausbildungsinfrastruktur 
sind jeweils im Detail zu prüfen.

Die Nutzung verfügbarer Einrichtungen – z.  B. 
der Polizei, des Roten Kreuzes bzw. der Feuerwehr – 
durch Anmietung hat im direkten Einvernehmen zwi­
schen Bedarfsträger und Bedarfsdecker zu erfolgen.

9.13.  Betreuung von Rekruten 	
in der Freizeit

Durch die Einführung eines Angebotes zur Sprach­
ausbildung sowie für Sportaktivitäten werden die 
Rekruten auch in ihrer Freizeit zielgruppenorientiert 
betreut.

Mehrkosten sind durch den Einsatz von Berufsper­
sonal außerhalb der Dienstzeit bzw. durch die Anmie­
tung von Sportstätten zu erwarten.

Für die Nutzung von Einrichtungen und Gerät des 
Bundesheeres durch Rekruten zur Freizeitgestaltung 
ist die erforderliche rechtliche Grundlage umgehend 
zu schaffen. Weitere Aktivitäten werden – abhängig 
von der Nachfrage und unter Berücksichtigung der 
gegebenen Möglichkeiten – entwickelt.

9.14.  Ausstellung von Ausbildungs- 
und Verwendungszeugnissen

Die im Rahmen des Wehrdienstes absolvierten 
Ausbildungen sowie die erworbenen Kenntnisse und 
Fähigkeiten sollen dokumentiert und in Zeugnissen 
und Zertifikaten bestätigt werden. Dabei werden 
insbesondere auch »Qualifikationsnachweise« ange­
strebt, die nach dem Wehrdienst im zivilen Berufsle­
ben anerkannt und verwendet werden können.

Die Bestätigung aller absolvierten Ausbildungen 
sowie der erworbenen Kenntnisse und Fähigkeiten 
während des Wehrdienstes erfolgt in Form der soge­
nannten »Kompetenzbilanz«.

Für die Einführung, Akzeptanz und Umsetzung 
dieses kompetenzorientierten Systems der Aus- und 
Weiterbildung ist auch eine externe Bewusstseinsbil­
dung im zivilen Bereich nötig.

Art und Inhalt der Kompetenzbilanz sowie der ein­
zelnen Qualifikationsnachweise, Zeugnisse und Zer­
tifikate sind mit den relevanten zivilen Behörden und 
Interessensvertretungen abzustimmen.
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9.15.  Infrastruktur für Rekruten

Derzeit sind nicht alle Rekruten in adäquaten Unter­
künften untergebracht. Wo die Standards nicht ange­
messen sind, werden sie sukzessive angehoben. Das 
betrifft insbesondere den baulichen Zustand der Unter­
künfte für Rekruten. Zudem sind Sanierungs- und Neu­
baumaßnahmen im Zusammenhang mit Sport- und 
Betreuungseinrichtungen geplant, um die Ausbildung 
und das Umfeld für Rekruten weiter zu verbessern.

Durch die zumindest punktuelle Errichtung tech­
nischer Überwachungs- und Sicherungseinrichtungen 
werden die Voraussetzungen für eine Verringerung 
des Bedarfes an Rekruten für den Dienst als Charge 
vom Tag geschaffen werden.

Die Realisierung der baulichen Maßnahmen 
erfolgt über einen zehnjährigen Zeitraum.

Dazu zweckmäßige Maßnahmen sind insbesondere:
•• die Weiterführung der Sanierungs- und Neubau­

maßnahmen bei den Unterkünften für Rekruten zur 
zielgerichteten Verbesserung ihrer Unterbringung,

•• die Weiterführung der Sanierungs- und Neubau­
maßnahmen von Sporthallen, Fitnessräumen und 
Außenanlagen,

•• die Weiterführung der baulichen Sanierung von 
Betreuungseinrichtungen,

•• die Prüfung möglicher Kooperationen zur Nutzung 
von zivilen Ausbildungs-, Trainings- und Sportan­
lagen sowie

•• die langfristige Zusammenlegung der Betreuungs­
einrichtungen mit den Verpflegseinrichtungen.

Art und Umfang von gleichzeitig durchführbaren bau­
lichen Verbesserungsmaßnahmen sind in hohem Maß 
von der Verfügbarkeit der budgetären Mittel abhängig.

9.16.  Sportausbildung

Die Körper- und Sportausbildung im Bundesheer 
hat den Zweck, Soldaten körperlich so leistungsfähig 
zu machen, dass sie den Anforderungen des Dienstes 
im ÖBH und insbesondere den spezifischen Anfor­
derungen im Einsatz gewachsen sind. Dabei ist zu 
berücksichtigen, dass für die volle Einsatzbereitschaft 
der Rekruten auch ein besonderes Maß an körperli­
cher Leistungsfähigkeit notwendig ist.

Ein damit zusammenhängendes Ziel ist die Förde­
rung der Gesundheit der Rekruten. Dabei geht es um 

Ansprechende Sanitärräume gehören zu den zeitgemäßen Standards in der Unterbringung.
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die Verbesserung und Erhaltung der körperlichen und 
geistigen Leistungsfähigkeit sowie um eine diesbe­
züglich förderliche Ernährung.

In Zukunft ist in diesem Zusammenhang auch der 
volksgesundheitliche Aspekt bei der Sportausbildung 
der Rekruten gezielter zu berücksichtigen.

Durch die verbesserte Sportausbildung sollen 
auch der »Teamgeist«, das »Zusammengehörigkeits­
gefühl« und damit letztlich auch die Integration geför­
dert werden. Das erhöht die Bereitschaft und Fähig­
keit zu gemeinsamen Leistungen für die Sicherheit 
Österreichs.

Das leistungs- und gesundheitsfördernde sportli­
che Angebot im Rahmen des Wehrdienstes wird daher 
so gestaltet, dass es sowohl den militärischen Anfor­
derungen als auch den Bedürfnissen der Rekruten und 
der Gesellschaft entspricht.
Dazu zweckmäßige Maßnahmen sind insbesondere:

•• eine leistungsmedizinische Untersuchung der Rek­
ruten, etwa in Form von körperlichen »Leistungs­
checks« bei der Stellung, bei Antritt sowie bei Been­
digung des Wehrdienstes,

•• die Steigerung der Motivation zum Sport durch ver­
mehrte Durchführung von Wettkämpfen,

•• das Angebot, sportliche Zertifikate zu erwerben 
(beispielsweise das Österreichische Sport- und Turn­
abzeichen – ÖSTA),

•• die Einführung eines militärischen Sportabzeichens,
•• ein erweitertes Wahlsport-Angebot (Einführung von 

Sportnachmittagen),
•• die Forcierung der Aus- und Fortbildung von Sport­

ausbildern,
•• die Einbindung von Heeresleistungssportlern in die 

Sportausbildung der Rekruten,
•• die Verbesserung der bestehenden militärischen 

Sport-Infrastruktur,
•• die Verbesserung der Verfügbarkeit einer zeitgemä­

ßen Sport-Infrastruktur, auch durch Nutzung von 
(zivilen) Kooperationen, soweit dies möglich ist,

•• eine militärärztliche bzw. sportwissenschaftliche 
Beratung der Rekruten zu den Themen Ernährung, 
Fitness und Gesundheit, möglichst begleitend wäh­
rend des gesamten Wehrdienstes, und

•• die Beteiligung an öffentlichen Kampagnen zur 
Gesundheitsförderung.

Dazu werden die bereits eingeleiteten Sofortmaß­
nahmen konsequent weitergeführt und weiterent­
wickelt.

Sport beim Heer wird als nachhaltiger Beitrag zur Gesundheitsförderung forciert.
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Die Motivation zur Verbesserung und Erhaltung 
der körperlichen Leistungsfähigkeit ist auch durch die 
Erweiterung des bisherigen Angebots um neue Sport­
arten mit militärischem Bezug zu unterstützen. Das 
Sportangebot soll möglichst vielfältig sein und auch 
kleinere Sport- und Leistungsgruppen zulassen.

Dabei ist das Bewusstsein um die Sinnhaftigkeit 
sportlicher Betätigung stets durch alle Vorgesetzten 
zu fördern.

Die Anleitung zum Sport erfolgt grundsätzlich im 
Dienst, jedoch soll die Ausübung auch nach Dienst 
ermöglicht werden. Das erfordert in Summe eine grö­
ßere Anzahl an qualifizierten Sportausbildern bei der 
Truppe.

9.17.  Rahmenbedingungen 	
für Soldatinnen

Frauen haben seit mehr als 15 Jahren die Möglich­
keit, als Soldatin Dienst beim Bundesheer zu verse­
hen. Derzeit stehen 277 Soldatinnen in einem Dienst­
verhältnis als Berufsmilitärperson, weitere 84 Solda­
tinnen befinden sich im Ausbildungsdienst. In den 
letzten Jahren hat sich die Anzahl der Soldatinnen 
nur geringfügig erhöht, derzeit liegt ihr Anteil unter 
drei Prozent.

Ziel ist es, den Anteil von Soldatinnen im Bundes­
heer auf zehn Prozent zu steigern. Dazu werden die 
Jobangebote, die Rahmenbedingungen sowie die 
zielgruppenorientierten Personalgewinnungs- und 
Rekrutierungsmaßnahmen verbessert.

Dazu zweckmäßige Maßnahmen sind insbeson­
dere:

•• verbesserte Jobangebote für Frauen,
•• damit einhergehende zielgruppenorientierte 

Werbe- und Rekrutierungsmaßnahmen, auch 
durch Informationsoffiziere,

•• der Einsatz von gezielten Personalentwicklungs­
maßnahmen, wie Mentoring für Soldatinnen,

•• die Anpassung der körperlichen Leistungslimits,
•• die Ausbildung der Soldatinnen anhand eines klar 

definierten Laufbahnbildes,
•• die Anpassung der Ausbildung für alleinerzie­

hende Soldatinnen und Soldaten an eine entspre­
chend familienverträgliche Form und

•• die Berücksichtigung des Bedarfes an Soldatin­
nen in der Personalführung.

Durch flankierende Maßnahmen zur Verbesserung 
der Vereinbarkeit von Beruf und Familie wird der 
Beruf »Soldatin« ensprechend attraktiver gestaltet.

Um die Wirksamkeit von Werbe- und Rekrutie­
rungsmaßnahmen zu verbessern, ist eine ressort­
übergreifende Kooperation zur Abstimmung zweck­
mäßiger Maßnahmen erforderlich. Dabei geht es 
um das optimale Ansprechen der verschiedenen 
Dialoggruppen. In diesem Zusammenhang sind 
insbesondere die Möglichkeiten der an den Schu­
len tätigen Informationsoffiziere des Bundesheeres 
bezüglich einer zielgruppenorientierten Information 
von Frauen zu verbessern. Dabei ist verstärkt auch 
über die Karrieremöglichkeiten im Bundesheer zu 
informieren.

Durch sukzessives Heranführen der Soldatinnen 
an die Ausbildungsziele soll zukünftig die Ausfalls­
rate im Rahmen der Ausbildung verringert werden.

Derzeit ist die Berufsmöglichkeit »Soldatin« in der 
Öffentlichkeit zu wenig bekannt. Das Bundesheer ist 
daher gefordert, auch die breite Öffentlichkeit über 
die Karrierechancen von Frauen im ÖBH zu informie­
ren.

Mittelfristig soll der Frauenanteil im Bundesheer 
auf zehn Prozent wachsen.
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9.18.  Flexibilisierung der 
Dienstzeit

Die Nutzung der für die Ausbildung der Rekruten 
verfügbaren Ausbildungszeit durch die Kommandan­
ten soll zukünftig flexibler möglich sein. Die Ausbildung 
wird mit Schwergewicht von Montag bis Freitag durch­
geführt, wobei zeitintensive, über die tägliche Norm­
dienstzeit hinausgehende Ausbildungsvorhaben vor 
allem zur Wochenmitte hin angesetzt werden. An den 
Wochenenden ist Dienst im Rahmen der Ausbildung 
grundsätzlich nur in Ausnahmefällen vorgesehen.

Im Sinne eines »Zeitkontos« für die Rekruten wird 
als Ausgleich für die Absolvierung von Ausbildungs­
abschnitten mit hoher zeitlicher Belastung in ande­
ren Abschnitten des Grundwehrdienstes die zeitliche 
Belastung entsprechend verringert werden. Durch 
diese Maßnahme wird sowohl den Forderungen nach 
einer intensiven und interessanten Ausbildung als auch 
nach einer für die Rekruten mittel- und langfristig plan­
baren Freizeitgestaltung Rechnung getragen.

9.19.  Zusammenarbeit mit 
Blaulichtorganisationen

Ziel ist es, die bereits bestehende gute Zusammen­
arbeit zwischen dem Bundesheer und den Blaulichtor­
ganisationen weiter zu optimieren und das Verständnis 
für die jeweiligen Aufgaben und Verfahren zu verbes­
sern. Dazu sind die Voraussetzungen für eine intensivere 
Zusammenarbeit im Bereich der Ausbildung zu schaffen. 
Geplant sind dabei auch gemeinsame Übungen während 
des Wehrdienstes, um eine optimale Zusammenarbeit 
im Einsatzfall sicherzustellen. Grundlage dafür sind etwa 
gemeinsame Einsatzszenarien. Die Umsetzung erfolgt 
im Rahmen gemeinsamer Übungskalender.

Dem Ausbildungsstand entsprechend werden Rek­
ruten so rasch wie möglich für reale Einsätze herangezo­
gen. Das bewirkt eine weitere Verbesserung der Ausbil­
dungsqualität der Rekruten und ermöglicht punktuelle 
Unterstützungen von Blaulichtorganisationen bei der 
Wahrnehmung ihrer Aufgaben.

In gemeinsamen Übereinkommen des Bundeshee­
res mit Blaulichtorganisationen werden die Ziele, Inhalte 
und Rahmenbedingungen für eine vertiefte Zusammen­
arbeit festgelegt.

Durch die Einrichtung einer gemeinsamen (Ausbil­

dungs‑)Datenbank mit allen nutzbaren Möglichkeiten, 
Einrichtungen, Ausbildungen sowie Lehr- und Lern­
unterlagen soll die Vertiefung der Ausbildungskoopera­
tion mit zivilen Ausbildungsstätten unterstützt werden. 
Angestrebt wird ein »Pooling & Sharing«, also eine mög­
lichst effiziente Verwendung der vorhandenen Ressour­
cen in unterschiedlichsten Bereichen. Das betrifft etwa 
die Nutzung von Simulatoren, Übungsplätzen und sons­
tigen Einrichtungen.

Derzeit bereits bestehende Ausbildungskooperatio­
nen mit Blaulichtorganisationen (z. B. bei der Ausbildung 
von Rettungssanitätern in den Rettungsorganisationen) 
sollen vertieft und möglichst auf neue Bereiche ausge­
weitet werden. In bestimmten Bereichen werden von 
militärischer wie ziviler Seite gleichermaßen akzeptierte 
Ausbildungen angestrebt (z. B. für schweren Atemschutz, 
gefährliche Stoffe, Maschinisten, Personenretter). Diese 
Ausbildungen sollen mit Abschlüssen bzw. Zertifikaten 
beendet werden, die auch zivil anerkannt werden.

Im Zuge des Stellungsverfahrens sind neben der Eig­
nung bzw. den Wünschen der Rekruten auch die Bedürf­
nisse der Blaulichtorganisationen möglichst zu berück­
sichtigen. Unter Beachtung der militärischen Notwen­
digkeiten soll der Wehrdienst so gestaltet werden, dass 
größtmögliche Synergien für ein ziviles Engagement in 
Blaulichtorganisationen erzeugt werden. Das betrifft 
insbesondere Rekruten mit dem Ausbildungsschwer­
punkt »Schutz und Hilfe«.

Dafür sind die Abklärung der rechtlichen Möglichkei­
ten und eine Standardisierung des Informationsaustau­
sches über Kontingentierung, Einberufung, Ausbildung 
und gemeinsame Übungen oder Einsätze erforderlich.

Die Abgeltung von angebotenen bzw. genutzten 
Ausbildungseinrichtungen (Finanzierung, Ausgleich an 
»Personentagen«) ist gesondert zu beurteilen.

Rekruten, die bereits beim Einrücken über Qualifi­
kationen aus einer Einsatzorganisation verfügen, sollen 
während des Präsenzdienstes nach Möglichkeit dem­
entsprechend gefördert werden. Ziel ist die Nutzung, 
Erhaltung und Weiterentwicklung entsprechender Qua­
lifikationen. Dies kann beispielsweise durch entspre­
chende Verwendungen oder Dienstzuteilungen zu Aus­
bildungsgängen bzw. zum Erhalt von Qualifikationen 
erfolgen.

Gemeinsame Übungen auf den verschiedenen Ebe­
nen der Gebietskörperschaften (Bund, Land, Gemeinde) 
sind zur Vertiefung bestehender Kooperationen im 
Bereich der Ausbildung gezielt durchzuführen.
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Ein Ziel der Reform ist es, mehr Grundwehrdiener von der Grundorganisation  
in die Einsatzorganisation umzuschichten.
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10.	Systemerhaltung NEU

10.1.  Problembeschreibung

Zur Sicherstellung der allgemeinen Betriebs- und 
Sicherheitserfordernisse des Bundesheeres werden 
neben militärischem und zivilem Berufspersonal auch 
Grundwehrdiener als Funktionssoldaten eingesetzt. 
Somit werden Rekruten zu solchen Aufgaben sowohl 
in der Einsatzorganisation als auch in der Grund
organisation (die Organisation zur Bereitstellung und 
zum Betrieb der Streitkräfte) herangezogen. Wehr-
pflichtige haben somit die Möglichkeit, ihre zivilen 
Kenntnisse und Fähigkeiten während des Wehrdiens-
tes in das Bundesheer einzubringen.

Sowohl in der Grund- als auch in der Einsatzor-
ganisation erfüllen diese Funktionssoldaten wichtige 
Aufgaben (beispielsweise als Wachen, Kraftfahrer, 
Köche oder Mechaniker), um die Voraussetzungen 
für die Ausbildung und den Einsatz der Streitkräfte zu 
schaffen.

Der andere Teil der einberufenen Wehrpflichtigen 
absolviert in den Verbänden der Einsatzorganisation 
eine Ausbildung zum spezialisierten Einsatzsoldaten 
in den verschiedenen Waffengattungen.

Von den rund 24 000 jährlich einberufenen Wehr-
pflichtigen wird derzeit jedoch ein zu hoher Anteil als 
Funktionssoldaten verwendet. Damit erhält eine zu 
große Zahl an Rekruten nach der allgemeinen Basis
ausbildung keine vertiefende Ausbildung im militä-
rischen Kernbereich. Dafür gibt es unterschiedliche 
Gründe:

•• Die Funktionsfähigkeit des Bundesheers hängt 
von der Verfügbarkeit von Funktionssoldaten ab 
(unter anderem werden in den Küchen und bei der 
Kasernenwartung Rekruten als Ersatz für perso-
nelle Fehlstellen zur Aufrechterhaltung des Betrie-
bes eingesetzt).

•• Zudem kommt die Art des Dienstes als Funktions-
soldat in vielen Fällen den Bedürfnissen der Wehr-
pflichtigen nach geregelten Dienstzeiten oder 
einer Verwendung nahe ihrem Wohnort durchaus 
entgegen.

•• Darüber hinaus kann das Bundesheer einge-
schränkt taugliche Rekruten, welche nicht im mili-
tärischen Kernbereich verwendet werden können, 
einer physisch weniger fordernden Aufgabe als 
Funktionssoldat zuführen.

Unbeschadet der derzeitigen Notwendigkeit der Ein-
teilung von Wehrpflichtigen zum Dienst als Funktions-
soldat können betroffene Wehrpflichtige in vielen die-
ser Fälle den Sinn des Wehrdienstes nicht erkennen. 
Darüber hinaus ist der subjektive Erlebniswert bei 
einer Verwendung als Funktionssoldat gering. Außer-
dem erhalten Funktionssoldaten meist zu wenig Ein-
blick in die vielfältigen Aufgaben des Bundesheeres.

10.2.  Reduktion von Funktions­
soldaten

Der Einsatz eines gewissen Anteils von Rekruten 
als Funktionssoldaten ist unverzichtbar, weil diese 
durch ihre Tätigkeiten einen wesentlichen Beitrag zur 
Herstellung und Aufrechterhaltung der Einsatzbereit-
schaft der Streitkräfte leisten. Jedoch werden ver-
schiedene dieser Aufgaben zu prüfen sein.

Ein vollständiger Ersatz, etwa durch den Einsatz 
von Berufspersonal oder durch technische Maßnah-
men, ist im Hinblick auf die zu erwartenden Kosten 
nicht machbar. Darüber hinaus ist die Einsatzorgani-
sation derzeit personell nicht in der Lage, alle derzeit 
als Funktionssoldaten verwendeten Rekruten einer 
Ausbildung im militärischen Kernbereich zuzuführen.
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Künftig sollen nur noch so viele Rekruten als 
Funktionssoldaten verwendet werden, wie für die 
Aufrechterhaltung des Betriebes des Bundesheeres 
tatsächlich notwendig sind. Primär sollen dafür jene 
Wehrpflichtigen herangezogen werden, die bereits 
über eine Ausbildung im jeweiligen Bereich verfügen. 
Funktionssoldaten sollen dadurch ein »Berufsprakti-
kum« im Bundesheer ableisten und sich dabei auch 
für ihren Beruf weiter qualifizieren können.

Die Reduktion von Funktionssoldaten im Bun-
desheer ist mit Schwergewicht dort zu betreiben, wo 
Rekruten nach ihrer Basisausbildung nicht in einem 
Organisationselement der Truppe verwendet werden. 
Darüber hinaus wird eine Reduzierung von Funktions-
soldaten auch in jenen Bereichen der Einsatzorgani-
sation angestrebt, wo keine negativen Auswirkun-
gen auf die Einsatzbereitschaft des Bundesheeres zu 
erwarten sind.

Der Umfang der möglichen Verringerung von 
Funktionssoldaten und die damit verbundene gleich-
zeitige Zuweisung zur Ausbildung in militärischen 
Kernbereichen bei der Truppe hängen von der best-
möglichen Umsetzung des generellen Zugangs und 
auch von den verfügbaren Ressourcen ab. Zumindest 
wird aber das derzeitige Verhältnis von Funktions­
soldaten zu Soldaten mit einer Verwendung im militä-
rischen Kernbereich umgekehrt.

10.3.  Servicefachkräfte in den 
Cafeterien

Mit der vorgegebenen Gesamtzahl an Betreuungs-
helfern werden bestmögliche individuelle Lösungen 
für den Betrieb der Cafeterien erarbeitet. Die jährli-
chen Kontingente der dafür notwendigen Wehrpflich-
tigen werden dahingehend angepasst.

In den Soldatenheimen wird zwar das bestehende 
Serviceangebot für Rekruten aufrechterhalten, insge-
samt wird es jedoch beim Service in den Cafeterien zu 
Einschränkungen kommen.

Durch eine Zusammenlegung von Soldatenhei-
men und Cafeterien zu größeren Betreuungseinrich-
tung für alle Soldaten kann dieser Effekt gemindert 
werden. Dafür sind in vielen Garnisonen aber bauliche 
Maßnahmen erforderlich.

10.4.  Kraftfahrer in der Grund­
organisation

Die Anzahl der als Kraftfahrer in der Grundorga-
nisation eingesetzten Rekruten wird um zumindest 
zehn  Prozent reduziert.

Der Einsatz von Rekruten als Kraftfahrer ist jedoch 
weiterhin unumgänglich. Sie werden künftig jedoch 
nur noch für die Durchführung von Personal- und 
Gerätetransporten im Rahmen der Ausbildungsun-
terstützung, der Versorgung, des Einsatzes und zur 
Unterstützung von Kommandanten sowie im Bereich 
der Materialerhaltung eingesetzt.

Die Reduktion der Kraftfahrer ist primär durch 
eine Straffung des Fahrbetriebes, aber auch durch das 
zentrale Bereithalten von Kraftfahrern sowie durch 
den vermehrten Einsatz von Kaderpersonal als Kraft-
fahrer auszugleichen. Mit einem Anstieg der Kosten 
im Bereich Mehrdienstleistungen ist zu rechnen.

10.5.  Bewachung der zu sichernden 
Liegenschaften des Bundesheeres

Durch eine gefährdungsangepasste Neubewer-
tung der Sicherheitserfordernisse soll dort, wo dies 
möglich ist, der Bedarf an militärischen Wachen und 
der dazu einzusetzenden Rekruten verringert werden.

Diese Maßnahme wird durch den Einsatz von 
technischen Sicherheitssystemen ergänzt sowie – 
nach Möglichkeit – durch die Einteilung von vorhan-
denem Überstand-Personal zum Wachdienst. Mit der 
zumindest punktuellen Errichtung technischer Absi-
cherungsmaßnahmen als Ersatz für das Wachperso-
nal entsteht eine spezifische Möglichkeit zur Reduk-
tion von Funktionssoldaten.

Die Aufgabe weiterer militärischer Liegenschaf-
ten kann eine zusätzliche Reduktion des Bedarfes 
an Funktionssoldaten für den Wachdienst ermögli-
chen.

10.6.  Verwendung von Rekruten 
auf Berufspersonal-Arbeitsplätzen

Mangels verfügbarer Arbeitskräfte werden derzeit 
Rekruten auch auf Arbeitsplätzen von Berufspersonal 
eingesetzt (z. B. in den Großküchen).
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Eine Reduktion der Funktionssoldaten in diesen 
Bereichen wäre durch folgende Maßnahmen möglich:

•• Reduzierung der Anzahl der Berufspersonal
arbeitsplätze durch Aufgabenkritik,

•• Einsatz von Leiharbeitskräften,
•• verstärkte Besetzung dieser Arbeitsplätze mit 

Berufspersonal.

10.7.  Ämter, Schulen und 	
Kommanden

Im Bereich der Ämter, Schulen und Kommanden 
wird eine Reduktion der derzeit eingesetzten Rekru-
ten um rund 30  Prozent angestrebt. Die damit ver-
bundenen Leistungseinschränkungen bei den betrof-
fenen Dienststellen sind verkraftbar und daher in Kauf 
zu nehmen.

10.8.  Stellungsstraßen

In den Stellungsstraßen sollen derzeit eingesetzte 
Rekruten weitgehend durch Berufspersonal (Über-
stand-Personal) ersetzt werden.

Dabei ist ein individueller Einsatz von Überstand-
Personal bei allen Stellungsstraßen anzustreben. Eine 
Ausweitung dieser Maßnahme sollte durch frei wer-
dendes Personal im Rahmen der Neuorganisation des 
Sanitätsbereiches des Bundesheeres ermöglicht wer-
den.

10.9.  Mehrfachbesetzung von 	
Funktionsarbeitsplätzen mit 	
eingeschränkt tauglichen Rekruten

Rekruten, deren eingeschränkte Tauglichkeit sich 
erst im Zuge der Einstellungsuntersuchung heraus-
stellt, also nach Antritt des Wehrdienstes, können in 
der Regel keiner weiteren Ausbildung im militärischen 
Kernbereich zugeführt werden. Solche Soldaten wer-
den daher zurzeit – über den eigentlichen Bedarf hin-
aus – als Funktionssoldaten eingesetzt. Das führt in 
der Praxis teilweise zu einer mehrfachen Besetzung 
von Funktionsarbeitsplätzen.

Künftig soll in der Grundorganisation nur noch ein 
Teil der Funktionssoldaten planmäßig kontingentiert 
werden. Jene Rekruten, welche nach der Einstellungs-
untersuchung eine eingeschränkte Tauglichkeit auf-
weisen, werden (auch nach Maßgabe ihrer Eignung) 
umgehend zur Grundorganisation versetzt, um vor-
handene Fehlstellen aufzufüllen.

Zur Umsetzung dieser Maßnahme könnte die Ein-
richtung einer »Personalbörse« zweckmäßig sein, die 
über die Grenzen der einzelnen Bundesländer hinweg 
den Einsatz solcher Rekruten koordiniert.

Durch entsprechende Maßnahmen könnte das 
Problem von Doppelbesetzungen weitgehend gelöst 
werden. Allerdings könnte dies zur Folge haben, dass 
dadurch Einteilungswünsche von Rekruten (Einrü-
ckungstermin, Funktion und Garnison) teilweise weni-
ger gut berücksichtigt werden können als bisher.

10.10.  Reduzierung von Funktions­
soldaten durch Schließung von 	
Liegenschaften

Durch die Einstellung der militärischen Nutzung 
jener Liegenschaften, die bereits gemäß den Ergeb-
nissen der Bundesheer-Reformkommission 2010 defi-
niert sind, sowie allenfalls zusätzlicher militärischer 
Liegenschaften, kann eine weitere Reduktion des 
Bedarfes an Funktionssoldaten erreicht werden.

10.11.  Anpassung der Systematik 
der Einberufung von Wehrpflichti­
gen

Derzeit besteht nur in einem eingeschränkten 
Umfang die Möglichkeit, das regionale Aufkommen 
von Wehrpflichtigen bezüglich des Einrückungster-
mins zu berücksichtigen.

Das aktuelle System der Kontingentierung von 
Wehrpflichtigen erfordert eine Vielzahl an Fremd-
kontingenten23 außerhalb der Vollkontingente bei der 
Truppe. Dadurch ist ein Austausch von Rekruten, bei 
denen erst nach der Einstellungsuntersuchung eine 
Einschränkung ihrer Tauglichkeit und damit auch eine 
Einschränkung ihrer Verwendung im militärischen 

23	  »Fremdkontingente« bedeutet die Ausbildung von Rekruten bei einem Verband mit nachfolgender Verwendung bei 
einer anderen Dienststelle.
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Kernbereich festgestellt wird, nicht möglich. Darü-
ber hinaus resultiert aus diesem System ein erhöhter 
Bedarf an Funktionssoldaten.

Als Folge der Reduktion der Anzahl an Funktions-
soldaten und der Zuweisung der solcherart frei wer-
denden Rekruten zur Ausbildung im militärischen 
Kernbereich bei der Truppe ist eine Adaptierung des 
derzeitigen Systems der Einberufung nötig.

Durch flexiblere Einrückungstermine sollen die 
Möglichkeiten zur Ableistung des Grundwehrdienstes 
im eigenen Bundesland verbessert werden.

Mit einer Synchronisierung der Einrückungster-
mine (Fremdkontingente und Vollkontingente) soll 
die Anzahl an Funktionssoldaten weiter reduziert 
werden. Dadurch kann gewährleistet werden, dass 
auch die Vollkontingente bei den Einsatzverbänden 
mit großteils voll tauglichen Rekruten befüllt werden.

Bei der Umsetzung dieser Maßnahmen sind regio-
nale Einschränkungen bezüglich der militärischen Inf-
rastruktur (Verfügbarkeit von geeigneten Unterkünf-
ten) und der Ausbildungskapazitäten der Verbände 
(Verfügbarkeit von Kaderpersonal für die Ausbildung) 
zu berücksichtigen.
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Künftig sollen nur noch so viele Rekruten als Funktionssoldaten verwendet werden,  
wie für die Aufrechterhaltung des Betriebes des Bundesheeres tatsächlich notwendig sind.
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Die Milizsoldaten bringen zivile Kompetenzen ein  
und sind ein wesentlicher Faktor bei Auslandseinsätzen.
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11.	Die Rolle der Miliz 

11.1.  Problembeschreibung

Gemäß Art. 79 B-VG ist das Bundesheer nach den 
Grundsätzen eines Milizsystems einzurichten. Die Ein-
satzorganisation hat dabei überwiegend Truppen zu 
umfassen, die zu Übungszwecken oder zum Zwecke 
eines Einsatzes zusammentreten.24 Daran hat sich die 
Reform des Wehrdienstes insbesondere zu orientieren.

Zurzeit verfügt das Bundesheer über rund 
25  000  Milizsoldaten, also beorderte Wehrpflichtige 
des Milizstandes. Davon sind etwa 11  000 Soldaten 
in der »Strukturierten Miliz« organisiert, im Wesent
lichen in den zehn Milizbataillonen in den Bundeslän-
dern. Dazu kommen rund 14 000 Soldaten im »Miliz-
anteil« aktiver Verbände, Kommanden und sonstiger 
Dienststellen sowie ca. 200 »Experten« verschiedener 
Fachrichtungen.

Das aus Grundwehrdienern, Berufs- und Zeit
soldaten, Milizsoldaten sowie Zivilbediensteten 
bestehende Mischsystem des Bundesheeres hat sich 
seit seinem Bestehen im Rahmen der Aufgaben
erfüllung im In- und Ausland vielfach bewährt.

Auch wenn in den vergangenen Jahren einzelne 
Schritte zur Attraktivierung des Dienstes in der Miliz 
gesetzt wurden, so besteht insgesamt erheblicher 
Optimierungsbedarf.

So gibt es etwa kein ausreichendes Verständnis für 
Rolle und Auftrag der Miliz, teilweise keine optimale 
Abstimmung zwischen präsenten Verbänden und 
Milizverbänden oder einen Mangel an Milizunteroffi-
zieren und Fachpersonal, etwa im Sanitätsbereich.

Der Mangel an qualifiziertem Personal ist auch auf 
eine unzureichende Information über die Miliz und 
auf zu wenige Werbemaßnahmen für die Miliz zurück
zuführen.

Im Jahr 2006 wurde der Grundwehrdienst um zwei 
auf sechs Monate verkürzt. Als Folge dieser Maß-
nahme entfiel die bis zu diesem Zeitpunkt bestehende 
Möglichkeit, Rekruten nach dem Ende des sechsten 
Monats für weitere 60 Tage zu Truppenübungen und 
damit zum Dienst in der Miliz zu verpflichten. Miliz
soldaten können aber jederzeit zu einem Einsatz
präsenzdienst oder zu außerordentlichen Übungen 
herangezogen werden. Für die Mannschaftsebene 
können derzeit zwölf Prozent jedes Einberufungs
jahrganges zu Milizübungen in der Dauer von 
30 Tagen verpflichtet werden (§ 21 Abs. 3 WG 2001 
i.d.g.F.). Davon wurde in den letzten Jahren jedoch 
nicht Gebrauch gemacht. Mit Inkrafttreten des Wehr-
rechtsänderungsgesetzes 2005 besteht eine Übungs-
verpflichtung nach Abgabe einer Freiwilligenmeldung 
bzw. nach dem Ausscheiden aus einem Dienstverhält-
nis als Soldat bzw. nach Ableistung des Ausbildungs-
dienstes (§ 61 Abs. 3 WG 2001 i.d.g.F.).

Befragungen von Grundwehrdienern zeigen deut-
lich, dass diese unzureichend über Möglichkeiten, 
Chancen und Karrierewege in der Miliz informiert 
sind. Die aktuelle Zahl an freiwilligen Verpflichtungen 
zum Dienst in der Miliz spiegelt diese Tatsache in Tei-
len wider.

Die Einbettung von Soldaten in ihre heimatliche 
»soziale Primärgruppe« ist auch für die freiwillige Mel-
dung zum Dienst in der Miliz von großer Bedeutung. 
Derzeit wird diesem Umstand bei der Einberufung 
nicht in ausreichendem Maß Rechnung getragen. Das 
trägt zur derzeit geringen Zahl an Freiwilligenmeldun-
gen für Verwendungen in der Miliz bei.

Eine Gleichstellung der Frau in Bezug auf den 
Dienst in der Miliz ist verfassungsrechtlich nicht vor-
gesehen. Frauen sind zum Ausbildungsdienst zwar 

24	 Vgl. WG 2001 §1 (Abs. 1).
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heranziehbar, zu Miliztätigkeiten aber nur berech-
tigt.25 Auch im Einsatz erfolgt die Einberufung aus-
schließlich auf Basis »Freiwilliger Waffenübungen«. 
Als Folge davon kann das vorhandene Potenzial an 
Frauen, die am Dienst in der Miliz interessiert sind, 
nicht voll ausgeschöpft werden.

Die Entscheidung zum freiwilligen Dienst in der 
Miliz ist für Wehrpflichtige auch von ihrer beruflichen 
Situation abhängig. In Bezug auf die zeitliche Abkömm-
lichkeit gibt es dabei teilweise Unterschiede zwischen 
den Interessen des jeweiligen Arbeitgebers und jenen 
von Milizsoldaten. Während aus Sicht mancher Arbeit-
geber zusätzliche Abwesenheiten ihres Personals für 
Milizübungen als Belastung betrachtet werden, sehen 
sich Milizsoldaten teilweise gegenüber anderen Arbeit-
nehmern im beruflichen Fortkommen benachteiligt. 
Darüber hinaus werden durch betroffene Milizsolda-
ten und potenzielle Miliz-Anwärter die Sicherheit des 
Arbeitsplatzes sowie der zunehmende wirtschaftliche 
Druck am Arbeitsplatz als besondere Herausforderun-
gen gesehen.26

Die zunehmende Verletzlichkeit unserer Gesell-
schaft könnte diesbezüglich aber einen Einstellungs-
wandel in manchen Arbeitgeberbereichen bewirken. 
Die 2012 identifizierten (rund 400) für das Leben in 
Österreich strategisch besonders bedeutenden Unter-
nehmen müssen etwa auch in besonderem Maß am 
Schutz ihrer kritischen Infrastrukturen interessiert 
sein. Dazu kommt ein steigendes Interesse in allen 
Bereichen der Wirtschaft an der Gewährleistung von 
Cyber-Sicherheit. Milizsoldaten, die bei Übungen Auf-
gaben in solchen Bereichen oder beispielsweise auch 
im Katastrophenschutz oder bei der Aufrechterhal-
tung der öffentlichen Ordnung und Sicherheit im Inne-
ren übernehmen, werden damit auch im Interesse der 
Wirtschaft tätig.

11.2.  Verbesserte Umsetzung 	
des Milizsystems

Aufgrund der verfassungsmäßigen Vorgabe ist 
das Bundesheer als Milizheer einzurichten und ent-
sprechend einzusetzen. Dazu bestmöglich beizutra-
gen, ist auch eine zentrale Aufgabenstellung für alle 
Berufssoldaten.

Die strukturierte Miliz und die Milizanteile bei den 
präsenten Verbänden sind dementsprechend weiter-
zuentwickeln und zu optimieren.

Dazu sind insbesondere folgende grundsätzliche 
Maßnahmen zu setzen:

•• die Formulierung eines klaren Grundauftrages für 
die Miliz, insbesonders für die Bereiche »Schutz 
und Hilfe«, Cyber-Sicherheit, Auslandsengage-
ment und Verteidigung,

•• die klare Zuordnung von Verantwortungen für die 
Milizverbände, etwa für die Katastrophenhilfe 
oder den Schutz kritischer Infrastrukturen,

•• damit zusammenhängend auch die Förderung 
regionaler Bindungen und einer verbesserten 
Identifikation von Milizsoldaten mit ihrer jeweili-
gen Aufgabenstellung (»militärische Heimat«),

•• regelmäßige Milizübungen, auch gemeinsam mit 
»Blaulichtorganisationen«,

•• bestmögliche Koordination zwischen den präsen-
ten Verbänden und Milizverbänden,

•• die Prüfung der Einführung eines »Unteroffizier-
Anwärter-Jahres« zur bestmöglichen Motivation 
und Qualifikation von Freiwilligen für die Milizun-
teroffiziersausbildung,

•• die bestmögliche Nutzung von Einjährig-Freiwilli-
gen als Milizoffiziersnachwuchs, 

•• die gezielte Heranziehung der Miliz für Einsätze in 
Österreich,

•• die Förderung von freiwilligen Auslandseinsätzen 
von Milizsoldaten,

•• die Stärkung der strukturierten Miliz,
•• die möglichst frühzeitige (schon vor der Stellung) 

Information über Milizverwendungen, Miliz
karrieren und Milizübungen sowie breite, dialog-
gruppengerechte Werbemaßnahmen für die Miliz,

•• die möglichst frühzeitige Motivation für Miliz-
verwendungen, Milizkarrieren und Milizübungen 

25	§ 39 WG 2001 i.d.g.F.
26	Vgl. derStandard.at vom 15. 3. 2013: Zukunftsaussichten der Jugend schlechter als bei Elterngeneration (IMAS-

Umfrage).
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durch die Schaffung und Umsetzung eines umfas-
senden Anreizsystems,

•• die möglichst frühzeitige (schon während des 
Grundwehrdienstes) Vorbereitung von jenen 
Rekruten, die sich für Milizverwendungen melden, 
auf Milizaufgaben im Inland und Ausland

•• sowie auch die Berücksichtigung von Fragen der 
Heeresorganisation.

Zusätzlich werden nachstehend angeführte Maßnah-
men gesetzt.

11.3.  Die Rolle der Miliz in der 	
Wahrnehmung der Rekruten

Art, Umfang und Qualität der Information für 
Wehrpflichtige über den Dienst als Milizsoldat sind zu 
verbessern sowie vor und während der Stellung zeit-
gemäß zu präsentieren. 

Die Wehrpflichtigen sollen vor dem Beginn ihres 
Grundwehrdienstes umfassend über Rolle und Aufga-
ben der Miliz sowie über die Karrieremöglichkeiten als 
freiwilliger Milizsoldat informiert werden.

Den Rekruten werden die Möglichkeiten und 
Karrierechancen in der Miliz durch gemeinsame Aus-
bildung und Übungen mit Milizsoldaten während 
ihres Grundwehrdienstes näher gebracht.

11.4.  Einrichtung von Servicestel-
len für die Miliz

In den Bundesländern sollen »Servicestellen« 
als zentrale Anlaufstellen für Interessierte und für 
Milizsoldaten mit konkreten Anliegen eingerichtet 
werden.

Diese sollen »kundenfreundliche« und »service-
orientierte« Informationen für Milizsoldaten und für 
potenzielle Interessenten für den Dienst in der Miliz 
bereitstellen, zu einer verbesserten Personalgewin-
nung beitragen und im Sinne der »militärischen Hei-
mat« für Milizsoldaten wirken.

Voraussetzung für die Wirksamkeit dieser Maß-
nahme ist eine entsprechende personelle Ausstattung 
der Milizbetreuung.

Unterstützend ist die Installierung einer »Optimie-
rungsbox« für die Milizsoldaten (Briefkasten/Internet, 
externes Vorschlagswesen) vorgesehen.

11.5.  Bessere Rahmenbedingungen 	
für die Miliztätigkeit von Frauen

Für Frauen werden die Möglichkeiten zur Leistung 
des Dienstes in der Miliz verbessert. Sie sollen nach 
absolviertem Ausbildungsdienst die Möglichkeit zu 
einer rechtlich verbindlichen Freiwilligenmeldung 
erhalten, auf deren Grundlage die Verpflichtung zu 
Einsätzen und Übungen besteht. Dafür sind entspre-
chende gesetzliche Voraussetzungen zu schaffen.  

Es kommt zu keinen Mehrkosten, da die gleichen 
Kosten wie bei den männlichen Wehrpflichtigen anfal-
len.

Zudem sollen die Möglichkeiten der Zuordnung 
von Frauen zu einer Einheit oder Dienststelle der 
Einsatzorganisation (analog den Bestimmungen die 
männlichen Wehrpflichtigen betreffend) und der frei-
willigen Meldung zu Milizübungen geschaffen wer-
den.

Der Unterschied zu den männlichen Wehrpflich-
tigen bleibt dahingehend bestehen, als die »ex-lege-
Verpflichtung« gemäß § 61 Abs. 3 Wehrgesetz 2001 
i.d.g.F. für Frauen nicht existiert.

11.6.  Einbettung des Milizsystems 	
in Wirtschaft und Gesellschaft

Das zivile Arbeitsumfeld des am Dienst in der Miliz 
interessierten Wehrpflichtigen soll von den Vorteilen 
der Miliztätigkeit überzeugt werden. 

Dazu zweckmäßige Maßnahmen sind:
•• Verstärkung der Kommunikation zwischen Bun-

desheer, Wirtschaft und Gesellschaft bis auf die 
Ebene der Bezirksverwaltungsbehörden,

•• verbesserte Information über die Aufgaben des 
Bundesheeres und der Miliz im Interesse von 
Staat, Wirtschaft und Gesellschaft,

•• gegenseitige Anrechnung ziviler und militärischer 
Ausbildungen,

•• Schaffung von Anreizen für Unternehmen, die 
Milizsoldaten beschäftigen bzw. für Wehrdienst-
leistungen abstellen und

•• Schaffung von Anreizen für Arbeitnehmer, die es 
für den Einzelnen vorteilhaft machen, in der Miliz 
aktiv zu sein.

Regelmäßige und systematische Kontakte zwischen 
Vertretern des Bundesheeres und den relevanten 
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Vertretern aus Wirtschaft und Gesellschaft bis auf 
die Ebene der Bezirksverwaltungsbehörden sind 
eine wesentliche Voraussetzung zum Herstellen 
eines gemeinsamen Verständnisses für die jeweiligen 
Bedürfnisse und Abhängigkeiten.

11.7.  Aus-, Fort- und Weiterbildung 	
sowie Übungen optimieren

Die Rahmenbedingungen und Angebote für die 
Aus-, Fort- und Weiterbildung der Milizsoldaten wer-
den verbessert.

Dazu zweckmäßige Maßnahmen sind:
•• Schaffung eines flexiblen Ausbildungsangebotes 

(E-Learning, Fernunterrichte, Wochenendsemi-
nare etc.), 

•• Verbesserung der Kenntnisse im Bereich Verwal-
tungs- u. Bearbeitungssysteme sowie

•• vermehrte Verwendung in der Präsenzorgani-
sation (z. B. Ausbildung in den Einsatzverfahren 
und Gefechtstechniken des »Kampfes im urbanen 
Gelände«),

•• schwerpunktmäßige Förderung des Milizka-
ders und der Weiterbildungs-/Qualifikations
möglichkeiten für Milizsoldaten,

•• Sicherstellung einer Übungssystematik, die dem 
Milizverband regelmäßige Übungen mit Voll-
truppe ermöglicht.

Die Ausbildung für die Miliz ist so zu organisieren, 
dass sie von den  Milizsoldaten im Einklang mit deren 
zivilen Verpflichtungen absolviert werden kann.

Eine Aktualisierung der Curricula für die Milizaus-
bildung ist erforderlich.

11.8.  Betreuung der Miliz durch die 	
Präsenzorganisation

Die Betreuung der im Milizstand befindlichen 
Soldaten durch die Präsenzorganisation wird in allen 
Verwendungsbereichen (weiterführende Ausbildung, 
Übungen, Verwendung im Ausland etc.) verbessert.

Dazu zweckmäßige Maßnahmen sind:
•• Ausbau von hauptamtlichen Miliz-/Mobilma-

chungselementen auf allen Führungsebenen mit 
der Verantwortung für personelle und materielle 
Vorkehrungen (Mob-/Milizfachpersonal),

•• die regelmäßige Information von Milizsoldaten 
über Aktivitäten ihres Verbandes sowie die Einla-
dung zu und Einbindung bei der Gestaltung von für 
die Miliz relevanten Terminen, 

•• verstärkte Abbildung von Milizfachpersonal in der 
Präsenzorganisation,

•• Schaffung einer breiteren Basis für die Personal-
gewinnung der Miliz unter vermehrter Einbindung 
der vorhandenen Führungsstrukturen bis auf Ein-
heitsebene und

•• Aufnahme des Themenbereiches »Miliz und 
Mobilmachung« in die Curricula von Lehrgängen 
und Ausbildungskursen des Bundesheeres.

Die Abbildung der Milizbetreuung ist auf allen Füh-
rungsebenen des Bundesheeres analog ihrer Ver-
antwortung und ihres Umfanges adäquat umzuset-
zen. Der Rolle des Milizbeauftragten – als zentrale 
Ansprechperson im Bundesheer – für alle Belange der 
Miliz kommt dabei eine wesentliche Bedeutung zu.
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Hinkünftig wird eine Übungssystematik angestrebt,  
die dem Milizverband regelmäßige Übungen mit Volltruppe ermöglicht.
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Das Bundesheer ist traditionell ein Ort der Integration von  
jungen Menschen unterschiedlicher kultureller und sozialer Herkunft.
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12.1.  Problembeschreibung

Durch die für alle jungen Männer geltende Wehr-
pflicht werden auch der soziale Zusammenhalt und 
die Integration in Österreich gefördert. Der Wehr-
dienst wirkt sich daher positiv für den sozialen Frieden 
in unserem Land aus. Er bedeutet auch gleichsam eine 
»Anerkennung« der Staatsbürgerschaft von Men-
schen mit Migrationshintergrund. Die Wehr»pflicht« 
wird damit zum »Recht«, sich im wichtigen und sen-
siblen Sicherheitsbereich vollberechtigt einbringen zu 
können. Die damit verbundene Leistung für das Land 
ermöglicht auch eine stärkere Identifikation mit dem 
Land.

Rekruten wirken während ihres Grundwehrdiens-
tes teilweise zum ersten Mal mit Menschen anderer 
sozialer, regionaler, kultureller bzw. religiöser Her-
kunft in einer Arbeitssituation zusammen. Während 
des Dienstes beim Bundesheer sind junge Menschen 
mit unterschiedlicher Prägung für sechs Monate 
gefordert, allenfalls vorhandene Vorbehalte zu über-
winden, und sie haben die Chance, individuelle Stär-
ken anderer wahrzunehmen.

Das integrative Zusammenwirken und das Zusam-
menleben werden dabei aber aufgrund der starken 
Prägung des Österreichischen Bundesheeres durch 
die sogenannte »Mehrheitsgesellschaft« erschwert. 
Die nicht ausreichende interkulturelle Ausbildung 
von Führungskräften im Bundesheer sowie mangeln-
der Raum für strukturierten interkulturellen Dialog, 
in welchem auftretende Differenzen unterstützend 
analysiert und bearbeitet werden können, sind dabei 
besonders zu berücksichtigen. 

12.	Wehrpflicht und Integration

Dazu kommt, dass das Thema Integration bis-
her zu wenig Beachtung in seiner Bedeutung für 
die Einsatzbereitschaft des Bundesheeres findet. 
Interkulturelle Kompetenz bedeutet nämlich auch 
bessere Leistungs- und Führungsfähigkeit in einem 
interkulturellen Umfeld, welches heute in Österreich 
selbst sowie bei Auslandseinsätzen des Bundeshee-
res gegeben ist.

Bisher wurde zu wenig berücksichtigt, dass Viel-
falt und Diversität einen großen Mehrwert bedeu-
ten, wenn sie auf der Grundlage eines gemeinsamen 
Verständnisses von Grund- und Freiheitsrechten zur 
Wirkung kommen. Das Bundesheer verfügt auch 
deshalb über zu wenig Kaderpersonal mit Migrati-
onshintergrund.

12.2.  Ziele und Maßnahmen 

Der Förderung der Diversität und des integrativen 
Zusammenlebens und Zusammenwirkens, von Men-
schen mit und ohne Migrationshintergrund soll künf-
tig im Rahmen des Wehrdienstes besondere Beach-
tung geschenkt werden.

Dabei sollen insbesondere folgende Hauptziele 
verfolgt und Maßnahmen gesetzt werden:
1.	 Förderung der Zusammengehörigkeit und des 

Bekenntnisses zu Österreich, insbesondere durch 
•• die Vermittlung von demokratiepolitischen 

und historischen Grundlagen Österreichs, 
•• die Vermittlung von »rechtskulturellen Wer-

ten«, wie sie in der »Rot-Weiß-Rot-Fibel« 
beschrieben werden;27

27	 In Bearbeitung befindet sich auch ein österreichischer Entwurf für eine »EU-Wertefibel«, die dann ebenfalls zu berück-
sichtigen wäre.
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2.	 Stärkung der Einsatzbereitschaft des Bundeshee-
res, insbesondere durch
•• die Förderung und Bewusstmachung gemein-

samer Leistungen für das Land,
•• die Forcierung der Teamausbildung, 
•• die Förderung sprachlicher Fähigkeiten (ins-

besondere Deutsch), welche für eine optimale 
Aufgabenwahrnehmung erforderlich sind,

•• die verstärkte Entwicklung interkultureller 
Fähigkeiten, unter Berücksichtigung diesbe-
züglicher Beispiele bei der Polizeiausbildung,

•• die bewusste Nutzbarmachung von Diversität 
für Einsätze des Bundesheeres;

3.	 Verbesserung der Chancen von Menschen mit 
Migrationshintergrund, insbesondere durch

•• die Nutzung und Weiterentwicklung besonderer 
Fähigkeiten, etwa im IKT-Bereich, 

•• die Minimierung wehrdienstrelevanter Defizite, 
vor allem im sprachlichen Bereich,

•• die Förderung von spezifischen Qualifikationen 
und Abschlüssen und damit die Beitragsleistung 
zur besseren Integration von Menschen mit Migra-
tionshintergrund in den Arbeitsmarkt durch Wei-
terbildung/Qualifizierung beim Bundesheer,

•• die Förderung von Kadersoldaten mit Migrations-
hintergrund.

Vorbehalte – sowohl von Kadersoldaten gegenüber  
Rekruten als auch von Rekruten untereinander nach 
Beginn des Grundwehrdienstes – sollen rasch abge-
baut und das Leistungsvermögen der militärischen 
Einheiten erhöht werden. Individuelle Stärken sind zu 
fördern und sollen gewinnbringend in den Wehrdienst 
eingebracht werden.

Dazu zweckmäßige Maßnahmen sind:
•• verstärkte Information und Motivation der Kader-

soldaten über einen respektvollen Umgang mit 
Rekruten, 

•• Einführung eines einschlägigen Handbuches als 
Leitfaden für den Umgang miteinander, welches 
auch Aspekte des interkulturellen Dialogs beinhal-
ten soll,

•• verstärkte Information der Rekruten über einen 
respektvollen Umgang untereinander, 

•• Einführung eines »Führungssteuerungssystems« 
mit Messkriterien für Rekruten und Kaderperso-
nal,28

•• Einführung eines Teambuilding-Prozesses für die 
Rekrutenausbildung und 

•• das Angebot zur Teilnahme an Förderseminaren 
»Deutsch«.

Das Teambuilding soll durch praktische Anwendung 
der Prinzipien zum Führungsverhalten im Rahmen 
einer erlebnisorientierten Ausbildung, im täglichen 
Dienstbetrieb und durch Förderung von Gruppener-
lebnissen unterstützt werden.

Geplant sind auch spezifische Maßnahmen im 
Bereich der Miliz sowie Querschnittsmaßnahmen, 
insbesondere 

•• die Einrichtung von »Milizbotschaftern mit Migra-
tionshintergrund« in den verschiedenen integrati-
onsrelevanten Communitys,

•• die Förderung von Informationsoffizieren mit Mig-
rationshintergrund

•• und die Förderung von »Integrationsbotschaf-
tern« mit Migrationshintergrund.
Zu den in diesem Kapitel definierten Zielen und 

Maßnahmen wird ein umfassendes Konzept gemein-
sam vom BMLVS und dem BM.I erarbeitet werden. 
Die Umsetzung der Maßnahmen wird auch in enger 
Abstimmung mit dem im BMLVS in Aufstellung 
begriffenen »Zentrum für menschenorientierte Füh-
rung und wehrpolitische Bildung« erfolgen.

Das Österreichische Bundesheer kann damit ins-
gesamt zu einem Vorzeigemodell für den Ansatz 
»Integration durch Leistung« werden.

28	Vorgesehen ist die Implementierung eines Umfragetools für Rekruten zur besseren Orientierung der Kommandanten 
auf Einheitsebene. 
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Bereits jetzt kooperieren Bundesheer und Polizei erfolgreich  
auf Basis von bestehenden Verwaltungsübereinkommen.
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Der medizinische Check bei der Stellung soll für die  
»Führerscheinuntersuchung« anerkannt werden.
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13.	Rechtliche Aspekte

13.1.  Allgemeines

Die Umsetzung eines großen Teils der Maßnah-
men zur Reform des Wehrdienstes kann im Rahmen 
der geltenden Rechtsordnung erfolgen. Für einzelne 
Maßnahmen sind allerdings entsprechende legisti-
sche Schritte erforderlich.

Dabei wurde auch geprüft, ob die Umsetzung auf 
einfachgesetzlicher Ebene erfolgen kann oder Ände-
rungen im Verfassungsrang erfordert.

Die im Folgenden dargestellten Bearbeitungs-
ergebnisse beziehen sich auf jene Maßnahmen, zu 
deren Umsetzung es jedenfalls einer entsprechenden 
Legislativmaßnahme bedarf.

13.2.  Freizeitbetreuung bzw. 	
Zurverfügungstellung von 	
Freizeiteinrichtungen 

Für eine Betreuung von Soldaten während ihrer 
Freizeit (z. B. durch freiwillige Teilnahme an Freizeit-
veranstaltungen) bzw. die Zurverfügungstellung von 
Freizeiteinrichtungen für Soldaten außerhalb ihrer 
Dienstzeit (z. B. Sportplätze zur privaten Nutzung) 
bedarf es einer gesetzlichen Grundlage. Dies könnte 
im Heeresgebührengesetz  2001 (HGG  2001) weitge-
hend problemlos realisiert werden.

Darüber hinaus wäre für etwaige Schäden infolge 
von Unfällen ein entsprechender Versicherungsschutz 
erforderlich. Dies könnte entweder im Rahmen einer 
gesetzlichen Lösung (HGG  2001 und Heeresversor-
gungsgesetz) oder auf Basis von Verträgen mit priva-

ten Versicherungsträgern sichergestellt werden. Eine 
allfällige Änderung des Heersversorgungsgesetzes 
bedürfte jedenfalls einer entsprechenden Akkordie-
rung mit dem dafür zuständigen BMASK.

13.3.  Adaptierung der Regelungen 
betreffend Dienste vom Tag, 	
Bereitschaften und Wachen

Die Vorschläge hinsichtlich einer flexiblen Rege-
lung der Mannschaftsstärke der einzuteilenden 
Dienste vom Tag und der Wachen sind bereits nach 
geltendem Recht erfüllt (vgl. §  20 Abs.  2 erster Satz 
ADV bzw. § 22 Abs. 5 erster Satz ADV). Eine einschlä-
gige Änderung der ADV wäre daher nur hinsichtlich 
des Bereitschaftsdienstes erforderlich (§  21 Abs.  1 
ADV).

13.4.  Rechtliche Basis für 	
Informationsoffiziere

Wenngleich eine gesetzliche Verankerung der 
Informationsoffiziere nicht zwingend erforderlich 
scheint, wird der gegenständliche Vorschlag – ins-
besondere im Hinblick auf seine Publizitätswirkung 
– als zweckmäßig erachtet. Systematisch wäre eine 
derartige Regelung im Wehrgesetz  2001 (WG  2001 
i.d.g.F.) zu normieren. Darauf aufbauend wäre in 
weiterer Folge eine Normierung des Informations-
offizierswesens in den einschlägigen Schulgesetzen 
anzustreben.
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13.5.  Mitgabe der Stellungs­
bekleidung als Sachleistung

Die legislative Umsetzung dieses Vorschlages 
könnte jederzeit eingeleitet werden (Änderung des 
§ 12 HGG 2001 i.d.g.F.).

13.6.  »Führerscheinuntersuchung« 
im Rahmen der Stellung samt 	
entsprechender Anerkennung

Die Anerkennung der Ergebnisse der Stellungs-
untersuchung für die Erlangung eines Führerscheines 
erfolgt nach dem Empfängerprinzip. Daher wäre im 
Führerscheingesetz sicherzustellen, dass die Stel-
lungsuntersuchung materiell als »Führerscheinunter-
suchung« anerkannt wird. 

Es ist grundsätzlich anzumerken, dass im Rahmen 
der Stellung nur jene Daten ermittelt werden dürfen, 
die für eine Einberufung in das Bundesheer erforder-
lich sind. Untersuchungen im Rahmen der Stellung, 
die keine militärische Relevanz haben, sind verfas-
sungsrechtlich unzulässig (Art. 79 Abs. 1 B-VG).

13.7.  Mögliche Reduzierung der 
Erstverpflichtungsdauer bei 	
Milizübungen 

Die legislative Umsetzung dieses Vorschlages 
könnte jederzeit eingeleitet werden (Änderung des 
§ 21 WG 2001 i.d.g.F.).

13.8.  Anpassung der Beitrags­
grundlage für die Pensions­
versicherung an die tatsächlichen 
Bezüge

Die Umsetzung erfordert eine Änderung des Allge-
meinen Sozialversicherungsgesetzes (ASVG) und wei-
terer Sozialversicherungsgesetze für die einschlägi-
gen Berufsgruppen (Bauern etc.). Die Umsetzbarkeit 
ist in erster Linie von der Lösung der Finanzierungs-
frage abhängig.

13.9.  Generelle Anrechnung des 
Präsenz- und Ausbildungsdienstes 
auf zeitabhängige Rechte 	
(auch ohne Arbeitsverhältnis)

Die Umsetzung erfordert eine Änderung des 
Arbeitsplatzsicherungsgesetzes (§ 8 APSG).

13.10.  Freiwillige Meldung zu 	
Milizübungen für Frauen

Nach geltendem Recht sind freiwillige Meldungen 
zu Milizübungen unwiderruflich und verpflichten – je 
nach Funktion in der Einsatzorganisation – zu einer 
Gesamtdauer von 150, 120 oder 30 Milizübungstagen. 
Dieses System ist auf Frauen – aufgrund ihres verfas-
sungsgesetzlich gewährleisteten Rechtes, den Dienst 
beim Bundesheer jederzeit beenden zu können – ohne 
Verfassungsänderung nicht übertragbar.

13.11.  Einführung einer	
»Kompetenzbilanz«

Eine Umsetzung dieses Vorschlages könnte in 
Anlehnung an §  41 des Zivildienstgesetzes (ZDG) in 
der Fassung der ZDG-Novelle 2013 auch im Wehrge-
setz 2001 (i.d.g.F.) erfolgen. Demnach wäre Rekruten 
ein schriftlicher Nachweis über die im Wehrdienst 
absolvierten Ausbildungen sowie über die erworbe-
nen Kenntnisse und Fähigkeiten auszustellen (Kom-
petenzbilanz). Die Anerkennung der erworbenen 
Kompetenzen erfolgt jedoch nach dem Empfänger-
prinzip, d. h., es wäre in den einschlägigen Fremd-
gesetzen sicherzustellen, dass die beim Bundesheer 
erworbenen Ausbildungen, Kenntnisse und Fähigkei-
ten entsprechend anerkannt werden.

13.12.  Verbesserungen für die Miliz

Maßnahmen zur Sicherstellung der bedarfsge-
rechten, einfacheren Aufbietung der Miliz sowie zur 
Beseitigung von potenziellen Nachteilen im Zusam-
menhang mit Übungstätigkeiten sind zu prüfen.
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14.	Umsetzung, Evaluierung 	
und Finanzierung 

Für die Umsetzung des Konzeptes zur Reform 
des Wehrdienstes bedarf es konkreter und 
detaillierter Durchführungsplanungen im 

BMLVS und im BM.I unter Einbindung anderer betrof-
fener Ressorts bzw. ziviler Behörden. Diese Planungen 
sind gemeinsam sowie im Verantwortungsbereich der 
jeweiligen Ministerien durchzuführen und im Zuge 
der Umsetzung weiter abzustimmen sowie laufend im 
jeweiligen Bereich zu evaluieren und auf staatlicher 
Ebene zu kommunizieren.

Die gesetzten Maßnahmen zur Umsetzung der 
Wehrdienstreform sind regelmäßig gesamtstaatlich 
zu evaluieren und zu bewerten. Dazu wird erstmals 
Ende 2014 berichtet.

Ein wesentlicher Teil der Reformmaßnahmen ist 
kostenneutral umzusetzen. Für andere Maßnahmen 
sind interne Umschichtungen erforderlich. Darüber 
hinaus würden Mehrkosten für spezifische Maßnah-
men – vor allem in den Bereichen Infrastruktur, Aus-
bildungsmittel, Objektsicherung und Systemerhal-
tung – anfallen, die nicht im geltenden Finanzrahmen 
bedeckbar sind.
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16.	 Abkürzungsverzeichnis

A
ABC	 Atomar, Biologisch, Chemisch
ADV	 Allgemeine Dienstvorschriften
AG	 Arbeitsgruppe
APCIP	 Austrian Program for Critical 

Infrastructure Protection 
(Österreichisches Programm zum Schutz 
kritischer Infrastrukturen)

APSG	 Arbeitsplatzsicherungsgesetz
ASBÖ	 Arbeiter-Samariter-Bund Österreichs

B
BA	 Basisausbildung
BAK	 Bundesarbeiterkammer
BMASK	 Bundesministerium für Arbeit, Soziales 

und Konsumentenschutz
BM.I	 Bundesministerium für Inneres
BMLVS	 Bundesministerium für Landes

verteidigung und Sport

E
EPCIP	 European Program for Critical 

Infrastructure Protection 
	 (Europäisches Programm zum Schutz 

kritischer Infrastrukturen)
ER	 Expertenrat
EU	 Europäische Union
EUV	 Vertrag über die Europäische Union

G
GASP	 Gemeinsame Außen- und 

Sicherheitspolitik
GSVP	 Gemeinsame Sicherheits- und 

Verteidigungspolitik

H
HGG	 Heeresgebührengesetz

I
IKT	 Informations- und 

Kommunikationstechnologie

K
KSE-BVG	 Bundesverfassungsgesetz über 

Kooperation und Solidarität bei 
der Entsendung von Einheiten und 
Einzelpersonen in das Ausland

L
LK	 Landwirtschaftskammer
LRÜ	 Luftraumüberwachung

M
MEDEVAC	 Medical Evacuation
MHDA	 Malteser Hospitaldienst Austria
milCERT	 militärisches Computer Emergency 

Response Team

O
ÖBFV	 Österreichischer 

Bundesfeuerwehrverband
ÖBH	 Österreichisches Bundesheer
ÖBRD	 Österreichischer Bergrettungsdienst
ÖGB	 Österreichischer Gewerkschaftsbund
ÖRK	 Österreichisches Rotes Kreuz
ÖSCS	 Österreichische Strategie für Cyber 

Sicherheit
ÖSS	 Österreichische Sicherheitsstrategie
ÖSTA	 Österreichisches Sport- und 

Turnabzeichen
OSZE	 Organisation für Sicherheit und 

Zusammenarbeit in Europa
ÖWR	 Österreichische Wasserrettung

S
SKI	 Schutz kritischer Infrastrukturen

U
USV	 Umfassende Sicherheitsvorsorge

V
VSG	 Vorbereitungs- und Steuerungsgruppe

W
WG	 Wehrgesetz
WKÖ	 Wirtschaftskammer Österreich
WLAN	 Wireless Local Area Network

Z
ZDG	 Zivildienstgesetz
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